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Vorwort 



Die vorliegende Abhandlung will auf rechtsvergleichen- 
der Grundlage einen Beitrag zum deutschen Parlaments- 
recht liefern. Das Thema, das sie sich gewählt hat, ist in 
der Literatur allerdings weit weniger stiefmütterlich be- 
handelt worden als manche andere Frage aus diesem lange 
Zeit so ungebührlieh vernachlässigten Gebiete. Immerhin 
hat es, soweit ich sehe, eine monographische Bearbeitung 
bisher nicht gefunden. Daß auch die hier unternommene 
Darstellung nicht erschöpfend sein soll, zeigt schon der 
Titel an. 

Die Arbeit ist im Seminar des Herrn Geh. Hofrat 
Prof. Dr. Jellinek entstanden; es ist mir ein Bedürfnis, 
meinem hochverehrten Lehrer auch an dieser Stelle meinen 
aufrichtigsten Dank auszusprechen. 

Heidelberg, im November 1908. 

Onido Leser. 
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Erstes Kapitel. 
Die parlamentarische Legitimationsprilfung. 



Die Geschichte der parlamentarischen Wahlprüfung ist 
für alle Zeiten mit einem Ereignisse von höchster Wichtig- 
keit verknüpft; mit der französischen Revolution. In Frank- 
reich hat die Frage, wie in der Versammlung der Reichs- 
stände von 1789 die vörification des pouvoirs vorzunehmen 
sei, die einschneidendste Bedeutung gewonnen: der dritte 
Stand verlangt eine gemeinsame Beratung und Beschluß- 
fassung über die als erster Gegenstand zur Verhandlung 
kommenden Wahlprüfungen; als diese Forderung von den 
beiden anderen Ständen schroff zurückgewiesen wird, er- 
klärt er, die Gesamtheit seiner Mitglieder sei legitimiert, 
und sie sei die Nationalversammlung^. Seit diesem welt- 
geschichtlichen Momente ist es eines der Ergebnisse der 
revolutionären Epoche geblieben, daß das Wahlprüfungsrecht 
vollständig und für immer den französischen Kammern er- 
obert worden ist, wiewohl noch in der berühmten könig- 
lichen Sitzung vom 23. Juni 1789 Ludwig XVI. sich die 
letzte Entscheidung auf diesem Gebiete zu sichern suchte. 

Der jetzt in Frankreich maßgebende Art. 10 des Ver- 
fassungsgesetzes vom 16. Juli 1875 lautet: „Chacune des 
Chambres est juge de Tögibilitö de ses membres et de la 
rögularitö de leur ölection." Dabei sei hervorgehoben, daß 

^ Vgl. Jellinek, Gutachten fär den XJX. Deutschen Juristentag, 
S. 128 f. 
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die Kammer hinsichtlich der Wahlprüfung als „un jury 
souverain" gilt^. Dies äußert sich in verschiedenen Um- 
ständen: Zunächst hemmen Tod, Mandatsniederlegung und 
Gefangennahme eines Gewiüiltan die Wahlprüfung nicht. 
Femer kann eine Abteilung der Kammer bei der Wahl- 
prüfung sowohl amtliche Korrespondenzen als Gerichtsakten 
requirieren. Schließlich wird aus der Bezeichnung der 
Kammer als jury souverain unter anderm gefolgert, daß 
auch eine gerichtliche Untersuchung ihre Aktion nicht 
hemmt, und daß ihre Entscheidung nicht motiviert werden 
darf. Im Zusammenhang hiermit steht dann auch ihr Recht 
auf Einleitung einer parlamentarischen Enquete. 

Frankreichs Beispiel hat auf eine ganze Reihe von 
Staaten eingewirkt*. In Belgien, in den Niederlanden, in 
Österreich, in Norwegen, in Dänemark, in Spanien, Portugal 
und Rumänien, in der Schweiz, in Griechenland, in Rußland, 
in den Vereinigten Staaten von Nordamerika entscheiden die 
Parlamente über die Wahlen ihrer Mitglieder. In einem andern 
Staate ist eine Regelung getroffen, die immerhin gewisse 
Abweichungen von diesem Typus zeigt, wenn sie auch 
schließh'ch zu ihm zurückkehrt. Es ist Italien. Hier* 
besteht für die Prüfung der Wahlen zur Deputiertenkammer 
ein Ausschuß von zwanzig Abgeordneten, die vom Präsi- 
denten der Kammer ernannt werden. Ein Ablehnungsrecht 
haben diese Mitglieder nicht. Für die Tätigkeit des Aus- 
schusses (giunta delle elezioni) ist ein besonderes Reglement 



^ Eine ausführliche Behandlung^ des französischen Rechts liegt nicht 
im Rahmen dieser Arbeit. Vgl. Jaques, Wahlprüfung, S. 17 ff, Anm. 8, 
und vor allem die eingehende Darstellung bei Pierre, Trait6 de droit 
politique 6lectoral et parlementaire, 2 i6me Edition 1902, p. 393—445. 

' Vgl. im einzelnen die N'achweisungen, die J a q u e s a. a. O. S. 18 ff. 
^ibt. — Für Spanien s. jetzt auch, was die Prüfung der Wahlen durch 
die Kommissionen im Kongreß anlangt: Torres Campos, Das Staats- 
recht des Königreichs Spanien inMarquardsens Handbuch IV, I, 8, § 24, 
S. 35. — Für Rußland: Art. 102 der Staatsgrundgesetze vom 23. April 1906. 
* J a q u e s , a. a. O. S. 25; S e y d e 1 , Gutachten für den XIX. Deutschen 
Juristentag, S. 138 f.; Brusa, Das Staatsrecht des Königreichs Italien 
in Marquardsens Handbuch des öffentlichen Rechts IV, I, 7 (1892), 
§ 17, S. 135 ff. (mit reichen Literaturangaben). 
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aus dem Jahre 1868 maßgebend. Die Giunta ernennt einen 
Berichterstatter, dessen Bericht sie in privater Sitzung ent- 
gegennimmt. Ist die Wahl angefochten, so setzt der Aus- 
schuß alsdann entweder den Tag der öffentlichen Beratung 
fest, oder er beschließt noch die Vornahme von Unter- 
suchungen. Kommt es zur öffentlichen Verhandlung, so 
wird deren Zeit mindestens drei Tage zuvor durch Anschlag 
am Kammergebäude bekannt gemacht; auch werden die 
Dokumente , die sich auf die Wahl beziehen , wenigstens 
zwei Tage vorher in der^ Kanzlei der Kammer zur Einsicht 
der Beteiligten aufgelegt. Die öffentliche Beratung erfolgt 
kontradiktorisch; als Streitteile können persönlich oder 
durch Vertreter die Unterzeichner des Wahlprotestes* und 
der gewählte Abgeordnete auftreten. Der Ausschuß kann 
Zeugen vorladen, auch die Parteien sind hierzu berechtigt; 
nur den von Amts wegen Geladenen stehen Gebühren zu. 
Die Giunta kann aber auch ein Untersuchungskomitee von 
drei Mitgliedern aus ihrer Mitte wählen, das auch an Ort 
und Stelle Erhebungen anzustellen in der Lage ist. Der 
Ausschuß ist mithin mit allen Attributen eines Gerichtshofes 
ausgestattet. Aber Seydel hat recht: „desinit in piscem." 
Der Antrag, den die Giunta schließlich stellt, geht zur end- 
gültigen Entscheidung an die Kammer selbst. 

Auch die Einzelstaaten des Deutschen Reiches sind dem 
französischen System gefolgt^ und haben die Legitimations- 
prüfung den Kammern zugewiesen. Sie stimmen in ihren 
Grundsätzen dabei weitgehend mit dem Reichsrechte über- 
ein. Hier seien nur solche Bestimmungen der deutschen 
Gliedstaaten besprochen, die Anspruch auf eine gewisse 

* Anfechtungsberechtigt sind die Wähler des betreffenden Wahl- 
kollegiams and die Kandidaten, die bei der Wahl Stimmen erhalten 
haben. 

^ Die Wahlprüfungsbestimmungen in den deutschen Einzelstaaten 
stellt erstmals zusammen: Zoepfl, Grundsätze des gemeinen deutschen 
Staatsrechts, 11. Teil, 5. Aufl., § 375, 8. 380 f. Heute ist hierfür zu ver- 
gleichen: Meyer-An schütz, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, 
6. Aufl., S. 330, Anm. 5 und Stoerk, Handbuch der deutschen Ver- 
fassungen, 1884. 
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Singularität erheben können. Daneben geben einzelne in 
der Literatur entwickdte Ansichten zu Bemerkungen 
Anlaß. 

In Preußen finden sieh, was das Abgeordnetenhaus 
betrifft y im wesentlichen die gleichen Vorschriften, die uns 
bei der Betrachtung des Reichsreehts beschäftigen werden ^. 

Auch für die bayrische Abgeordnetenkammer kon- 
statiert Max Yon Seydel* mit Recht fthnHches Verfahren 
und ähnliche Rechtsgrundsätze, wie sie für die Legitimations- 
prüfling der Reichstagsmitglieder gelten. Hervorzuheben 
ist, daß nach ausdrücklicher Vorschrift das Recht der Wahl- 
beanstandung der R^erung und einem jeden Wahlberech- 
tigten bezuglich der in seinem Wahlbezirke gewählten Ab- 
geordneten zukommt*. 

Eine interessante Bestimmung aus dem Gebiete des 
materiellen Rechtes der Wahlprüfung enthält Artikel 31 des 
bayrischen Landtagswahlgesetzes vom 9. April 1906^®: „Die 
Bestechung der Wähler hat, Yorbehaltlich der im Straf- 
gesetzbuche getroffenen Bestimmungen, die Ungültigkeit der 
Wahl, soweit sie die Bestechenden und die Bestochenen 
betriffi, zur Folge." 

Das württembergische Recht zeigt mannigfache 
Abweichungen von den Regeln des Reichsrechts**. Die 



^ Auf die Literatur wird ebenfalls erst im «reiteren Verlaufe der 
Darstellimg einzugehen sein. 

» Bayrisches Staatsrecht, Erster Band, 2. Aufl., 1896, S. 4891 — 
Am gleichen Orte 8. 436—444 (§ 102) gibt Sejdel eine vonügliche Dar- 
stellung des bayrischen Wahlpräfongsrechts. 

* Geschäftigangsgesetz Tom 1'9. Januar 1872, Art 5, Abs. 2, 3. 

^® Piloty-T. Sutner, Bayrische Yerffissnngsnrkande , 2. Aufl. 
1907, 8. 370. 

^* Literatur: Bobert von Mo hl. Das Staatsrecht des Königreichs 
Württemberg, 2. Aufl., 1840, L Bd., 8. 574ff.; Bitzer, Regierung und 
Stande in Württemberg, 1882, 8. 163 flF.; O. v. Sarwey, Das Staatsrecht 
des Königreichs Württemberg, H. Bd., 1883, § 108, 8. 202 ff.; L. Gaupp, 
Das Staatsrecht des Königreichs Württemberg (Handbuch des öffentlichen 
Bechts m. Erster Halbband, 2. Abteilung), 2 Aufl., 1895, § 30, 8. 102 f. 
und (fast gleichlautend) Karl Göz, Das Staatsrecht des Königreichs 
Württemberg, 3. Aufl. des Gauppschen Handbuches 1904, § 30, 8. 107 f. 
In der Fassung der Beform durch das Gesetz vom 16. Juli 1906 gibt die 
Vorschriften wieder: K. Göz, Die Yerfassnngsurkunde fmr das Königreich 
Württemberg, 8. 317 ff., 442 ff., 450, 452. 
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Mitglieder beider Kammern haben vor ihrem Eintritte in 
die Ständeversammlung ihre Berechtigung hierzu speziell 
nachzuweisen. Bei den gewählten Mitgliedern geschieht 
dies durch Vorlegung der Wahlurkunde oder durch Bezug- 
nahme auf das Wahlprotokoll ^^, bei den übrigen durch 
Vorzeigung des Einberufungsschreibens. Eine vorläufige 
Prüfung dieser Legitimation erfolgt in der Regel durch den 
ständischen Ausschuß, der die von einem Landtage zum 
andern „zur ununterbrochenen Wirksamkeit der Repräsen- 
tation des Landes" notwendigen Geschäfte besorgt " und 
aus zwölf Personen, nämlich den Präsidenten der beiden 
Kammern, zwei Mitgliedern der Ersten und acht der Zweiten 
Kammer, besteht. Diese Vorprüfung tritt nämlich ein, wenn 
die Eröffnung einer Ständeversammlung nach allgemeinen 
Neuwahlen oder nach vorangegangener Schließung eines 
Landtags stattfindet. Nach allgemeinen Neuwahlen werden 
die wiedergewählten Mitglieder des Ausschusses selbst zur 
Prüfung ihrer eigenen Legitimation durch die zuerst legiti- 
mierten Abgeordneten ersetzt. Der König ist berechtigt, 
zu dem Legitimationsgeschäfte des Ausschusses Kommissarien 
abzuordnen. Dem Ausschusse steht dabei nur die Erledigung 
solcher Legitimationen zu, bei denen sich keine Anstände 
ergeben; die Entscheidung im Falle erhobener Anstände 
ist ausschließlich Sache der betreffenden Kammer. Wird 
jedoch eine Wähl vom Ausschusse beanstandet, so kann der 
zu Legitimierende vorerst nicht in die Ständekammer ein- 
treten. Der ständische Ausschuss hat am Tage vor dem im 
Einberufungsschreiben bestimmten Termine dem Staats- 
ministerium von dem Erfolge des Legitimationsgeschäftes 
Anzeige zu erstatten. Die Eröffnung der Ständeversamm- 
lung geschieht nur, wenn die zur Beschlußfähigkeit einer 
Kammer erforderliche Zahl von Mitgliedern für legitimiert 
erklärt ist. 



** Tgl. Art. 37, Abs. 3 des Landtagswahlgesetzes. 
^^ § 187 Verf.-Ürkunde, ' Über die Bildung dieses Aasschusses s. 
§ 190 a. a. O. 
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Tritt eiir Mitglied erst später ein, so erfolgt seine 
Legitimation bei der betreffenden Kammer. Das Ergebnis 
muß dem Staatsministerium vorgelegt werden ; auch ist der 
andern Kammer davon Nachricht zu geben. (§§ 159, 160 
Verf. -Urkunde.) Bei ihrer Prüfung ist die Kammer an die 
Vorentscheidung des ständischen Ausschusses in keiner 
Weise gebunden. Auch kann nach der herrschenden An* 
sieht die Berechtigung zum Eintritte in die Ständeversamm- 
lung auch ohne die genannten Legitimationsurkunden nach- 
gewiesen werden ^*. Eine formelle Schranke für das Wahl' 
Prüfungsgeschäft besteht indes darin, daß der Kammer 
die Wahlakten nicht mitgeteilt werden. Und eine weitere 
bedeutsame Grenze ist der Legitimationsprüfung der Ab- 
geordnetenkammer dadurch gezogen, daß die Wahlnichtig- 
keitsgründe gesetzlich erschöpfend festgelegt sind. Nach 
Artikel 21 des Landtagswahlgesetzes ist nämlich eine Wahl 
nur dann ungültig: 

1. wenn der Gewählte zur Zeit der Wahl wahlunfähig war; 

2. wenn er sich, um bei der betreffenden Wahl Stimmen 
zu erhalten, einer Bestechung, einer Erpressung oder 
eines Betruges schuldig gemacht hat und — wie zu er- 
gänzen sein wird — hierwegen rechtskräftig verurteilt 
worden ist; 

3. wenn wesentliche Vorschriften für das Wahlverfahren 
unbeachtet geblieben sind, und weder eine nachträgliche 
Ergänzung möglich, noch nachgewiesen ist, daß durch 
die Nichtbeachtung der Wahlvorschrift das Ergebnis der 
Wahl materiell nicht beeinflußt werden konnte. 

Dabei kann (Art. 22, Abs. 2 des Landtagswahlgesetzes) 
eine Wahl wegen Nichtbeachtung der für das Wahlverfahren 
geltenden Vorschriften nach Ablauf von fünfzehn Tagen 
vom Eintritte des Gewählten in die Abgeordnetenkammer 
an nicht mehr beanstandet werden. 



1* Bitzer, a. a. O. ß. 165; v. Sarwey, a. a. O. § 106, S. 192, 
Anm. B; Gaupp, a. a. O. S. 102; Göz, Kommentar S. 318, Anm. 3 zu 
§ 159 Verf.-Urkunde. Dagegen: v. Mohl, a. a. O. S. 600. 



VII 2 7 

Ist der Gewählte noch nicht in die Abgeordneten- 
kammer eingetreten, so hat (Art. 23 des Landtagswahl- 
gesetzes) das Ministerium des Innern, unbeschadet der end- 
gültigen Entscheidung durch die Kammer, eine neue Wahl 
unter anderm dann anzuordnen, wenn die unzweifelhafte 
Wahl Unfähigkeit des Gewählten nach der Wahl eintritt, 
und wenn er wegen bei der Wahl verübter Bestechung, 
Erpressung oder Betrugs gerichtlich verurteilt worden ist 
Wird nach dem Eintritte eines Gewählten in die Ab- 
geordnetenkammer eine. Neuwahl notwendig, ohne daß der 
Landtag versammelt wäre, so hat der ständische Ausschuß, 
vorbehaltlich des Rechts der Abgeordnetenkammer zur Ent- 
scheidung über nachträgliche Anstände, die Regierung um 
Anordnung der Neuwahl zu ersuchen (Art. 24, Abs. 2 :des 
Landtagswahlgesetzes). 

In Sachsen ^*^ findet eine provisorische Legitimation 
der Ständemitglieder durch die Einweisungskommission 
ihrer Kammer statt, die in der Regel deren Direktorium 
vom letzten Landtage ist. Die gewählten Mitglieder legi- 
timieren sich dabei durch die Missive, durch die jedes 
Ständemitglied zum Landtage einberufen wird (§ 115 V. U., 
§§ 2 ff. der Landtagsordnung). Mit der Konstituierung 
einer Kammer tritt an Stelle der Einweisungskommission 
der Präsident des Hauses (Landtagsordnung § 3, Abs. 1, 
Hs. 2). Die Kammern sind herrschender Ansicht nach 
darauf beschränkt, „ein einberufenes Mitglied für berechtigt 
oder für unberechtigt zu erklären; sie sind nicht befugt, 
' ein nicht einberufenes Mitglied für berechtigt zu erklären 
und in die Kammer aufzunehmen^. Denn „niemand kann 



^' H. G. Opitz, Das Staatsrecht des Königreichs Sachsen, II. Bd., 
S. 74 ff ; König, Das im Königreich Sachsen für die Wahlen zur Zweiten 
Kammer der Standeversammlung gegenwärtig geltende Recht, im Archiv 
für off. Recht, Bd. XVII, S. 34ff. ; C. V. Fricker, Grundriß des Staats- 
rechts des Königreichs Sachsen, S. 143 ff. Für den Gesetzestext: Bin- 
ding, Deutsche Staatsgrundgesetze, 6. Heft. 
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Mitglied einer Kammer werden, den nicht die Regierung 
bezw. die Wahlbehörde für berechtigt hält" ". 

Ist bei einer durch Namensaufruf erfolgten Abstimmung 
die Stimme eines Mitgliedes entscheidend gewesen , das 
später wegen Ungültigkeit der Wahl oder mangels der ge- 
setzlichen Befähigung aus der Kammer auszuscheiden ge- 
nötigt war^ und wird dies vor Ende des Landtags bemerkt, 
so ist, falls nicht die königliche Genehmigung des Be- 
schlusses bereits erfolgt ist, die Abstimmung zu wiederholen 
(§ 6, Abs. 4 der Landtagsordnung). 

Erwähnt sei endlich die Vorschrift des Wahlgesetzes 
(§ 52), daß jede Wahl lediglich aus der freien Überzeugung 
der Wählenden hervorzugehen hat. „Wird durch unerlaubte 
Mittel auf die Wahl einzuwirken gesucht, so treten die Be- 
stimmungen des Strafgesetzbuches ein." 

In Baden" ist dem in § 41 der Verfassung nieder- 
gelegten Rechte jeder Kammer, über die streitigen Wahlen 
der . ihr angehörigen Mitglieder zu erkennen , durch eine 
Bestimmung des Verwaltungsrechtspflegegesetzes *® eine 
Schranke gezogen. . Denn nach § 3 Ziffer 18 dieses Ge- 
setzes in der Fassung des § 74 des Landtagswahlgesetzes 

'• So Fr icke r a. a. O. S. 147 f. Übereinstimmend König a. a. 
O. S. 87. Anderer Meinung: Opitz a. a. O. S. 75 f. Opitz gesteht 
(S. 74) der Regierung das Recht zu, ,,das Wahlverfahren zu prüfen und 
eventuell selbst unter Kassierung des gesamten Verfahrens eine Neuwahl 
zu veranstalten^. Er bemerkt hierzu (Anm. 60), dieses Recht ergebe sich 
«chon aus dem Grundsatze, daß die Oberbehörden in reinen Verwaltungs- 
Sachen berechtigt bezw. verpflichtet sind, ein gesetzwidriges Verfahren 
der Unterbehörde aufzuheben. Der Kammer will er die oberste Ent- 
schließung belassen. Nun besagt aber § 6 des Wahlgesetzes klipp und« 
klar : „Zweifel über die Stimmberechtigung oder Wählbarkeit werden von 
den Verwaltungsbehörden entschieden. — Handelt es sich aber darum, 
einem Mitgliede der Elammer die Mitgliedschaft zu entziehen, so steht 
der Kammer die Entscheidung zu.^ 

^'^ F. Wielandt, Das Staatsrecht des Großherzogtums Baden, in 
Marquardsens Handbuch III, I, 3, S. 67; Glockn er. Badisches Ver- 
fassungsrecht, S. 110 ff., 229 ff.; vorzüglich Ernst Walz, Über die Prüfung 
der parlamentarischen Wahlen zunadist nach badischem Recht (Separat- 
abdruck aus Nr. 14 ff. der Zeitschrift für badische Verwaltung und Ver- 
waltunffsrechtspflege, 1902). 

*^ Vgl. Georg Meyer, Das parlamentarische Wahlrecht, heraus- 
gegeben von Jellinek, S. 707. 
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vom 24. Augiist 1904 hat über die Stimmberechtigung bei 
den Wahlen zu den beiden Kammern der Ständeversamm- 
lung auf Klagen gegen Entscheidung der Verwaltungs- 
behörden in erster und letzter Instanz der Verwaltungs- 
gerichtshof zu erkennen. Klageberechtigt ist dabei nur 
derjenige, dessen Stimmberechtigung in Frage steht *•. Die 
Rechtskraft eines vorherigen Urteils des Verwaltungs- 
gerichtshofes bedeutet eine rechtliche Bindung der prüfenden 
Kammer. Jellinek faßt diese Ansicht in den überzeugen- 
den Satz: „Da die individuelle Berechtigung die Voraus- 
setzung der organschaftlichen Tätigkeit der Wähler ist, so 
ist die über die Gültigkeit der Wahl — das Recht des 
Staates — entscheidende Instanz an die Vorentscheidung 
der über das Recht der Wähler judizierenden gebunden *^" 
Im gleichen Sinne weist Walz^^ ganz zutreffend darauf 
hin, daß der Staat, der mit der Anerkennung des Prinzips 
der Rechtskraft durch diese Rechtskraft auch sich selbst 
als gebunden ansieht, soweit das gleiche Rechtsverhältnis 
vorliegt, rechtlich außer Stande ist, der gegen ihn gerich" 
teten rechtskräftigen Entscheidung irgendwie zuwider- 
zuhandeln. „Die Kammern aber stehen nicht etwa außer- 
halb des Staates, sondern sie sind nichts weiter als Organe 
desselben ; sie sind deshalb auch zu einer rechtlichen Hand- ' 
lung für den Staat nur insoweit be{ä.higt, als der Staat 
selber noch das Recht dazu besitzt.^ 

Ob sich die gesetzgebenden Faktoren über die im Wort- 
laute des § 3 Ziffer ]8 Verw. R. Pfl. G. liegende Ein- 
ßchränkung des Prüfungsrechts der Kammern bei der 
Schaffung der Bestimmung im Jahre 1884 völlig klar ge- 
wesen sind, was Walz*^ an der Hand der Motive behauptet, 
während es Glöckner^* bestreitet, ist belanglos. Die 



^» Walz, a. a. O. S. 35f.; Glockner, a. a. O. S. 231, Anm. zu 
§ 74 des Landtagswahlgesetzes. 

^ System der subjektiven öffentlichen Rechte, 2. Aufl., S. 162. 
" a. a. O. S. 38. 
" a. a. O. 8. 39. 
*» a. a. O. 8. 23 ). 
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genannte Vorschrift hat auf jeden Fall eine materielle Ab- 
änderung des § 41 der Verfassung bewirkt; denn sie ent- 
sprach in der Art ihres Zustandekommens den Bedingungen, 
die damals § 64 Verf. für ein Gesetz vorschrieb, das die 
Verfassung ergänzt, erläutert oder abändert: das Verwaltungs- 
rechtspflegegesetz ist von beiden Kammern einstimmig an- 
genommen worden ^*. 

Der § 73 des Landtagswahlgesetzes von 1904, der 
einer Anregung aus der Zweiten Kammer seine Entstehung 
verdankt, will Zweifel über das bei der Vornahme von 
Beweiserhebungen in Wahlprüfungssachen einzuhaltende 
Verfahren beseitigen, wie sie insbesondere im Jahre 1900 
Gegenstand von Kammerverhandlungen gewesen waren ^*. 

Nach der neuen Vorschrift befindet das Ministerium 
nach Lage der Sache darüber, welche Beweise zur Auf- 
klärung der für die Entscheidung in Betracht kommenden 
Tatsachen zu erheben sind; jedenfalls aber sind diejenigen 

^ Anderer Ansicht: Wielandt, a. a. O. S. 67, Anm. 1; Glockner, 
a. a. O. S. 231 ff., Anm. zu § 74 des Landtagswahlgesetzes, die eine 
rechtliche Bindung der Kammern leugnen. — Dagegen wird die hier ver- 
tretene Meinung außer von Jellinek und Walz vornehmlich gestützt 
durch Bernatzik, Rechtsprechung und materielle Rechtskraft, S. 263 ff., 
zumal S. 264 f.: „Die Freiheit der parlamentarischen Judikatur üher die 
luzidenz punkte leidet nur dann eine Ausnahme, wenn die letzteren schon 
früher durch rechtskräftige Entscheidung der sachlich zuständigen Be- 
hörde festgestellt worden wären. In diesem FaUe sind auch die Ver- 
tretungskörper an die materielle Rechtskraft der bezüglichen Ent- 
scheidungen rechtlich gebunden." — Für Österreich gilt der nämliche 
Grundsatz wie für Baden, da dort das Reichsgericht über Beschwerden 
wegen Nichteintragung in die Wahllisten nach Erschöpfung des admini- 
strativen Instanzenzugs judiziert, (österreichisches Staatsgrundgesetz vom 
21. Dezember 1867 über die Einsetzung eines Reichsgerichts, Art. 3 b. 
Vgl. Jellinek, System, S. 160, Anm. 2 und die gründlichen Aus- 
führungen von Kelsen, Kommentar zur österreichischen Reichsrats Wahl- 
ordnung, S. 151 ff.) In der Manz sehen Ausgabe der österreichischen 
Staatsgrundgesetze, Bd. XIX der Taschenausgabe der österreichischen Gre- 
setze S. 90 f. findet sich eine Übersicht über Fälle aus der Judikatur. — 
Andrer Meinung ist T e z n e r , s. seine Besprechung von Jellineks System 
in der Grünhutschen Zeitschrift für das Privat- und öffentliche Recht 
der Gegenwart, Bd. XXI, S. 157. 

2ß S. Walz a. a. O. S. 3 ff. und derselbe, Die badische Ver- 
fassungsreform des Jahres 1904 im Jahrbuch des öffentlichen Rechts, 
Bd. I, S. 333; Glockner, a. a. O. S. 280, Anm. 1 und 2 zu § 73 
Landt. W. G. 
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Beweise zu erheben, welche durch KammerbeschluB als für 
diesen Zweck erforderlich bezeichnet worden sind. Was 
die Vernehmung von Zeugen anlangt , so soll sie. in der 
Regel eidlich erfolgen. 

Bei den in den Geschäftsordnungen niedergelegten Be- 
stimmungen^ über die Prüfung der Vollmachten der neu 
eintretenden Abgeordneten ^® fkllt eine zwischen beiden 
Kammern bestehende Verschiedenheit auf. Während näm- 
lich in der Zweiten Kammer der Gewählte bis zur Ungültig- 
keitserklärung der Wahl Sitz und Stimme hat^^, schlieBt 
die Geschäftsordnung der Ersten Kammer die Abgeordneten, 
deren Zulassung auf Grund des Berichtes der Wahlprüfungs- 
kommission beanstandet wird, bis zur Entscheidung über 
die Gültigkeit der Wahl oder bis zur vollständigen Nach- 
weisung ihrer gesetzlichen Eigenschaften von der Teilnahme 
an den Sitzungen aus ^®. 

Eine Bemerkung über den Umfang des Prüfungsrechtes 
der hessischen Kammern soll in anderm Zusammenhange 
gemacht werden ^*. 

In Oldenburg sind diejenigen von der Wählbarkeit 
ausgeschlossen, die wegen eines nach der Volksansicht ent- 
ehrenden Verbrechens oder Vergehens rechtskräftig ver- 
urteilt sind, und zwar bis zum Ablaufe des fünften Jahres 
nach beendeter Strafzeit ; ebenso ist ausgeschlossen , wer 
sich wegen eines solchen Deliktes im Anklagezustande oder 
in Untersuchungshaft befindet ®^ Dem Landtage steht 
dabei die Entscheidung darüber zu, „ob die angeschuldigte 



■« Erste Kammer : Ge«ch.-Ordn. §§ 2—6, Zweite Kammer : Ge»ch.-Ordn. 
§§ 2-9 a. 

" Gesch.-Ordn. § 8, Abs. 1. 

*® Gesch.-Ordn. § 6. — Für die Zweite Kammer hatte bis zum 
Jahre 1896 die gleiche Vorschrift Gültigkeit; vgl. Walz, Wahl- 
prüfang, S. 63. 

^ Die gesetzlichen Vorschriften bei van Calker, Hessische Ver- 
fassungsgesetze, S. 144 f. 

^ Revidiertes Staatsgrundgißsetz vom 22. November 1852, Art. 116, 
Abs. 2, 3. 
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Xlbertretang als eine nach der Volksansicht entehrende an- 
zusehen ist" •^. 

Ifit der Bestimmung, dafi in Sachsen -Koburg- 
Gotha jeder Eünzellandtag über die Legitimation seiner 
Mitglieder selbst zu entscheiden hat, steht es nach der An- 
sicht von Forkel '^ nicht in Widersprach, wenn die Staats- 
regierang vor Mitteilung der Wahlakten an den Landtag 
die Abstellung offenbarer Formfehler, soweit sie noch mög- 
lich ist, anordnet. „Im Jahre 1861 hat die koburgische 
Staatsregierung auch eine Wahl, weil dem Gewählten das 
passive Wahlrecht fehlte, selbst kassiert und eine Neuwahl 
angeordnet, doch wurde ausdrücklich anerkannt, dafi damit 
der endgültigen Entscheidung des Landtages nicht präjudi- 
ziert werden sollte". 

Von den deutschen Stadtrepubliken sei Bremen mit 
zweien seiner Vorschriften auf unserem Gebiete erwähnt**: 
Gegen eine von der Wahldeputation auf erfolgte Beschwerde 
erlassene Entscheidung, die auf Streichung von der Wähler- 
liste oder auf Ablehnung eines Aufnahmeantrags geht, und 
die schriftlich und mit Gründen versehen dem, dessen Name 
gestrichen werden soll, oder dem Beschwerdeführer zu- 
zustellen ist, steht diesem der Rechtsweg offen. Vorläufig 
hat es natürlich bei der Entscheidung der Deputation sein 
Bewenden. 

Die Anfechtung der Feststellung des Wahlergebnisses 
durch die Deputation kann unmittelbar zu einer Änderung 
des Resultates von Seiten der Bürgerschaft fuhren. So 
kann sie feststellen, daß ein andrer gewählt sei, dafi eine 
Stichwahl stattzufinden habe, daß bei einer Wahl mehrerer 
Vertreter die Mandatsdauer eine andre ist**. 



" a. a. O. Art. 124. 

•* Das Staatsrecht der Herzogtümer Sachsen-Eoburg und Gotha in 
Marqnardsens Handbuch IH, 2, Jl, S. 127 f. 

'" Jobs. Bollmann, Bremisches Staats- und Verwaltungsrecht, 
S. 61 AT. 

^ Bollmann bezeichnet a. a. O. S. 64, Anm. 2, diese „Besonder- 
heit bremischen Rechtes^ zutreffend als „nicht unbedenklich^. 



Zweites Kapitel. 

Die Legitimationsprufung im Deutsctien 
Reictistag. 



Erster Abschnitt. 
Einleitendes. 

Bereits der § 112 der Verfassung des Deutschen Reiches 
von 1849 hatte den Grundsatz der parlamentarischen Legi- 
timationsprüfung ausgesprochen : „Jedes Haus prüft die Voll- 
machten seiner Mitglieder und entscheidet über die Zu- 
lassung derselben". Heute besagt Artikel 27 der Reichs- 
verfassung , wie er wörtlich aus der Verfassung des Nord- 
deutschen Bundes herübergenommen ist: „Der Reichstag 
prüft die Legitimation seiner Mitglieder und entscheidet 
darüber". 

Der Begriff „Legitimationsprüfung", den der Artikel 
27 R. V. aufstellt, ist weiter als der der Wahlprüfung. Es 
sei daher hier eine Scheidung in Anwendung gebracht 
zwischen „Wahlprüfung" und dem, was „Legitimations- 
prüfung im engeren Sinne" genannt werden soll. 



14 VII 2 

Zweiter Abschnitt. 

Legitimationsprüfong im engeren Sinne. 
I. Begriff der Legitimationsprflfimg im engeren Sinne. 

Unter „Legitimationsprüfung im engeren Sinne" wird 
die Tätigkeit verstanden, die der Reichstag zum Zwecke 
der Untersuchung vornimmt, ob die Eigenschaften der Wähl- 
barkeit bei seinen Mitgliedern fortdauernd vorhanden sind, 
und ob nicht in ihrer Person einer der sonstigen Gründe 
eingetreten ist, die als besondere Erlöschungsgründe der 
Abgeordneteneigenschaft bezeichnet zu werden pflegen. 

Neben dem Wegfalle der Wählbarkelt sind solche Er- 
löschungsgründe Eintritt in ein Reichs- und Staatsamt sowie 
Aufrücken darin (R. V. Art. 21, Abs. 2) und Annahme der 
Ernennung zum Bundesratsmitgliede. (R. V. Art. 9, Satz 2) ^. 

n. Wegfall der Wählbarkeit und Mandat. 

Ob der Wegfall -der Wählbarkeit schlechthin den Ver- 
lust des Mandats zur Folge haben soll, ist aus dem Wort- 
laute des Gesetzes nicht zu entnehmen. Das Reichstags- 
wahlgesetz stellt nur Bedingungen auf, die zur Zeit der 
Wahl in der Person des zu Wählenden vorliegen müssen; 
aber „es läßt sich kein allgemeiner Rechtssatz des Inhaltes 
behaupten, daß Rechte hinfkUig werden, wenn Umstände 
eintreten, unter welchen sie nicht hätten entstehen können" ^. 
Die Gründe, welche die Berechtigung zum Wählen und damit 
nach § 4 des Wahlgesetzes auch die Wählbarkeit aus- 
schließen, sind im § 3 des Wahlgesetzes enthalten. Nur 
hinsichtlich eines von ihnen ist gesetzlich festgelegt, daß er 
auch den Verlust des Abgeordnetensitzes verursacht. § 33 
des Reichsstrafgesetzbuches bestimmt nämlich: „Die Ab- 
erkennung der bürgerlichen Ehrenrechte bewirkt den dauern- 



^ M. Seydel, Der deutsche Reichstag in Hirths Annalen des 
Deutschen Reichs, Jahrgang 1880, S. 397. 

2 Seydel, a. a. O. 8. 397. Ähnlich Laband, Das Staatsrecht des 
Deutschen Reiches, 4. Aufl. I, S. 316. 
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den Verlust der aus öffentlichen Wahlen für den Verurteilten 
hervorgegangenen Rechte^. Wäre das Mittel des argumen* 
tum e contrario hier anwendbar, so wäre daraus zu schliefien, 
daß in den übrigen Fällen des § 3 W.-G. der Mandats- 
verlust nicht vom Qesetze gewollt sei. Cs würde also ein 
Mitglied des Reichstages im Falle der Entmündigung und 
ebenso, wenn über sein Vermögen der Konkurs eröffnet 
würde, oder wenn es eine Armenunterstützung aus öffent- 
lichen oder Gemeindemitteln bezöge, Sitz und Stimme im 
Reichstage behalten. Diese Anschauung wird denn auch 
von Guttmann® vertreten. Und sie wurde aus Anlafi 
eines praktischen Falles von der Mehrheit der Geschäfts- 
ordnungskommission des Reichstages geteilt. 

Im Jahre 1899 war ein Reichstagsabgeordneter in 
Eonkurs geraten. Ein schleuniger Antrag der Abgeordneten 
Eopsch und Genossen ging dahin, in Hinblick auf § 3 
Z. 2 W.-G. das Mandat dieses Mitgliedes für erloschen zu 
erklären *. Die Kommission schlug indes — entgegen dem 
Votum ihres Berichterstatters — die Ablehnung dieses An- 
trags vor*. Neben dem bereits erwähnten allgemeinen Ge- 
sichtspunkte leiteten sie dabei Erwägungen, die speziell den 
Fall des Konkurses betrafen. So wurde betont, viele Kon- 
kurse seien unverschuldet und enthielten für die davon be- 
troffene Person nichts Schimpfliches, während sich in manchen 
anderen Fällen, in denen ein Konkurs nicht eröffnet werde, 
z. B. wegen Mangels an Masse, viel eher ergebe, daß der 
Betroffene nicht ehrenhaft gehandelt habe. In den vielen 
Fällen der Leistung des Offenbarungseides sei die Sachlage 
oft hinsichtlich des Ehrenpunktes für den Schwörenden viel 
ungünstiger als für jemanden, über dessen Vermögen das 
Konkursverfahren eröffnet sei. 



» Deutsche Juristen-Zt^., V (1900) S. 40 ff. 

^ Drucksachen zu den Verhandlungen des Deutschen Reichstags 
1898/1900, Nr. 494. 

^ Vgl. ihren Bericht a. a. O., Drucksache Nr. 543 S. 3354 f. Der 
Bericht ist im Reichstagsplenum nicht zur Verhandlung gelangt. 
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Daß diese letzteren Gründe nicht stichhaltig sind, be- 
darf wohl keiner weiteren Ausführung: sie sind allenfalls 
de lege ferenda beachtlich. Aber auch der Schluß argumento 
e contrario des § 33 R.St.G.B. erscheint nicht als 
zutreffend. 

Vielmehr wird man, um mit Seydel* zu sprechen, 
die in § 33 R.St.Q.B. getroffene Einzelentscheidung zu ver- 
allgemeinern haben. ,,Wer nach gesetzlichem Ausspruche 
zum Mitgliede nicht geeignet ist, der kann es nicht nur nicht 
werden, sondern auch nicht bleiben . . . Denn es handelt 
sich bei der Wahl eines Abgeordneten nicht nur um ein 
einmaliges Rechtsgeschäft, welches mit der Vornahme der 
Wahl erschöpft ist, vielmehr auch um die Begründung 
eines dauernden öffentlich-rechtlichen Verhältnisses, für 
welches die persönliche Beschaffenheit des Berechtigten nicht 
allein beim Beginn, sondern eben während der ganzen 
Dauer desselben von Belang isf." 

Man wird auch die Frage aufwerfen dürfen®, ob etwa, 
wenn Konkurs, Entmündigung und 'Armenunterstützung 
nicht als Erlöschungsgründe betrachtet werden, der durch 
Auswanderung bewirkte Verlust der Reichsangehörigkeit 
als ein solcher Qrund angesehen werden kann. Es ist nicht 
ersichtlich, wodurch sich eine derartig gesonderte Behand- 
lung dieses letzten Falles® rechtlich begründen läßt. Kann 
aber jemand, der gar nicht zum deutschen Volke gehört, 
dessen „Vertreter" sein?^^ 



« a. a. O. S. 397. 

' Seydel, a. a. O. 

^ s. Lab and, a. a. O. 

* Wie sie Guttmann, a. a. O. S. 41, versucht. 

^® Außer Seydel und Lab and äußern sich im Sinne des Textes 
vornehmlich v. Rönne, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 2. Aufl., 
I, S. 250; G. Meyer-Anschütz, a. a. O. S. 448; Zorn, Das Staats- 
recht des Deutschen Reiches, 2. Aufl., Bd. I, S. 220; Arndt in „Das 
Recht^, 4. Jahrgang (1900), S. 58; Lesse in der Deutschen Juristen- 
zeitung, Bd. y (1900), S. 134; Anschütz, ebenda S. 181. 
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in. Mandat and Beförderung. 

Als wichtigster Erlöschungsgrund der Abgeordneten- 
eigenschaft kann der Fall des Art. 21 Abs. 2 E.V. be- 
zeichnet werden. „Wenn ein Mitglied des Reichstags ein 
besoldetes Reichsamt, oder in einem Bundesstaate ein be- 
soldetes Staatsamt annimmt oder im Reichs- oder Staats- 
dienste in ein Amt eintritt, mit welchem ein höherer Rang 
oder ein höheres Gehalt verbunden ist, so verliert es Sitz 
und Stimme im Reichstag und kann seine Stelle in dem- 
selben nur durch neue Wahl wieder erlangen." Für diese 
Vorschrift, die sich ähnlich in fast sämtlichen deutschen 
Einzelstaaten findet ^^, ist das preußische Recht — auch 
der Fassung nach — vorbildlich gewesen ^^ Preußisches 
Abgeordnetenhaus wie Deutscher Reichstag — dieser jeweils 
auf Bericht von seiten der Kommission für die Geschäfts- 
ordnung — haben in Anwendung dieser Verfassungs- 
bestimmung eine recht reichhaltige Praxis entwickelt^®. 



Dritter Abschnitt. 

Das formelle WaMprtifungsreclit. 

L Begriff des formellen Wahlprüfungsreehts Im Gegen- 
satz zum materiellen. 

Eine Betrachtung des Rechtes der Wahlprtifung im 
Deutschen Reichstage wird zweckmäßig zwischen dem for- 
mellen und dem materiellen Wahlprüfungsrechte unter- 
scheiden. Das formelle Wahlprtifungsrecht zeigt die recht- 
lichen Grenzen auf, die dem Reichstage bei Ausübung 



" Vgl. Clauß, Der Staatsbeamte als Abgeordneter, § 46, S. 182 flf. 

12 Preußische Verfassung, Art. 78, Abs. 3. 

18 YvLT Preußen s. v. Rönne-Zorn, Das Staatsrecht der Preußischen 
Monarchie, 5. Aufl., I, § 27, S. 335 ff.; für das Deutsche Reich s. Seydel, 
a. a. O. S. 397 ff. und Kommentar zur Yerfassungsurkunde für das Deutsche 
Reich, 2. Aufl., S. 91 f. 

Staats- und vOlkerrechtl. AbhaDdlungen YII 2. — Leser. 2 
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seiner Funktionen gezogen sind, und enthält die Be- 
stimmungen über das Verfahren, nach welchem er die 
Prüfung vornimmt. Das materielle Wahlprüfungsrecht da- 
gegen enthält die Rechtsgrundsätze, die innerhalb des der- 
art bestimmten Rahmens bei der Findung der Entscheidung 
zur Anwendung gelangen sollen. 

n. Die Schranken des formellen WaMprüfnngsreehts. 

Eine Erörterung des formellen Wahlprüfungsrechts hat 
nach dem eben Ausgeführten die Schranken zu untersuchen, 
die dem Reichstage bei seinen Entscheidungen über die 
Wahlen seiner Mitglieder gezogen sind. 

a) Aus dem Wortlaute des Artikels 27 R.V. folgt, 
daß der Reichstag eine Wahl anerkennen oder nicht aner- 
kennen, daß er sie für gültig oder für ungültig erklären 
kann. Dagegen ist er nicht in der Lage, einen andren als 
den proklamierten Abgeordneten einzuberufen. Er ist eben- 
sowenig befugt anzuordnen, daß nur ein Teil der Wahl als 
ungültig zu erachten, etwa eine Stichwahl mit anderen 
Kandidaten zu wiederholen sei **. Die Begründung dieser 



^* Übereinstimmend: Seydel, Reichstag, S. 386 f. u. 393 und Kom- 
mentar, S. 207 f.; Laband, a. a. O. S. 313; G. Meyer- Arischütz, 
S. 380 (fär das Landesstaatsrecht); Arndt, Das Staatsrecht des Deutschen 
Eeiches, S. 126;- Derselbe, Verfassung des Deutschen Reichs, 3. Aufl., 
S. 196 f., Anm. 2 zu Art. 27; KurtPerels, Das autonome Reichsta^srecht, 
S. 72. Übereinstimmend ferner fär das preußischeRecht, das in seinem 
Art. 7.8, Abs. 1 genau den gleichen Wortlaut aufweist wie Art. 27 R.V., 
und für das daher die nämlichen Sätze gelten: Arndt, Preußische Yer- 
fassungsurkunde, 5. Aufl., S. 268 f., Anm. 2 zu Art. 78; Schwartz, Die 
Yerfassungsurkunde für den Preußischen Staat, 2. Ausgabe, S. 231, 
Anm. B zu Art. 78; Zorn in der fünften Aufl. von Rönnes Staats- 
recht der Preußischen Monarchie, S. 333 f. Für Bayern vertritt dieselbe 
Ansicht ö ey d e 1 , Bayrisches Staatsrecht, 2. Aufl., Bd. I, S. 347 und Das 
Staatsrecht des Königreichs Bayern (im Handbuch des öffentlichen Rechts 
m, 1) S. 64. Von außerdeutschen Staaten sei in gleicher Richtung 
Holland erwähnt, wo die Kammern sich nicht für berechtigt halten, 
einen andern als den für gewählt Erklärten einzuberufen; vgl. deHartog, 
Das Staatsrecht des Königreichs der Niederlande (Handbuch des öffent- 
lichen Rechts IV, 1), S. 29 f. — In Belgien war eine Kontroverse in 
dieser Hinsicht vorhanden, vgl. Thonisseh, La Constitution beige, ^^me 
Edition, p. 137 ff. In einem Falle aus dem Jahre 1889 entschied das 
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Ansicht sei im Zusammenhange mit der Darstellung einiger 
Fälle aus der Parlamentspraxis gegeben. Sie enthält zu- 
gleich eine Widerlegung der von einigen Schriftstellern ge- 
äußerten Meinung, daß dem Reichstage eine solche weiter- 
gehende Befugnis zukomme. Vertreten wird dieser Stand- 
punkt von Robert von MohP^, Ludwig von Rönne *• 



belgische RepräsentanteDhaus dahin, daß eine Stichwahl zwischen andern 
Kandidaten stattzufinden habe. Seit dem Wahlgesetze von 1894 ist die 
Frage indes dahin beantwortet, daß den Kammern ein derartiges Recht 
nicht zukommt; denn Art. 241 des Wahlgesetzes bestimmt: „£n cas 
d'annulation d'une 61ection Ugislative, toutes les formalit^s doivent gtre 
recommenc6es, j compris les pr^sentations de candidats.^ Siehe Giron, 
Dictionnaire de droit administratif et de droit public, tome troisiöme p. 24, 
s. V. Operations 61ectorales no. 30. — Für Baden nimmt Walz, Wahl- 
prüfung, S. 61 f. auf Grund des Wortlautes des § 41 Verf. an, daß die Kammern 
nicht auf eine Nachprüfung des vom Wahlkommissar proklamierten Er- 
gebnisses beschränkt seien. Vgl. aber auch den unten S. 33 ff. zu behandeln- 
den praktischen Fall aus dem Jahre 1905. Zweifelnd : G 1 o c k n e r , a. a. O. 
S. 112. — ^ Für Hessen behauptet Co sack, Das Staatsrecht des Groß- 
herzogtums Hessen (Handbuch des öffentlichen Rechts UI, 4) S. 27, daß 
die Zweite Kammer einen andern Abgeordneten als den vom Wahl- 
kommissar bezeichneten far gewählt erklären könne; „denn die Kammer 
hat über die Gültigkeit der Wahlen zu entscheiden, wie sie wirklich 
stattgefunden haben, und nicht wie sie von der Wahlbehörde dargestellt 
werden." Allerdings ist sowohl für Baden wie für Hessen der Wortlaut 
der betreffenden Bestimmung ein anderer als im Reiche und in Preußen. 
In Baden „erkennt" jede Kammer „über die streitigen Wahlen der ihr 
angehörigen Mitglieder" ; in Hessen (Verfassung, Art. 87) gehört „die de- 
finitive Entscheidung über die. Gültigkeit der Wahlen und über die Zu- 
lassung, Abweisung oder Befreiung der Mitglieder" zur Kompetenz einer 
jeden Kammer, sobald die Ständeversammlung eröffnet worden ist. Es 
wird aber immer noch die Frage sein, ob diese Fassungen ausreichen, 
um den Kammern eine Befugnis zuzusprechen, die ihnen ausdrücklich 
verliehen sein muß; denn richtig gefaßt haben die Entscheidungen parla- 
mentarischer Kollegien in Wahlprüfungssachen, wie Jellinek, System, 
S. 163, Anm. 1 hervorhebt, stets nur den Charakter von Präjudizial- 
entscheidungen. 

^^ Kritische Erörterungen über Ordnung und Gewohnheiten des 
Deutschen Reiches (im XXX. Bande der Zeitschrift für die gesamte Staats- 
wissenschaft, 1874, S. 528 — 663, separat unter dem Titel: „Kritische Be«- 
merkungen über die Wahlen zum Deutschen Reichstag"), S. 648 f. — 
Mo hl hält dort einem vom Reichstage als gewählt Anerkannten sogar 
für unmittelbar zum Eintritte in die Versammlung berechtigt: es bedürfe 
keiner besonderen Aufforderung an ihn ; vielmehr könne er sich auf Grund 
des öffentlich gefaßten Reichstagsbeschlusses ohne weiteres anmelden und 
seinen Sitz einnehmen. 

^* Das Staatsrecht der Preußischen Monarchie, 4. Aufl., 1881, 
S. 262 f., Anm. 1, wo er sich von dem, was Seydel zur Widerlegung 
der Mohlschen Ansicht angeführt hatte, nicht für überzeugt erklärt. 

2* 
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und besonders eingehend von dem Verfasser einer kleinen, 
1877 anonym erschienenen Schrift, betitelt: „Über das Ent- 
scheidungsrecht des Deutschen Reichstages bei der Legiti- 
mationsprüfung seiner Mitglieder" ". 

Am 30. März 1869 fand im 23. sächsischen Wahlkreise 
eine Ersatzwahl statt. Der Rittergutsbesitzer Seiler wurde 
am 2. April als der gewählte Abgeordnete proklamiert. 
Nach dem Protokolle über die Feststellung des Ergebnisses 
waren 6704 gültige Stimmen abgegeben worden: 3653 für 
Seiler, 2912 für den Schriftsteller Dr. Max Hirsch in Berlin, 
139 für verschiedene Personen. Weiter hieß es in dem 
Protokolle: „Wegen ungenügender Bezeichnung des Ge- 
wählten haben die folgenden den Namen „Herr Dr. Max 
Hirsch in Berlin" oder „Herr Dr. Max Hirsch" enthalten- 
den Stimmzettel nicht gezählt werden können", weil 
nach der Ansicht des Wahlkommissars die Bezeichnung des 
Namens nicht eine so genaue gewesen sei, daß man die 
Identität der Person daraus hätte erkennen können. Der- 
gestalt wurden 955 Zettel fUr „unzählbar" erklärt. Der 
Wahlkommissar hatte sich am Tage vor der Ermittelung 
des Resultates mit einer Anfrage an das Berliner Polizei- 
präsidium gewendet, ob es außer dem Schriftsteller Dr. 
Max Hirsch in Berlin nicht noch einen anderen Dr. Max 
Hirsch gäbe. Darauf war die Antwort eingelaufen, es wohn- 
ten zwei Dr. Max Hirsch in Berlin, ein Dr. med. und ein 
Dr. phil., letzterer sei „bekannt durch politische Agitationen". 
Zudem hatte sich der Wahlkandidat Dr. Hirsch an einigen 
Orten des Wahlkreises persönlich vorgestellt und sich im 
ganzen Bezirke durch Zeitungsartikel und Flugblätter be- 
kannt gemacht. Wären ihm, wie es das Richtige gewesen 
wäre, die 955 für unzählbar erachteten Zettel belassen 
worden, so hätte er als gewählt gelten müssen. 



^"^ Nach einer Angabe im Kataloge der Bibliothek des Preußischen 
Hauses der Abgeordneten ist F. L. von Lenthe der Autor dieser 
Arbeit. 
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Das Vorgehen des Wahlkommissars war ungerecht- 
fertigt. Denn es war aus den für unzählbar erklärten 
Zetteln die Person des Gewählten mit voller Sicherheit zu 
erkennen, und diese Zettel waren auch in den einzelnen 
Wahldistrikten überall als gültig angesehen worden. Außer- 
dem war aber der Wahlkommissar garnicht in der Lage, 
selbständig über die Gültigkeit der Stimmen zu entscheiden, 
da nach § 16 des damals geltenden Wahlreglements der 
Wahlkommissar lediglich ,,das Ergebnis der Wahl in den 
einzelnen Wahlbezirken festzustellen" hatte. Die Abteilung, 
welche die Vorprüfung der Wahl vornahm, beantragte daher 
einstimmig, die Wahl des Abgeordneten Seiler für ungültig 
zu erklären. Nun hatten aber die gegen die Wahl einge- 
legten Proteste außerdem noch verlangt, daß „der in Wahr- 
heit mit Majorität gewählte Schriftsteller Herr Dr. Max 
Hirsch in Berlin als Abgeordneter des 23. sächsischen Wahl- 
kreises in den Reichstag einberufen werde". Über diesen 
Punkt waren die Meinungen in der Abteilung verschieden. 
Die Mehrheit der Abteilung lehnte es ab, über die einfache 
Kassation hinauszugehen. Sie ging dabei von der Ansicht 
aus, daß das verfassungsmäßige Recht des Reichstages nicht 
weiter reiche. Sagt doch Art. 27 der Verfassung nichts 
anderes als „Der Reichstag prüft die Legitimation seiner 
Mitglieder", und richtigerweise nahm die Abteilung an," 
daß ein Mitglied, dessen Wahl geprüft werden könne, nur 
derjenige sei, den ein Wahlkommissar als gewählt prokla- 
miert habe. Zwei andre Erwägungen, welche die Abteilungs- 
majorität leiteten, bedürfen, weil minder wichtig und mehr 
von Zweckmäßigkeitsgründen beherrscht, nicht der Her- 
vorhebung. 

An den Bericht des Referenten knüpfte sich eine län- 
gere Debatte ^®. Der Korreferent vertrat die Minderheit 
der Abteilung. Er führte dabei aus, Seiler sei garnicht 



^^ Stenogr. Berichte über die Verhandlungen des Reichstages des 
Norddeutschen Bundes 1869, I. Bd., S. 312—323. 
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gewählt. Denn nicht in der sog. Proklamation durch den 
Wahlkommissar, sondern in der Stimmabgabe bestehe die 
Wahl. Da nun Seiler nicht gewählt sei ^ und durch die 
Proklamation des Wahlkommissars nicht Abgeordneter habe 
werden können, sei überhaupt keine Wahl für ungültig zu 
erklären. Wie jedes Parlament, das auf Selbständigkeit 
Anspruch mache, habe auch der Reichstag ein Recht, wenn 
ein Kandidat wie im vorliegenden Falle Dr. Hirsch un- 
zweifelhaft die absolute Mehrheit erhalten habe, seinen Ein- 
tritt in das Haus zu verlangen. Der Korreferent beantragte 
daher: „1. die Proklamier ung der Wahl des Rittergutsbe- 
sitzers Seiler ... als irrtümlich, daher ungültig zu erklären ; 
2. den Schriftsteller Dr. Max Hirsch in Berlin als rite ge- 
wählt anzuerkennen, und den Herrn Bundeskanzler aufzu- 
fordern, die amtliche Benachrichtigung des Dr. Max Hirsch 
durch die Königl. Sächsische Regierung zu veranlassen". 
Die beiden Anträge wurden — ein Zeichen für die mannig- 
fachen Unklarheiten, die vorhanden waren, — im weiteren 
Verlaufe der Diskussion noch um einige Anträge vermehrt. 
Ein Abgeordneter ging, ohne einen besonderen Antrag ein- 
zubringen, noch weiter als der Korreferent, indem er die 
Meinung vertrat, der Reichstag sei berechtigt, einem ge- 
wählten, aber nicht proklamierten Abgeordneten unmittel- 
bar zu eröffnen, daß er ihn für gewählt ansehe, und ihn 
aufzufordern, sich direkt über die Annahme der Wahl zu 
erklären. Bei der Abstimmung *® wurde schließlich mit 
102 gegen 93 Stimmen ein Antrag angenommen, der sich 
nur unerheblich von dem des Korreferenten unterschied: 
„In Erwägung: 

1. daß der Rittergutsbesitzer Seiler .... mit Unrecht als 
erwählter Deputierter des 23. Wahlbezirks des König- 
reichs Sachsen proklamiert ist; 

2. daß vielmehr der Schriftsteller Dr. Max Hirsch in Berlin 
die absolute Stimmenmehrheit nach den vorliegenden 



" a. a. O. S. 323—325. 
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Wahlakten unzweifelhaft erhalten hat, den Bundeskanzler 
aufzufordern, die nötigen Schritte zur sofortigen Prokla- 
mation des Dr. Hirsch als erwählten Deputierten des 
bezeichneten Wahlkreises zu tun". 
Die Regierung gab diesem Antrage statt, und Dr. Hirsch 
trat in der Folge in den Reichstag ein. 

Völlig anderer Art waren dagegen die Prinzipien, die 
der Reichstag dreizehn Jahre später einer Entscheidung zu 
Grunde legte ^^. 

Im 3. Bromberger Wahlkreise ^^ waren bei der 
Hauptwahl am 27. Oktober 1881 nach der Zusammen- 
stellung der in den einzelnen Wahlbezirken von den Wahl- 
vorständen festgestellten und verkündeten Resultate 13105 
gültige Stimmen abgegeben worden: 5453 für den Gutsbe- 
sitzer Hempel, 3689 für den Rittergutsbesitzer von Schenck, 
3890 für den Rittergutsbesitzer Adolph von Koczorowski 
auf Dembno, 1 Stimme für Karol Koczorowski auf Dembno, 
70 Stimmen für Adolph von Koczorowski auf Debenke, 
2 weitere auf andere Personen. Es hatte mithin keiner der 
Kandidaten die absolute Majorität — 6553 Stimmen — er- 
halten, und es war eine Stichwahl erforderlich. Der Wahl- 
kommissar hatte indes die Ansicht, daß die zwei Arten von 
Stimmzetteln, die auf den Namen Adolph von Koczorowski 
abgegeben waren, und wovon die einen in polnischer Sprache 
Adolf Koczorowski z D^bno (Adolph von Koczorowski auf 
Dembno), die anderen deutsch Adolph von Koczorowski auf 
Debenke lauteten, nicht als auf die nämliche Person lautend 
angesehen werden dürften. Er richtete infolgedessen an 
eine Anzahl Wahlvorsteher das Ersuchen, festzustellen, wie- 
viele Zettel für Adolph von Koczorowski auf Debenke und 
wieviele für Adolf Koczorowski z D^bno abgegeben seien. 



^^ Vgl. über dazwischenliegende Verhandlungen insbesondere Stenogr. 
Berichte 1871, S. 426 f., 1874, S. 699 flf. und hierzu Drucksache Nr. 111, 
1875. S. 1153 flf. und Drucksache Nr. 159. S. auch Seydel, Reichstag, 
S. 386, Anm. 2, S. 393, Anm. 2, 3; v. Rönne, a. a. O. S. 262, Anm. 1. 

31 Drucksachen des Reichstages 1882/83, I. Bd., Nr. 63. 
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Auf Grund der hiernach getroffenen Feststellungen rechnete 
der Wahlkommissar 361 für Adolph von Koczorowski auf 
Debenke gefallene Stimmen den 3890 für Adolph von 
Koczorowski auf Dembno gezählten Stimmen ab und den 
70 bereits von einzelnen Wahl vorständen besonders aufge- 
führten Zetteln zu. Es behielt Koczorowski-Dembno daher 
nur noch 3529 Stimmen; er kam an die dritte Stelle, und 
die Stichwahl fand zwischen Hempel und von Schenck 
statt. In dieser Stichwahl wurde Hempel gewählt. 

Daß die Stichwahl zwischen Hempel und von Schenck 
fälschlicherweise vom Wahlkommissar angeordnet war, unter- 
liegt keinem Zweifel. In formeller Hinsicht hatte — eben- 
so wie im Falle Hirsch — der Wahlkommissar seine Be- 
fugnis überschritten : er hätte sich damit begnügen müssen, 
etwaige Bedenken gegen die von den Wahlvorständen der 
einzelnen Bezirke festgestellten und verkündeten Ergeb- 
nisse im Protokolle über die Ermittelung des Wahlresultates 
anzuführen und zu begründen^*; statt dessen hatte er auf 
Grund seiner Erhebungen das Wahlresultat selbst völlig 
verändert. Aber auch in tatsächlicher Beziehung war die 
Ansicht des Wahlkommissars unzutreffend; denn die Fest- 
stellungen der Wahlprüfungskommission ergaben, daß 
Dembno und Debenke allerdings verschiedene Ortschaften 
seien, daß aber Debenke — ein Bauerndorf — früher zu 
dem Gute Dembno gehört habe und zur Zeit dessen Post- 
station sei. Sonach war aus den beiden Arten von Stimm- 
zetteln, die für Adolph von Koczorowski abgegeben waren, 
die gleiche Persönlichkeit unzweifelhaft zu erkennen. Es 
beruhte also die Stichwahl auf unrichtigen Voraussetzungen, 
und der Antrag der Wahlprüfungskommission ging ein- 
stimmig auf Ungültigkeitserklärung der Wahl des Abge- 
ordneten Hempel. 

Der Bericht der Kommission kam im Reichstage am 



*■ Vgl. jetzt § 27, Abs. 3 a. E. des Wahlreglements. 
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16. Juni 1882 zur Verhandlung^®. Und hier wurde die 
Frage aufgeworfen ^* , ob nicht die Wahl durch Beschluß 
des Reichstages lediglich zu dem Stadium zurückgebracht 
werden solle, „wo der Wille der Wähler begonnen hat, ein- 
geschränkt zu werden **, das heißt: ob der Reichstag nicht 
berechtigt 8e\ anzuordnen, daß nur die engere Wahl noch- 
mals vollzogen werde, und zwar zwischen den beiden Kandi- 
daten, auf die tatsächlich die meisten Stimmen gefallen 
waren, Hempel und von Koczorowski. Zur Begründung 
wurde angeführt, der Reichstag habe schon lange den for- 
malen Standpunkt aufgegeben, daß die Wahl vernichtet 
werden müsse, falls der Wahlkommissar einen anderen als 
den tatsächlich Gewählten als Abgeordneten proklamiert 
habe. Vielmehr habe der Reichstag die Praxis angenommen, 
der Wille der Wähler gelte mehr als der vom Wahl- 
kommissar begangene Formfehler. Diesen Ausführungen 
wurde einmal mit Rücksicht auf den Wortlaut des Art. 27 
R.V. widersprochen. Ferner berief man sich zum Be- 
weise dafür, daß der Reichstag nicht befugt sei, eine Stich- 
wahl mit anderen Kandidaten wiederholen zu lassen, mit 
Recht auf den § 29 des Wahlreglements : „Der Termin für 
die engere Wahl ist von dem Wahlkommissar festzusetzen 
und darf nicht länger hinausgeschoben werden, als höchstens 
14 Tage nach der Ermittelung des Ergebnisses der ersten 
Wahl". In gleicher Weise wurde ganz zutreffend auf den 
§ 31 Abs. 5 des Wahlreglements hingewiesen, der vor- 
schreibt, daß bei der engeren Wahl die gleichen Wähler- 
listen anzuwenden sind wie bei der ersten Wahlhandlung. 
Da nun aber der § 8 Abs. 3 des Wahlgesetzes in Ver- 
bindung mit § 34 des Wahlreglements anordnet, daß die 
gesamten Wahlvorbereitungen mit Einschluß der Aufstellung 
und Auslegung der Wählerlisten erneuert werden müssen, 



2* Stenogr. Berichte über die Verhandlungen des Reichstages 1882/83, 
I. Bd., 8. 527 ff. 

^ Zuerst von dem Abgeordneten Dr. Lasker a. a. O. S. 531, dann 
auch von den Abgeordneten Richter (Hagen) und Dirichlet. 
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falls die Neuwahl später als ein Jahr nach den allgemeinen 
Wahlen erfolgt, so würde sich leicht ein unlösbarer Kon- 
flikt zwischen den beiden Bestimmungen ergeben, wenn der 
Reichstag die Wiederholung einer engeren Wahl nach mehr 
als Jahresfrist anordnen wollte ^^. Bei der Abstimmung (a. 



^^ Die Erwähnung des § 34 des Wahlreglements gibt Anlaß zur 
Besprechung einer Streitfrage, die sich an die frühere Fassung dieses 
Paragraphen knüpfte. Er hatte folgenden Wortlaut: „Im Falle der Ab- 
lehnung, oder wenn der Reichstag die Wahl für ungültig erklärt, hat die 
zuständige Behörde sofort eine neue Wahl zu veranlassen. Für dieselbe 
gelten &e Vorschriften des § 31 des Reglements mit der Maßgabe, daß 
bei den zu erlassenden Bekanntmachungen die im § 8 des Reglements 
bestimmte achttägige Frist einzuhalten ist. In gleicher Weise ist zu ver- 
fahren, wenn für ausgeschiedene Mitglieder des Reichstags während des 
Laufes derselben Legislaturperiode Ersatzwahlen stattfinden. Tritt dieser 
Fall jedoch später als ein Jahr nach den allgemeinen Wahlen ein, so 
müssen die gesamten Wahlvorbereitungen, mit Eint?chluß der Aufstellung 
und Auslegung der Wählerlisten, erneuert werden.** Es erhob sich nun 
die Frage, ob im Falle einer infolge der Ungültigkeitserklärung des 
Mandats nach Ablauf eines Jahres seit der allgemeinen Wahl erfolgenden 
Ersatzwahl neue Wählerlisten aufzustellen , oder ob die alten Listen zu- 
grunde zu legen seien. Die Kontroverse war durch die unklare Fassung 
des Abs. 3 des § 34 veranlaßt, dessen zweiter Satz sich nur auf Ersatz- 
wahlen zu beziehen schien, die aus einem anderen Grunde als aus dem 
der Kassation des Mandats erforderlich wären. Mochte man diesen Ab- 
satz aber auslegen, wie man wollte: klar war es, daß eine Bestimmung 
des Wahlreglements als einer bundesrätlichen Verordnung, die das Wahl- 
verfahren nur soweit regelt, als es nicht durch das Wahlgesetz festgestellt 
worden ist (§ 15, Abs. 1 des Wahlgesetzes), das Wahlgesetz nicht rechts- 
wirksam abändern konnte. Nun folgt aber aus § 8, Abs. 3 des Wahl- 
gesetzes unzweifelhaft die Notwendigkeit, bei einer jeden Neuwahl, die 
später als ein Jahr nach der letzten allgemeinen Wahl stattfindet, neue 
Wahllisten aufzustellen und auszulegen. — Zutreffend war mithin der 
Standpunkt der Reichsverwaltung, den sie seit den siebziger Jahren in 
konstanter Praxis gegenüber der entgegengesetzten Auffassung der preu- 
ßischen Regierung einnahm, und der dahin ging, „daß unter allen Um- 
ständen bei der Vornahme von Ersatzwahlen, wenn ein Jahr seit der 
Hauptwahl verflossen ist, neue Wählerlisten angefertigt werden müssen.^ 
Vgl. die Erklärung des Staatsministers Dr. von Boetticherin der Reichs- 
tagssitzung vom 25. Februar 1895, Sten. Berichte 1894/95, II. Bd., S. 1081. 
Und richtig war auch die Entscheidung des Reichstages vom 16. Dez. 
1896, durch welche die im Jahre 1896 getätigte Wahl im fänften Wahlkreise 
des Regierungsbezirkes Marienwerder für ungültig erklärt wurde, weil 
sie auf Grund der nämlichen Wählerlisten erfolgt war, die bei der für 
ungültig erklärten Wahl von 1893 in dem Kreise angewendet worden 
waren. Vgl. Drucksachen des Reichstages 1895/97 Nr. 603, S. 2798 ff., 
Nr. 616, S. 2878; Verhandlungen 1895/97, S. 3953—3959. Der von dem 
Abgeordneten Wellstein erstattete Bericht der Wahlprüftingskommission, 
insbesondere auch das mündliche Referat, a. a. O. S. 3953 — 3955, gibt 
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a. O. S. 539) wurden die Anträge abgelehnt, die dahin 
gingen, den Reichskanzler zu ersuchen, eine engere Wahl 
zwischen Hempel und von Eoczorowski zu veranlassen. 
Vielmehr trat die Mehrheit dem schlechthin auf Kassation 
der Wahl gerichteten Kommissionsantrage bei ^•. 

Eine ganz analoge Entwicklung hat die Behandlung 
der Frage im preußischen Abgeordnetenhause genommen. 
Die folgenden beiden Fälle geben darüber Auskunft: 

Am 28. November 1864 fand eine Wahl für den 4. Königs- 
berger Wahlbezirk statt ^^. Nach dem Wahlprotokolle wurde 
der Rittergutsbesitzer v. Tettau-Tolks zum Abgeordneten 
proklamiert. Im ersten Wahlgange waren von den Wahl- 
männern 295 Stimmen abgegeben worden, von denen eine 
für ungültig erklärt worden war. Von den für gültig er- 
achteten Stimmen lauteten je 147 auf von Tettau und auf 
von Saucken-Julienfelde. Da sonach keiner der Kandi- 
daten die absolute Mehrheit erhalten hatte, wurde zu einer 
engeren Wahl geschritten. Bei ihr erhielten von 294 abge- 
gebenen Stimmen von Tettau und von Saucken je 147. 
Das Los entschied für von Tettau. 

Ein Protest, der gegen die Wahl einlief, vertrat die 
Ansicht, daß die eine im ersten Wahlgange für ungültig 



eine g^te Darstellung der Frage. — Im Ergebnisse übereinstimmend: 
Rosinski, Das Recht des Reichstags zur Ungültigkeitserklärung der 
Wahlen seiner Mitglieder und die Notwendigkeit der Erneuerung der 
Wählerlisten, Berlin 1897, wo auch (S. 8) ein etwaiger Versuch zutreffend 
zurückgewiesen wird, der dahin gerichtet wäre, aus dem früheren Wort- 
laute des § 34 des Wahlreglements eine Verpflichtung des Reichstages zu 
konstruieren, über die Gültigkeit der Wahlen bereits im ersten Jahre 
der Legislaturperiode zu entscheiden. — Heute besitzt die Kontroverse 
nur noch historisches Interesse, da, wie schon angedeutet, durch die 
Fassung der Bekanntmachui^ vom 28. April 1903 (R.G.Bl. S. 202 ff.) 
§ 34 völlig in Einklang zu § 8 , Abs. 3 des Wahlgesetzes gebracht ist. 

*® Daß der Stichwahl der Charakter einer neuen und selbständigen 
Wahl nicht zukommt, wird neuerdings unter Bezugnahme auf § 12, Abs. 1 
des Reichstagswahlgesetzes und §§ 26 — 28, 31 des Wahlreglements 
treffend in zwei Entscheidungen des Reichsgerichts hervorgehoben, vgl. 
Entscheidungen des Reichsgerichts in Strafsachen, XXXVII. Bd. (1905), 
8. 298 und vornehmlich 8. 385. 

*'' Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Hauses der 
Abgeordneten, 1865, I. Bd., 8. 37—45. 
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erklärte Stimme zu Unrecht kassiert worden sei. Sie habe 
„von Jaucken^ als den zu Wählenden genannt , und es sei 
aus ihr unzweifelhaft die Person des Kandidaten von Saucken 
zu erkennen gewesen. Tatsächlich hatte auch der be- 
treffende Wahlmann im zweiten Wahlgange für von Saucken 
gestimmt. 

Die Abteilung hielt den Protest für begründet und 
nahm daher an, daß richtigerweise von Saucken als im 
ersten Wahlgange mit 148 Stimmen gewählter Abgeordneter 
hätte proklamiert werden sollen. Sie beschloß daher, beim 
Hause zu beantragen: 

1. die Wahl des Herrn von Tettau-Tolks für ungültig 
zu erklären; 

2. den Herrn von Saucken- Julienfelde in Voraussetzung 
der Annahme der Wahl innerhalb acht Tagen als gültig 
gewählten Abgeordneten für den 4. Königsberger Wahlbezirk 
anzuerkennen, und 

3. das Präsidium des Hauses zu beauftragen, den Herrn 
von Saucken- Julienfelde aufzufordern, sich binnen acht Tagen 
über die Annahme der Wahl zu erklären und demnächst 
seinen Sitz im Hause einzunehmen. 

Der Referent führte in der Sitzung vom 19. Januar 
1865 aus, die Abteilung sei der Meinung, daß das Abge- 
ordnetenhaus nicht lediglich Kassationsinstanz, sondern auch 
Revisionsinstanz ist. „Wir sind zu der Überzeugung ge- 
kommen, daß wir nicht bloß befugt sind, eine Wahl, die 
uns" vorliegt, als ungültig zu erklären, sondern daß wir 
berechtigt und verpflichtet sind, den Wahlakt selbst einer 
Kritik zu unterwerfen, und für den Fall, daß wir denjenigen, 
der formell als der proklamierte Kandidat angesehen wird, 
für nicht vollgültig gewählt ansehen, dann auch befugt sind 
festzustellen, wer von den übrigen Kandidaten, die auf die 
Wahl gekommen sind, als gültig gewählt anzuerkennen ist". 
Dabei wurde auch auf einen Präcedenzfall aus dem Jahre 
1852 Bezug genommen, bei dem das Haus entschieden habe, 
daß ein Kandidat als gewählter Abgeordneter zu betrachten 
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sei. Die Anwendbarkeit dieses Falles wurde indes von 
andrer Seite bestritten: damals habe die Wahlmännerver- 
sammlung selbst die Entscheidung dem Hause anheimge- 
stellt. — Bei der Abstimmung wurde der Antrag der Ab- 
teilung „mit sehr großer Majorität'' angenommen. 

In Ausführung dieses Beschlusses gab der Präsident 
des Abgeordnetenhauses am 19. Januar 1865 dem Ritter- 
gutsbesitzer von Saucken von der Entscheidung in ent- 
sprechender Weise Kenntnis. Ebenso ließ er eine Mit- 
teilung an das Miitisterium des Innern gelangen. Von dem 
Minister des Innern traf daraufhin ein vom 22. Januar 1865 
datiertes Antwortschreiben ein, das an dem Beschlüsse des 
Abgeordnetenhauses völlig zutreffend Kritik übte 2®. Seine 
wesentlichen Ausführungen sind folgende: 

„Nach § 24 des Reglements vom 4. Oktober 1861 zur 
Verordnung über die Ausführung der Wahlen zum Hause 
der Abgeordneten vom 30. Mai 1849 ^®: 

„sind die Gewählten von der auf sie gefallenen Wahl 
durch den Wahlkommissarius in Kenntnis zu 
setzen", 
und nach § 31 der gedachten Verordnung: 

„muß sich der gewählte Abgeordnete über die Annahme 
oder Ablehnung der auf ihn gefallenen Wahl gegen den 
Wahlkommissarius erklären". 
Es widerstreitet daher ausdrücklich zu Recht bestehen- 
den Vorschriften, wenn die Mitteilung von einer Wahl und 
die Aufforderung zur Erklärung über die Annahme der- 
selben nicht von dem Wahlkommissarius, sondern von dem 
Präsidenten des Hauses der Abgeordneten erlassen wird, 
und es war das Haus nicht berechtigt, seinem Präsidium 
den Auftrag zu einer solchen Mitteilung und Aufforderung 
zu erteilen. 



^® Stenographische Berichte üher die Verhandlungen des Hauses der 
Abgeordneten, a. a. O. S. 47 ff. (Sitzung vom 24. Januar 1865). 

2* Analoge Vorschriften enthält Jetzt der § 30 des Reglements über 
die Ausführung der Wahlen zum Hause der Abgeordneten vom 18. Sep- 
tember 1893. 
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Ebenso geht aber auch der Beschluß, den Herrn von 
Saucken in Voraussetzung der rechtzeitigen Annahme der 
Wahl als gültig gewählten Abgeordneten anzuerkennen, 
über die Befugnisse hinaus, welche dem Hause in betreflF 
der Wahlprüfungen zustehen. 

Wenn es in dieser Beziehung im Art, 78 der Ver- 
fassungsurkunde heißt: 

„Jede Kammer prüft die Legitimation ihrer Mitglieder 
und entscheidet darüber", 
so kann es nach Wort und Sinn dieser Bestimmung keinem 
Zweifel untei:liegen, daß hier unter Mitgliedern der Kammer 
diejenigen Personen verstanden werden, welche bis zur 
Prüfung ihrer Legitimation als einstweilen berechtigt zu 
Sitz und Stimme in der Kammer angesehen werden. Da 
nun diese einstweilige Berechtigung unbestritten nur den- 
jenigen zusteht, welche bei dem Wahlakte von dem Wahl- 
kommissarius in Übereinstimmung mit dem Wahlvorstande 
als erwählte Abgeordnete ermittelt resp. proklamiert worden 
sind, so kann sich nur auf diese seine Mitglieder die dem 
Hause zustehende Legitimationsprüfung erstrecken". 

Die Zuschrift des Ministers betonte weiterhin, d^ß sie 
auf dem Boden der Praxis stehe, die das Haus selbst mit 
Ausnahme des einen bereits erwähnten Falles aus dem 
Jahre 1852 befolgt habe. Aber auch dieser eine — den 
4. Danziger Wahlkreis betreflFende — Fall könne, möge 
man das damalige Vorgehen für berechtigt oder für unbe- 
rechtigt halten, dem gegenwärtig vorliegenden in keiner 
Weise gleichgestellt werden. „Damals war eine eventuelle 
Wahl vorgenommen für den Fall, daß die Kammer die zu- 
erst stattgehabte nicht für gültig erachten sollte, und es 
waren auf diese Weise statt eines zwei proklamierte Abge- 
ordnete für einen und denselben Sitz vorhanden, zwischen 
denen die Kammer entschied". 

Auf Grund dieser Auffassung kommt das Schreiben zu 
dem richtigen Ergebnisse, daß die vom Abgeordnetenhause 
zu 2 und 3 gefaßten Beschlüsse, weil dessen Befugnisse 
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überschreitend, als rechtlich nicht vorhanden anzusehen 
seien. Es schließt mit der Mitteilung, daß von seiten der 
Regierung bereits eine Neuwahl für den 4. Königsberger 
Wahlkreis angeordnet sei. 

Bei Betrachtung der sich hieran anschließenden Vor- 
gänge muß man sich vergegenwärtigen, daß es die Zeit 
des preußischen Konfliktes ist, in der sie sich abspielen. 
Herr von Saucken- Julienfelde lehnte unterm 23. Januar 
1865 die ihm vom Hause der Abgeordneten angetragene 
Wahl ab, damit nicht zu dem bereits vorhandenen schweren 
Konflikt ein erheblicher neuer hinzutrete. Infolgedessen 
verzichtete^^ der Abgeordnete Freiherr von Ho verbeck, be- 
kanntlich einer der Führer der Opposition, auf die Stellung 
eines Antrages zu dem Ministerialschreiben, zumal er sich, 
wie er sagte, bewußt war, „daß wir mit diesem Ministerium 
noch ganz andere und wichtigere Eingrifi^e in die Rechte 
des Hauses und des Landes abzumachen haben werden, 
als diesen". So wurde denn der Vorschlag des Präsidenten, 
das Schreiben des Ministers für den Augenblick zu den 
Akten zu nehmen und zur Tagesordnung überzugehen, vom 
Abgeordnetenhause widerspruchslos angenommen. 

Der zweite Fall, der hier zur Besprechung kommen 
soll, hat das Haus der Abgeordneten in der Sitzung vom 
3. Dezember 1879 beschäftigt^^. Es handelte sich um die 
Wahl im 8. Düsseldorfer Wahlbezirke. Bei ihr waren nach 
amtlicher Feststellung im ersten Wahlgange für den Pro- 
fessor Aegidi wie für den Freiherrn von Schorlemer-Alst 
je 110 Stimmen abgegeben worden. Der Wahlkommissar 
hatte daraufhin das Los gezogen, und dieses hatte zu Gunsten 
des Professors Aegidi entschieden. Dieses Vorgehen wider- 
sprach der Vorschrift der Verordnung ^^: „Ergibt sich bei 

8<> a. a. O. S. 49. 

'^ Verhandlungen des Hauses der Abgeordneten 1879/80, I. Bd., 
S. 392—402 und hierzu Drucksache Nr. 45 ad B. 

^2 § 30, Abs. 3 der Verordnung über die Ausführung der Wahl der 
Abgeordneten zur Zweiten Kammer vom 30. Mai 1849; jetzt noch § 28, 
Abs. 1 des Reglements über die Ausführung der Wahlen zum Hause der 
Abgeordneten vom 18. September 1893. 
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der ersten Abstimmung keine absolute Mehrheit, so wird 
zu einer engeren Wahl geschritten". Es kam nun aber 
noch hinzu, daß sich unter den f(ir Aegidi abgegebenen 
Stimmen die eines Wahlmannes befand, der als persönlich 
haftender Gesellschafter einer in Eonkurs geratenen Kom- 
manditgesellschaft angehörte. Diese Stimme war nach An- 
sicht der Majorität der Wahlprüfungskommission, der bei- 
zutreten sein dürfte, ungültig (vgl. auch Schwartz, Die 
Verfassungsurkunde für den Preußischen Staat, S. 461, 
Anm. B zu § 8 der Verordnung vom 30. Mai 1849) — 
im Hinblick auf §§ 51, 52 Pr.A.G. zur K.O. vom 6. März 
1879 und §§ 8, 18 der Verordnung vom 30. Mai 1849. Wäre 
sie zurückgewiesen worden, so wäre von Schorlemer mit 
110 Stimmen gegen 109 für Aegidi als gewählt zu prokla- 
mieren gewesen. Bei dieser Sachlage beschloß die Kommis- 
sion mit 6 gegen 4 Stimmen, dem Hause vorzuschlagen, 
unter Ungültigkeitserklärung der Wahl Aegidis die Könige 
liehe Staatsregierung zu ersuchen, den Wahlkommissar an- 
zuweisen, daß er an den Preiherrn von Schorlemer- Alst die 
Aufforderung richte, über die Annahme der auf ihn ge- 
fallenen Wahl im 8. Düsseldorfer Wahlbezirk sich zu er- 
klären. Die Kommissionsmehrheit glaubte, dieser Beschluß 
stelle sich als eine logische Folgerung aus dem zu beur- 
teilenden Rechtsverhältnisse dar und gebe zu staatsrecht- 
lichen Bedenken keinen Anlaß. Auch im Plenum teilten 
einige Redner diese Ansicht. Dagegen bekämpfte vornehm- 
lich der Abgeordnete von Bennigsenin wirksamer Weise 
den Kommissionsantrag**. Er ging auf den Fall von 
Tettau- von Saucken ein und betonte im Anschlüsse daran, 
seit dem Jahre 1865 sei in vielen ähnlich gelagerten Fällen 
die Verfassung in konstanter Praxis so ausgelegt worden, 
daß im Abgeordnetenhause keine materielle Superrevision 
stattfinden dürfe, daß es also keinen anderen für ge- 
wählt erklären könne. Am Schlüsse sieiner Ausführungen 



»» a. a. O. 8. 396—398. 
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machte der Abgeordnete von Bennigsen folgende treffende 
Bemerkungen: „Die Gründe, aus denen eine Wahl ungültig 
wird, sind sehr verschiedener Art; dabei können in Be- 
tracht kommen Vorschriften über Vorbereitungen der Wahlen, 
Formvorschriften über das Verfahren der Wahlmänner- 
wahlen,. Pormvorschriften über das Verfahren der Abge- 
ordnetenwahlen, es können Vorschriften sein über die Qua- 
lifikation, sei es der Wahlmänner, sei es der Abgeordneten. 
Meine Herren, nun wird Ihnen von vornherein klar sein, 
daß aus der verschiedenartigen Natur der Bestimmungen 
und deren Verletzung usw. es in manchen Fällen über- 
haupt nicht möglich ist, daß irgend jemand gültig gewählt 
sein kann; in manchen Fällen bleibt das zweifelhaft, oder 
aber die Sache ist doch nicht so dringend und klar, daß 
das Abgeordnetenhaus an Stelle des vom Kollegium für rich- 
tig gewählt Erklärten einen anderen für gewählt ansieht. 
In welche Schwierigkeiten richtiger Unterscheidung kommen 
Sie da hinein? Wann wollen Sie ausnahmsweise von der 
weiteren Befugnis Gebrauch machen, daß Sie an Stelle der 
Berufung des Wahlkollegiums eine andere setzen?"^* 

Das Ergebnis der Abstimmung im Plenum entsprach 
diesem Standpunkte : Das Haus erklärte die Wahl schlecht- 
hin für ungültig und lehnte den weitergehenden Eommis- 
sionsantrag ab ^^. 

Daß die Stellungnahme des Reichstages im Falle Hempel 
auch auf die Praxis der badischen Zweiten Kammer ein- 
zuwirken vermochte, geht aus einer Entscheidung neueren 
Datums hervor. 



^ Der gleiche Gedankengang findet sich bei Seydel, Reichstag, 
S. 387 und Bayrisches Staatsrecht, S. 437 : „Es wird immer möglich sein, 
zu sagen, ob deijenige, dessen Legitimation in Frage steht, zweifellos der 
richtig Gewählte ist, oder ob diese Gewißheit nicht vorliegt. Dagegen 
wird es im letzteren Falle regelmäßig nicht möglich sein, mit Bestimmt- 
heit zu erklären, welcher andere der richtig Gewählte ist." Seydel be- 
merkt daher mit Recht, daß die hier vertretene verfassungsmäßige Be- 
schränkung des Reichstages wie des preußischen Abgeordnetenhauses auch 
ihre innere Begründung in der Natur des Wahlprüfungsgeschäftes habe. 

«6 a. a. O. 8. m 
Staats- und Völkerrecht!. Abhandlungen YII 2. — Leser. 3 
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Im Jahre 1905 war im Wahlkreise Mannheim 11 ein 
Kandidat als gewählt proklamiert worden , dem nach rich- 
tiger Zählung zwei Stimmen an der absoluten Mehrheit ge- 
fehlt hatten; Zweifel traten nunmehr in der Richtung auf, 
ob bei dieser Sachlage und der erforderlichen Ungültigkeits- 
erklärung der Wahl ein zweiter Wahlgang anzuberaumen 
sei^*, oder ob eine Wiederholung der Hauptwahl einzu- 
treten habe. Die Kammer entschied sich nach längerer 
Diskussion in Übereinstimmung mit dem Antrage der Wahl- 
prüfungskommission einmütig für die Ungültigkeitserklärung 
des ganzen Wahlaktes ^'^. 

Auch die Regierung erachtete in diesem Falle die An- 
beraumung einer neuen Hauptwahl für erforderlich. Sie 
ging dabei -* bereits der Kommission gegenüber — von 
der Auffassung aus^ daß der Wahlakt ein einheitlicher ist 
und nicht in einzelne Teile zerrissen werden kann. Zu- 
treffend berief sie sich auch auf einige Bestimmungen des 
Landtagswahlgesetzes, die ihren Standpunkt zu stützen ge- 
eignet waren, vornehmlich auf die §§ 65 und 70. Der § 65 
ordnet nämlich an, daß der Termin für den zweiten Wahl- 
gang vom Wahlkommissar festzusetzen ist und nicht länger 
hinausgeschoben werden darf als höchstens vierzehn Tage 
nach der Ermittelung des Ergebnisses der ersten Wahl. 
§ 70 ferner besagt, daß im Falle der Ungültigkeitserklärung 
einer Wahl durch die Kammer das Ministerium des Innern 
sofort eine neue Wahl zu veranlassen hat. Dabei muß in- 
des betont werden, daß es nicht etwa dem Ministerium des 
Innern überlassen bleiben darf, in Zweifelfällen darüber zu 
entscheiden, ob nur ein zweiter Wahlgang oder wieder eine 
Hauptwahl von ihm anzuordnen ist. Vielmehr ist m.E. die 
Regierung rechtlich verpflichtet, den ganzen Wahlakt wieder- 
holen zu lassen. Das geht aus dem Wortlaute des § 70 
L.W.G. klar hervor: Einmal erklärt dieser, daß die Be- 



8« L.W.G. § 64, Abs. 2. 

^■^ Vgl. Verhandlungen der II. Kammer 1905/06, 7. Sitzung vom 
22. Dezember 1905, S. 64—76. 
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Stimmungen der §§ 64 und 68 L.W.G., welche die für den 
ersten und für den zweiten Wahlgang geltenden Grund- 
sätze regeln, auch hier Anwendung finden. Und dann setzt 
er den Fall der Ungültigkeitserklärung dem der Ablehnung 
der Wahl durch den Gewählten und dem der Ersatzwahl 
gleich, die beim Ausscheiden eines Mitgliedes während der 
Landtagsperiode stattfindet ®®. 

Die Wahlprüfungskommission hielt die von der Regie- 
rung angezogenen gesetzlichen Bestimmungen nicht schlecht- 
hin für beweiskräftig. Wenn sie trotzdem der Auffassung 
der Regierung beitrat, so war die Erwägung für sie maß- 
gebend, ihre Praxis möglichst in Einklang zu der des Reichs- 
tags zu bringen. 

Dieses Argument spielte auch in den Plenarverhand- 
lungen eine bedeutsame Rolle. Wohl wurde darauf hinge- 
wiesen, daß der § 41 der badischen Verfassung einen wesent- 
lich anderen Wortlaut habe als der Art. 27 R.V. ®* Von 
der nämlichen Seite wurde auch daran erinnert, daß nach 
ununterbrochener Praxis unter der Herrschaft des indirekten 
Wahlrechts im Falle der Vernichtung der Wahlmännerwahl 
in einer einzelnen Gemeinde lediglich die Wahl in dieser 
Gemeinde wiederholt und dann die Abgeordnetenwahl aufs 
neue vorgenommen wurde. Im Anschlüsse hieran bezeich- 
nete indes der gleiche Abgeordnete ein Festhalten an die- 
ser Praxis nach Einführung des direkten Wahlrechts als 
bedenklich, weil dadurch die Einheit der Zeit und des 
Meinungsausdrucks der Wählerschaft zerrissen werde. So 
einigte sich die Kammer schließlich — vornehmlich aus diesem 
letztgenannten Grunde in Verbindung mit der Rücksicht- 
nahme auf die Praxis des Reichstages — dahin, den ganzen 
Wahlakt als ungültig anzusehen. 

Sie erklärte dabei ausdrücklich, daß mit der ausge- 



^ Im Ergebnisse übereinstiminend Abgeordneter Z'e h n t e r (a. a. O. 
S. 66); andrer Ansicht die Wahlprüfangskommission (S. 64) und die 
Regierung (Minister Dr. Schenkel), S. 68. 

89 S. 66 f. (Abg. Zehnter). 

3* 
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sprochenen Ungültigkeit der ganze Wahlakt vernichtet sei, 
und ersuchte demgemäß die Regierung, die Vornahme eines 
ersten Wahlganges anzuordnen. Nach den vorausgegangenen 
Ausfuhrungen bedurfte es eines solchen Ersuchens nicht: 
die Regierung war rechtlich verpflichtet, den ganzen Wahl- 
akt wiederholen zu lassen. 

b) Aus dem Wortlaute des Art. 27 R.V. ist weiter zu 
entnehmen y daß dem Reichstage die Prüfung der Legi- 
timation nur solange zusteht, als die Betreffenden seine Mit- 
glieder sind. Er ist nicht mehr befugt, die Prüfung vor- 
zunehmen, wenn der Abgeordnete , um dessen Wahl es 
sich handelt, bereits ausgeschieden ist, etwa gestorben ist 
oder sein Mandat niedergelegt hat. 

In der Regel hat der Reichstag dieser Auffassung Rech- 
nung getragen. So ist im Jahre 1899 die Wahl im fünften 
Wahlkreise des Königreichs Württemberg, 1903 die Wahl 
im ersten Danziger Wahlkreise im Plenum überhaupt nicht 
mehr zur Verhandlung gelangt, nachdem der betreffende 
Abgeordnete sein in der Wahlprüfungskommission für un- 
gültig erklärtes Mandat niedergelegt hatte ^^. Zuletzt hat 
über die gleiche Frage im Jahre 1895 eine Diskussion 
stattgefunden. 

Es war die Wahl im sechsten Wahlkreise des Regierungs- 
bezirks Arnsberg in der Wahlprüfungskommission für un- 
gültig erklärt worden. Der Kommissionsbericht (Reichstag 
1894/95, Drucksache No. 354) wurde auf die Tagesordnung 
der Plenarsitzung vom 24. Mai 1895 gesetzt. Zu Beginn 
dieser Sitzung verlas der Präsident ein Schreiben des in 
Frage stehenden Abgeordneten, in dem dieser auf sein Mandat 
verzichtete*^. Als dann der Punkt der Tagesordnung, 
der die Wahl betraf, an die Reihe kam, erklärte der Präsi- 



*® Vgl. Reichstag 1898/99, Drucksache Nr. 383 (S. 2406—2409 der 
Anlagen) und Sitzung vom 21. Juni 1899 (8. 2733 der Stenographischen 
Berichte); Reichstag 1900/03, Drucksache Nr. 863 (Anlageband VIH, 
S. 5816—5819) und Sitzung vom 13. März 1903 (Stenogr. Berichte, Bd. X, 
8. 8618). 

*i Stenographische Berichte 1894/95, 8. 2429, 2451—2453. 
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dent, er erachte den Gegenstand formell nicht für erledigt 
und eröffne die Diskussion über den Kommissionsantrag. 
Er fügte hinzu, falls der Antrag auf Absetzung der Sache 
eingebracht werde, so werde er auch diesen zur Beratung 
stellen. Ein solcher Antrag wurde denn auch von dem Ab- 
geordneten Dr. Lieber gestellt. Der Abgeordnete Singer 
dagegen betonte, die Frage könne nur nach zwei Gesichts- 
punkten entschieden werden: entweder sei der Gegenstand 
durch die Mandatsniederlegung erledigt — dann brauche 
man ihn nicht von der Tagesordnung abzusetzen •, oder der 
Reichstag erachte es als seine Aufgabe, trotz der Mandats- 
niederlegung über den Antrag der Kommission zu be- 
schließen. In der Sache selbst bemerkte Abgeordneter 
Singer unzutreffend, man dürfe sich nicht auf den Stand- 
punkt stellen, daß ein Urteil des Reichstags über die Rechts- 
gtiltigkeit eines Mandats nicht mehr dann abgegeben werden 
könne, wenn der vorläufige Inhaber des Mandats durch 
seinen Verzicht den bestrittenen Sitz freimache. Auf die 
Person des Abgeordneten komme es dabei gar nicht an. Es 
könne ja auch ein Fall vorkommen, wo ein Mandatsinhaber 
mit Tod abgehe, bei dessen Wahl eine Reihe von Unregel- 
mäßigkeiten sich abgespielt hätten, die der Reichstag Ver- 
anlassung habe, durch die Kassation der Wahl zu verur- 
teilen. Diese letztere Bezugnahme auf eine etwaige nach- 
trägliche Kassation der Mandate verstorbener Mitglieder gab 
dem Abgeordneten Dr. Meyer (Halle) Anlaß, in einem 
vielbelachten Witzworte auf eine derartige Tätigkeit das 
Dichterwort anzuwenden : 

„Seiner Spur folgt die Hyäne, 
Die Entweiherin der Grüfte". 
Vor dem Abgeordneten Singer hatte schon der Ab- 
geordnete Dr. Bachem die Meinung ausgesprochen, daß 
dem Reichstage das Recht zu reservieren sei, „wenn er es 
für angebracht hält, auch dann noch eine Wahl für ungül- 
tig zu erklären, wenn der bisherige Inhaber sein Mandat 
niedergelegt hat". 
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Am schärfsten hat demgegenüber die gegenteilige Auf- 
fassung, die hier vertreten wird, der Abgeordnete Dr. von 
Bennigsen präzisiert, wenn er sagte: „Das Haus hat die 
Legitimation seiner Mitglieder zu prüfen, hat zu prüfen, ob 
jemand das Recht hat, an den Beratungen und den Be- 
schlüssen des Hauses teilzunehmen. Bei Herrn Möller ist 
aber diese Frage dadurch entschieden und erledigt, daß er 
sein Mandat niedergelegt hat und ein solches Recht mit 
zu beraten und zu beschließen gar nicht mehr hat". Dr. von 
Bennigsen beantragte demgemäß, der Reichstag möge 
erklären, daß diese Angelegenheit durch die Niederlegung 
des Mandats erledigt sei. Bei der Abstimmung wurde mit 
großer Mehrheit so beschlossen. 

Als der Abgeordnete für den Wahlkreis Waidenburg 
am 1. Mai 1900 sein Mandat, dessen Prüfung auf der 
Tagesordnung stand, mittels eines während der Sitzung ein- 
gegangenen Schreibens niederlegte, erklärte Präsident Graf 
Ballestrem, ohne irgendwelchen Widerspruch zu finden, 
daß infolgedessen diese Wahl von der Tagesordnung ab- 
zusetzen sei. 

Diese korrekte Praxis des Reichstagsplenums ist auch 
die seiner Wahlprüfungskommission. So hat diese Kom- 
mission 1899 und 1904, als die Abgeordneten für den 
zweiten Berliner und für den 16. Hannoverschen Wahlkreis 
nach Kassation ihrer Wahl in der Kommission, noch vor 
Feststellung des Kommissionsberichtes, auf ihren Sitz ver- 
zichteten, die Erstattung ihres Berichtes daraufhin unter- 
lassen. In gleicher Richtung bewegt sich die Mitteilung 
in dem Berichte der Wahlprüfungskommission über die Er- 
gebnisse der Wahlprüfungen in der neunten Legislatur- 
periode von 1898 — 1898**, daß sich von den ihr zur 
Prüfung abgegebenen Wahlen zwei durch den Tod des Ab- 
geordneten, sieben durch Niederlegung des Mandats er- 
ledigten. 



" Reichstag 1897/98, Drucksache Nr. 286 (S. 2368—2370 der An- 
lagen). 
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Nicht in Widerspruch mit diesem Verfahren steht auch 
eine Entscheidung des Reichstags aus dem Jahre 1894. Hier 
war die Wahl im 23. sächsischen Wahlkreise von der Kom- 
mission kassiert worden; ein demgegenüber eingebrachter 
Antrag auf Beanstandung wurde in der Plenarsitzung vom 
18. April 1894>® abgelehnt, und nun tiberreichte einer der 
Antragsteller dem Präsidenten einen Brief des Abgeordneten, 
dessen Wahl in Frage stand, worin dieser sein Mandat 
niederlegte. Damals sprach nach einer kurzen Geschäfts- 
ordnungsdebatte der Präsident von Levetzow die völlig 
zutreffende Meinung aus, daß der Reichstag sich in der Ab- 
stimmung befinde, und daß deswegen die Mitteilung von 
der Mandatsniederlegung nicht zu seiner Kenntnis gebracht 
werden könne. Es wurde daraufhin in der Abstimmung 
fortgefahren und die Wahl in Übereinstimmung mit dem 
Kommissionsvotum für ungültig erklärt. 

In einem früheren Falle indes hat die Wahlprüfungs- 
kommission in ihrer Mehrheit einen andern Standpunkt ein- 
genommen. 

Die Beschlußfassung über die 1890 erfolgte Wahl im 
zweiten Wahlkreise des Regierungsbezirks Kassel war vom 
Reichstage ausgesetzt worden. Während die Erhebungen 
im Gange waren, erlosch das Mandat infolge Beförderung 
des Abgeordneten. Ein Schreiben des Stellvertreters des 
Reichskanzlers vom 12. Dezember 1891** teilte nunmehr 
dem Reichstage mit, daß die preußische Regierung, die um 
die Vornahme der Ermittelungen ersucht worden war, die 
Angelegenheit infolge des Ausscheidens des Abgeordneten 
aus dem Reichstage als erledigt ansehe. 

Die Wahlprüfungskommission war über die weitere Be- 
handlung des Falles geteilter Meinung. Von der einen 
Seite wurde hervorgehoben, daß der Reichstag ein großes 
Interesse daran habe, behauptete Verstöße gegen die ge- 



*8 Eeichstag 1893/94, 8. 2241 der Stenographischen Berichte. 
** Session 1890/92, V. Anlageband, Drucksache Nr 597, S. 8592. 
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Betzlichen Bestimmungen oder Unregelmäfiigkeiten bei der 
Wahl seiner Mitglieder aufzuklären und eventuell zur Sühne 
zu bringen. Dagegen wurde ganz zutreffend geltend ge- 
macht, daß dem Reichstage nach Art. 27 R.V. lediglich die 
Prüfung der Wahl seiner Mitglieder zustehe, daß also 
mit dem Ausscheiden eines Abgeordneten aus dem Reichs- 
tage die Wahlprüfungskommission wie kein Interesse, so 
auch kein Recht mehr habe, sich mit den Vorgängen bei 
der Wahl zu beschäftigen. Es wurde auch darauf hin- 
gewiesen, daß ja Wählern, die sich durch die im Proteste 
gerügten Wahlvorgänge in ihren verfassungsmäßigen und 
gesetzlichen Rechten beeinträchtigt glaubten, das Recht 
der Petition an den Reichstag offen stehe. Die Einwendung, 
die wieder gegen diese Auffassung erhoben wurde, war recht 
gekünstelt: der Wahlprotest sei eben in gewissem Sinne 
als eine Petition zu betrachten. Vor allem aber trat der 
richtigen juristischen Erwägung die politische entgegen, 
der Reichstag müsse sich grundsätzlich das Recht wahren, 
Vorgänge bei den Wahlen auf ihre gesetzliche Zulässigkeit 
zu prüfen, gleichgültig, ob der Abgeordnete, um dessen 
Wahl es sich handle, sich noch im Besitze des Mandats be- 
finde oder nicht; denn damit, daß der Abgeordnete aus dem 
Reichstage ausscheide, seien die bei seiner Wahl vor- 
gekommenen Ungesetzlichkeiten oder Vergewaltigungen der 
Minorität der Wähler nicht ungeschehen gemacht. 

Bei der Abstimmung schlug die Mehrheit der Kommission 
einen Mittelweg ein. Ein Antrag, den früheren Beschluß 
des Reichstags durch die Zuschrift des Vertreters der 
Reichsregierung nicht für erledigt zu betrachten, an den 
Reichskanzler vielmehr wiederholt das Ersuchen zu richten, 
die Erhebungen vornehmen zu lassen, wurde zurückgezogen. 
Der die richtige Ansicht zur Geltung bringende Antrag, 
den beanstandenden Beschluß des Reichstags infolge der 
Kiederlegung des Mandates für erledigt zu erachten, fiel 
mit acht gegen zwei Stimmen. Schließlich wurde mit dem 
gleichen Stimmenverhältnisse beschlossen, die Sache für er- 
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ledigt zu erklären und nicht weiter zu verfolgen, da die 
Angelegenheit, um die es sich hier handle, nämlich die Be- 
schränkung der ÖflPentlichkeit bei den Wahlen, bei andern 
Fällen zur Erledigung kommen werde. Das Plenum 
trat dem Kommissionsantrage am 18. März 1892 ohne 
Debatte bei*». 

c) An diesen letzten Fall läßt sich folgende weitere 
Betrachtung anknüpfen : Der Reichstag prüft die Legitimation 
seiner Mitglieder. Er kann dabei die Wahl sogleich für 
gültig oder für ungültig erklären. Er kann aber auch, 
wenn ihm dies erforderlich erscheint, um zu einem End- 
urteil zu gelangen, durch den Reichskanzler die beteiligte 
Staatsregierung ersuchen lassen, die von ihm bezeichneten 
Erhebungen vorzunehmen. Ausgeschlossen ist Cd, daß der 
Reichstag zu diesem Zwecke unmittelbar mit einer andern 
Behörde in Verbindung tritt, oder daß er gar die Er- 
hebungen selbständig vornimmt. In Praxis und Literatur 
ist denn auch eine derartige Befugnis des Reichstags de 
lege lata niemals in Anspruch genommen worden*®. 

^^ Reichstag 1890/92, Stenographische Berichte Bd. Vn, S. 4841. 

^* Dagegen ist für Preu^ßen ein solcher Rechtszastand von 
T. Rönne, Das Staatsrecht der preußischen Monarchie, 4. Aufl., Bd. I, 
S. 260 f. behauptet worden. Er bezeichnet es als „eine unabweisbare 
rechtliche Folge der ausschließlichen Befugnis der Kammer zur Prüfung 
der Wahlen und zur alleinigen und endgültigen Entscheidung über die- 
selben, daß ihr auch das Recht zusteht, diejenigen vorbereitenden Hand- 
lungen zu veranlassen, welche erforderlich sind, um ein gründliches und 
richtiges Urteil über die Gültigkeit einer Wahl fällen zu können, also 
alle zur Beurteilung einer bestrittenen oder zweifelhaften Wahl not- 
wendigen Untersuchungen vorzunehmen, bezw. durch einen damit zu be- 
auftragenden Ausschuß vornehmen zu lassen*^. Zur Begründung beruft 
sich V. Rönne einmal auf das Recht der Kammer zur Entscheidung über 
die Legitimation ihrer Mitglieder in Verbindung mit dem im § o9 der 
Einleitung zum Allgemeinen Landrechte ausgesprochenen Grundsatze, daß 
die Gesetze demjenigen, dem sie ein Recht geben, auch die Mittel be- 
willigen, ohne die das Recht nicht ausgeübt werden kann. Femer stützt 
er sich noch besonders auf den Art 82 der preußischen Verfassung, der 
einer jeden Kammer die Befugnis verleiht, „behufs ihrer Information 
Kommissionen zur Untersuchung von Tatsachen zu ernennen." Daß das 
erste Argument nicht überzeugend wirkt , bedarf kaum einer Ausführung. 
Die Bezugnahme auf das Allgemeine Landrecht ist in keiner Weise be- 
weiskräftig, zumal sie es künstlich so darzustellen sucht, als wolle der 
Grundsatz alle die Mittel verleihen, ohne welche das betre£fende Recht 
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d) Der Reichstag ist aber auch nicht befugt, Er- 
hebungen in Wahlprtifungssachen dann zu verlangen, wenn 
er über die Legitimation des Abgeordneten, dessen Wahl 
in Frage steht, bereits endgültig entschieden hat. Nur wenn 
und soweit ihm derartige Ermittelungen zum Zwecke der 



„nicht vollständig und zweckmäßig(!)" ausgeübt werden- kann. Der 
Artikel 82 der preußischen Verfassung hat in seiner Auslegung zu 
mannigfachen Kontroversen Anlaß gegeben, auf die hier nicht näher ein- 
gegangen werden kann. (Vgl. einerseits — im Sinne einer weiten Aus- 
legung der Befugnisse der Kammer — v. Rönne, a. a. O. § 69, S. 290 ff. ; 
H. Schulze, Das Preußische Staatsrecht, 2. Aufl., Bd. I, S. 613 ff.; 
S^chwartz, a. a. O. S. 289 ff.; anderseits Arndt, Die Verfassungs- 
urkunde fär den Preußischen Staat, S. 274 ff.; Bornhak, Preußisches 
Staatsrecht; Bd. I, S. 430 f.; v. Stengel, Das Staatsrecht des König- 
reichs Preußen (in Marquardsens Handbuch, II, 3) S. 83 f.; Zorn in der 
5. Aufl. des Rönneschen Staatsrechts, insb. S. 362, Anm. 2, 8. 365.) Aber 
auch Schwartz, der der Rönneschen Auslegung, des Artikels 82 nahe- 
steht, bemerkt S. 231 lediglich, daß er dem Abgeordnetenhause im ein- 
zelnen Falle das Recht dazu gebe, wenn ihm der Weg, das Ministerium 
um Veranlassung der etwa für erforderlich erachteten Ermittelungen zu 
ersuchen, nicht als sicher erscheinen sollte, „einen Ausschuß mit der Be- 
fugnis zu ernennen, die erforderlichen tatsächlichen Ermittelungen, ins- 
besondere die Vernehmung von Zeugen, Einforderung von Aktenstücken 
und dergl. vorzunehmen**. Dem dürfte beizutreten sein. Noch schärfer 
muß die Rönnesche Theorie von den Schriftstellern abgelehnt werden, die 
eine einschränkende Interpretation des Art. 82 vertareten. In der preußi- 
schen Praxis ist von einer Anwendung der Rönneschen Ansicht nie die 
Rede gewesen. — Dagegen sind in der württembergischen Kammer 
der Abgeordneten in den sechziger und siebziger Jahren Bestrebungen 
am Werke gewesen, die der Volksvertretung das Recht der Enquete in 
Legitimationssachen sichern wollten. Entsprechende Anträge sind indes 
nicht zur Verhandlung gelangt. Zudem würde die Regierung sich der- 
artigen Ansprüchen sicherlich widersetzt haben. Denn bereits im Jahre 
1851 hat ein königliches Reskript gegen einen Paragraphen in der Ge- 
schäftsordnung der Abgeordnetenkammer — jetzt § 56, Abs. 3 — Ver- 
wahrung eingelegt, der den Kommissionen das Recht einräumen will, „er- 
forderlichenfalls Zeugen und Sachverständige zur Äußerung zu veranlassen**. 
Vgl. hierüber v. Sarwey, a. a. O. § 110, S. 231 f. — Für Baden und 
Bayern gilt das im Texte hinsichtlich des Reichs Gesagte. Die ganze 
Frage wird eingehend und sorgfaltig besprochen von Walz, Wahlprüfung, 
S. 74 ff. De lege ferenda hat Mo hl zuerst in der Tübinger Zeitschrift 
für Staatswissenschaft, Bd. IV (1847), S. 523 ff., dann — in erweiterter 
Bearbeitung — in seinen Monographien: Staatsrecht, Völkerrecht und 
Politik, Bd. I (1860), S. 207-221 über die Untersuchung bestrittener 
ständischer Wahlen durch die Abgeordnetenkammern selbst behandelt Er 
stellt die Forderung auf, daß alle zur Beurteilung einer bestrittenen Wahl 
notwendigen Untersuchungen der betreffenden Kammer zu übertragen 
seien. Auf seine Ausführungen ist in anderm Zusammenhange zurück- 
zukommen. 
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Eotgcheidung über die Rechtsgtiltigkeit der Wahl erforder- 
lich erscheinen, kann er ihre Vornahme fordern. Diesen 
Standpunkt hat der Staatsminister von Boetticher bei 
Wahlprüfungsverhandlungen im Jahre 1885 wiederholt ver- 
treten. Damals*'' hatte die Wahlprüfungskoramission be- 
schlossen, bei einigen Wahlen dem Reichstage vorzuschlagen, 
sie zwar für gültig zu erklären, aber den Reichskanzler zu 
ersuchen, über bestimmte Vorgänge Erhebungen zu veran- 
lassen. Nachdem der Abgeordnete von Kardorff Be- 
denken gegen dieses Vorgehen geltend gemacht hatte, führte 
Minister von Boetticher aus*®, es lasse sich die Frage 
aufwerfen, ob der Reichstag die Befugnis habe, „nachdem 
einmal das Legitimationsprüfungsgeschäft für ihn beendigt 
ist, weiter in die Sache hineinzusteigen und von der 
Regierung zu verlangen, daß sie Erhebungen veranlasse, 
die für die Feststellung der Gültigkeit der Wahl überhaupt 
von keiner Bedeutung mehr sind". Er fügte hinzu, die 
Regierung sei der Meinung, daß der Reichskanzler ein 
solches Mandat, wie es ihm durch den Kommissionsvorschlag 
angesonnen werde, nicht übernehmen könne, jedenfalls 
nicht zu übernehmen verpflichtet sei. ^Ich möchte deshalb 
glauben, daß die Wahlprüfungskommission wohl täte, in 
Zukunft in solchen Fällen vorzuschlagen, daß die Regierung 
darauf aufmerksam gemacht werde, daß Unregelmäßigkeiten 
vorgekommen sind, und daß ihr anheimgegeben werde, das 
zu verfügen, was behufs Feststellung und Remedur solcher 
Unregelmäßigkeiten etwa erforderlich ist." Aus dem Hause 
wurde diesen durchaus zutreffenden Ausführungen gegen- 
über geltend zu machen versucht, daß nach Art. 27 R.V. 
alles, was mit der Wahl in Berührung stehe, auch zur 
Kognition des Reichstags gehöre*®. Aber schließlich wählte 

*'' Vgl. stenographische Berichte üher die Verhandlungen des 
Reichstags 1884/85, Bd. II, 8. 1102—1112, Bd. HI, 8. 1523—1534; 
8itzTmgen vom 5. Februar und vom 3. März 1885. 

*8 a. a. O. Bd. II, 8. 1102 f. 

♦® Vgl. insbesondere a. a. O. S. 1103 (Abgeordneter Dr. Freiherr 
von Heereman). 
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die Mehrheit des Reichstags, um die von der Kommission 
vorgeschlagenen Erhebungen fordern zu können , einen 
andern Weg. Sie setzte die Entscheidung über die Gültig- 
keit der in Frage stehenden Wahlen aus. Der Reichstag 
faßte damit einen Beschluß, durch den für einen unbe- 
fangenen Beurteiler der Anschein erweckt werden konnte, 
als sei der Ausfall der angeordneten Ermittelungen von 
Bedeutung für die Entscheidung über die Gültigkeit der 
Wahl, während tatsächlich das Reichstagsplenum ebenso 
wie die Kommission davon überzeugt war, daß auch, wenn 
durch die Beweiserhebungen die Richtigkeit der betreffenden 
Protestbehauptungen erwiesen werden sollte, dies einen 
Einfluß auf die Gültigkeit der Wahl im ganzen nicht aus- 
üben würde. Mit vollem Rechte hebt Seydel hervor ^^ 
daß ein solches Vorgehen einen Mißbrauch durch einen 
andern, größeren ersetzen heißt ^*. 

Unrichtig .war in der Folge die Entscheidung, die der 
Reichstag in der Sitzung vom 13. Juni 1890 feilte ^^ Er 
erklärte damals die Wahl im elften württembergischen Wahl- 
kreise für gültig, ersuchte indes noch den Reichskanzler, 
die Untersuchung einer behaupteten Wahlfälschung zu ver- 
anlassen und von dem Resultate der Untersuchung dem 
Reichstage Kenntnis zu geben. Zuvor hatte er einen An- 
trag des Abgeordneten Müller (Marien werd er) abgelehnt, 
der — in zutreffender Weise den Erklärungen des Regierungs- 
vertreters vom Jahre 1885 Rechnung tragend — den Reichs- 
kanzler ersuchen wollte, die betreffenden Wahlakten und 
den Protest der württembergischen Regierung zur Kenntnis- 
nahme und eventuellen Veranlassung mitzuteilen. Die 
Regierung hat daraufhin, obwohl sie rechtlich dazu nicht 



^^ Kommentar zur Yerfassungsurkunde für das Deutsche Reich, 
2. Aufl., S. 208. 

^^ Im Sinne des Textes außer Seydel auch Arndt, Das Staatsrecht 
des Deutschen Reiches, S. 126; unrichtig ist indes Arndts Zitat: Staats- 
minister von Boetticher hat in der Sitzung vom 13. Juni 1890 nicht das 
Wort ergriffen. 

»3 Stenogr. Berichte, 1890, Bd. I, S. 317 ff. 
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verpflichtet war, derartige Erhebungen Tomehmen lassen 
und hat von ihrem Ergebnisse dem Reichstage Mitteilung 
gemacht ^^. Im letzten Jahrzehnte ist der Reichstag von 
der hier zum Gegenstande der Kritik gemachten Praxis 
mehr und mehr abgekommen. 

e) In einer größeren Anzahl von Fällen hat der 
Reichstag auf Grund angestellter Ermittelungen die Er- 
teilung von Rügen an Beamte beantragt^*. Richtig wäre 
es gewesen, wenn er sich damit begnügt hätte, den Reichs- 
kanzler darum zu ersuchen, die bedenklich erscheinenden 
Tatsachen zur Kenntnis der Regierung des beteiligten Einzel- 
staates zu bringen*^. 

f) Eine wesentliche Beschränkung des Wahlprüfungs- 
rechts des Reichstags liegt endlich darin, daß eine Entscheidung, 
welche das die Wahlprüfung vornehmende Parlament fällt, 
allemal Rechtskraft schafft. Daß das Parlament mit der Legiti- 
mationsprüfung einen Akt der Rechtsprechung vollzieht, ist in 
überzeugender Weise nachgewiesen worden *®. Es unterliegt. 



•*' Unter vielen Fällen seien aus der achten Legislaturperiode bei- 
spielsweise genannt: Drucksachen 1890/92, Anlageband V, Nr. 598, 600, 
S. 8593 f., 3594 f. 

^* Vgl. die in der vorigen Anm. genannten Berichte der Wahlprüfungs- 
kommission und femer z. B. 1890/92, Drucksachen Nr. 679, 683, 704 
sowie Stenographische Berichte, Bd. VII, S. 4841 ff. (Sitzung vom 
18. März 1892). 

^^ So Seydel, Kommentar, S. 208. Über die Frage hat in der 
Sitzung des Reichstags vom 13. Mai 1884 eine kurze Erörterung statt- 
gefunden, bei der sich Staatsminister von Boett icher und Abgeordneter 
Dr. Windthorst im Sinne des Textes äußerten. Zu einer Entscheidung 
kam es indes nicht. Die Angelegenheit wurde an die Wahlprüfungs- 
kommission zurückverwiesen und blieb in der Folge unerledigt (Vgl. 
Sten. Berichte, V. Legislaturperiode, 4. Session, Bd. II, S. 587, 594 f. u. 
dazu Anlageband II, Drucksache Nr. 72, S. 54 und 65 und Drucksache 
Nr. 104.) 

^ Insbesondere von Jellinek, Ein Verfassungsgerichtshof für 
Österreich, S. 7ff. ; Gutachten für den XIX. Deutschen Juristentag, 
S. 121 f.; System, 2. Aufl., S. 167 f.; Allgemeine Staatslehre, 2. Aufl., 
S. 351, 598 f.; Bernatzik, Rechtsprechung und materielle Rechtskraft, 
S. 264 ff.; Jaques in den Verhandlungen des XIX. Deutschen Juristen- 
tages, III, S. 191; Lab and. Das Staatsrecht des Deutschen Reiches 
4. Aufl., I, S. 312 f. und Archiv für öffentliches Recht I (1886), S. 226 ff.; 
Seydel, Gutachten für den XIX. Deutschen Juristentag, S. 130 ff.; Walz, 
Wahlprüfung, S. 93 ff. Zustimmend unter andern auch: Meyer- 
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wie Jellinek (Gutachten, S. 122) ausführt, keinem Zweifel, 
daß die Mitgliedschaft an einer parlamentarischen Körperschaft 
ein subjektives öflFentliches Recht ist, „und damit charak- 
terisiert sich notwendig die Entscheidung darüber, ob einer 
individuell bestimmten Person kraft der die rechtlichen Ent- 
stehungsgründe der Mitgliedschaft normierenden Rechtssätze 
diese zusteht oder nicht, als ein Akt der Rechtsprechung" ^'^. 
Sonach ist im Falle der erfolgten Entscheidung res iudicata 
vorhanden; es kann eine kassierende Entscheidung nicht 
zurückgenommen, und es kann einem Mitgliede, dessen 
Wahl einmal für gültig erklärt ist, fernerhin das Mitglied- 
schaftsrecht aus der Wahl nicht mehr bestritten werden ®®. 



Anschütz, a. a. O. S. 880; v. Kirchenheim, Lehrbuch des deutschen 
Staatsrechts, S. 261; Born hak, Staats- und Verwaltangsrecht des Groß- 
herzogtums Baden, S. 48 f. 

^■^ Daß das Parlament bei der Entscheidung über die Legitimation 
eine Feststellung trifft, ändert an dem oben Gesagten nichts; sind doch 
auch Feststellungen Gegenstand der Rechtsprechung (vgl. § 256 der 
Reichszivilprozeßorduung). — Unzutreffend nennt Schwartz, a. a. O. 
S. 280, Anm. B zu Artikel 78, die Wahlentscheidungen des Parlaments 
„revokabele Verwaltungsakte". — Schoenborn, Das Oberaufsichts- 
recht des Staates im modernen deutschen Staatsrecht, S. 61, spricht aus, 
daß in Gestalt der Wahlprüfiing eine Eontrolle über die Tätigkeit des 
Volkes als Kreationsorgan g-eübt werde. Daß die Entscheidung über 
die Legitimation des Abgeordneten ein Urteil ist, soll damit wohl nicht 
bezweifelt werden. Beizustimmen ist Schoenborn, wenn er (Anm. 161 
zu S. 61) bemerkt, daß die Kammern bei der Wahlprüfung offenbar als 
Staatsorgane fungieren. So auch Brie, Zur Theorie des konstitutionellen 
Staatsrechts, im Archiv für öffentliches Recht (Bd. IV, S. Iff.), S. 59. 
Andrer Ansicht Kahn, Inwieweit ist der deutsche Richter berechtigt und 
verpflichtet, Gesetze und Verordnungen auf ihre Verfassungsmäßigkeit hin 
zu prüfen? Annalen des Deutschen Reiches 1907 (S. 481 ff., 597 ff.), 
S. 604, Anm. 2, der aus allgemeinen staatsrechtlichen Gesichtspunkten 
folgert, daß die rechtskräftige Feststellung der Legitimation Ausfluß des 
Selbstverwaltungsrechts der parlamentarischen Körperschaft sei. Diese 
Auffassung steht in Widerspruch mit der oben entwickelten juristischen 
Struktur der Legitimationsprüfung. Wäre die Spezialregelung zu Gunsten 
der Parlamente nicht getroffen, so müßte die Prüfung den Gerichten, zu- 
mal der Verwaltungsrechtsprechung, wo eine solche existiert, zustehen. 
Ebenso und vorzüglich Seydel, Bayrisches Staatsrecht, 2. Aufl., I. S. 589; 
femer Esmein, Elements de droit constitutionnel, p. 780; Leoni, Das 
öffentliche Recht des Reichslandes Elsaß-Lothringen, I, S. 67. — Daß der 
nicht verfassungsgemäß gewählten Körperschaft die Prüfung der Legitimation 
ihrer Mitglieder keineswegs gegeben ist, wird von Kahn, a. a. O. S. 604 f. 
überzeugend dargelegt. 

^^ So Seydel, Reichstag, S. 396; Laband, Staatsrecht, Bd. I,^ 
S. 312; vorzüglich Walz, Wahlprüfung, S. 93 ff. — Andrer Meinung 
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Nur insofern bleibt das parlamentarische Legitimations- 
prüfungsrecht noch bestehen, als auch nach Gültigkeits- 
erklärung der Wahl ständig zu untersuchen ist, ob nicht 
eine der Voraussetzungen für die Wählbarkeit mittlerweile 
in Wegfall gekommen und so ein Mandatsverlust begründet 
ist^*. Der Reichstag hat niemals eine Entscheidung ge- 
fällt, die mit dem vorstehend ausgesprochenen Grundsatze 
in Widerspruch gestanden hätte. Eine Entscheidung des 
preußischen Abgeordnetenhauses aus dem Jahre 1863 (Fall 
Grabow) bewegt sich in gleicher Richtung®^*. 

Auch die Geschäftsordnungen beider Häuser (§ 7 der 
Reichstags-Geschäftsordnung, § 5b der Geschäftsordnung 
für das preußische Abgeordnetenhaus) haben den hier ver- 
tretenen Standpunkt inne, wenn sie sagen, daß unbean- 
standete Wahlen vom Präsidenten nachrichtlich zur Kennt- 
nis des Hauses gebracht und falls bis dahin die für Wahl- 
anfechtungen gesetzte Frist noch nicht umlaufen ist, einst- 
weilen als gültig betrachtet werden, und dann hinzufügen: 
„nach Ablauf der Frist sind sie definitiv gültig". 

Diese Geschäftsordnungsbestimmungen sind freilich 
überflüssig und können für die Entscheidung der Frage, 
die hier behandelt wird, in keiner Weise ausschlaggebend 
sein. Das in ihnen ausgesprochene Prinzip folgt nach dem 
Vorausgegangenen vielmehr aus der Rechtsnatur der Legiti- 
mationsprüfung , und eine Änderung dieser Geschäftsord- 
nungsvorschriften erscheint daher als rechtlich unzulässig®^. 

V. Rönne- Zorn, a. 0.0., Bd. I, S. 832 f., Anm. 4; Arndt, Preußische 
Verfassungsurkunde, S. 269, Anm. 2 zu Art. 78 und Schwartz — vom 
Standpunkte der Theorie der revokabeln Verwaltungsakte — a. a. O., 
soweit es sich nicht um formelle Anfechtungsgründe handelt. Insbesondere 
sei es zulässig, eine bereits anerkannte Wahl nachträglich zu annullieren, 
wenn strafbare Wahlfälschungen und Wahlbestechungen in solchem Um- 
fange vorgekommen sind, daß dadurch ein entscheidender Einfluß auf den 
Wahlausfall geübt worden ist, ebenso wenn sich herausstellt, daß der als 
gewählt Proklamierte gamicht wählbar gewesen ist Ähnlich für das 
sächsische Recht: Fricker, a. a. O. S. 146; Opitz, a. a. O. S. 76; da- 
gegen richtig König, a. a. O. S. 87. 

ß» Übereinstimmend Walz, a. a. O. 8. 97 f. 

^ Näheres bei v. Rönne-Zorn, a. a. O. 

®^ Andrer Meinung Arndt, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 
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III. Gesehäftsordnimg und Wahlprflfang. 

1. Geschichte der Wahlprüfungskomraission. 

Beim Übergange zu dem in der Geschäftsordnung des 
Reichstags niedergelegten Teile des formellen Wahlprüfungs- 
rechts erscheint eine zusammenfassende Darstellung der Ge- 
schichte der Wahlpriifungskommission für die Zwecke dieser 
Untersuchungen nicht ohne Interesse. Mit ihr sei daher 
hier begonnen; eine Besprechung der darin nicht behandelten 
Vorschriften der Geschäftsordnung, die sich auf die Prüfung 
der Wahlen beziehen, soll sich anschließen. 

Der Reichstag wird nach § 2 seiner Geschäftsordnung 
durch das Los in sieben Abteilungen von möglichst gleicher 
Mitgliederzahl geteilt. Jede Abteilung wählt mit absoluter 
Stimmenmehrheit einen Vorsitzenden und einen Schriftführer 
sowie Stellvertreter für beide. Dabei sind die Abteilungen 
ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder 
beschlußfilhig. Diesen Abteilungen war nach der ursprüng- 
lichen Fassung des § 3 der Geschäftsordnung®* die Vor- 
prüfung sämtlicher Wahlen übertragen ; es wurde zu diesem 
Zwecke jeder Abteilung eine möglichst gleiche Zahl der 
einzelnen Wahl Verhandlungen durch das Los zugeteilt. 
Dieser Rechtszustand gab zu eingehender Kritik Anlaß. 
Besonders war es Robert von Mo hl, der seine Reform- 
bedürftigkeit nachdrücklich betonte®^. 

Unterm 22. Januar 1875 brachten denn auch die Ab- 
geordneten von Bernuth, Dr. von Mohl, Dr. Oppen- 



S. 126 f. Über den rechtlichen Charakter von Geschäftsordnongsnormen 
treffend: Jellinek, System, 2. Aufl., S. 169; Anschütz, Deutsches 
Staatsrecht inHoltzendorff-Kohlers Encyklopädie der Rechtswissen- 
schaft, II, S. 584; Ku lisch. Die rechtliche Stellung der beiden Häuser 
des österreichischen Heichsrates zur Geschäftsordnung (in den Staats- 
rechtlichen Abhandlungen für Laband, Bd. I, S. 331 ff.^ S. 342 ff. 

*' Sie ist wiedergegeben bei Pereis, Das autonome Keichstags- 
recht, S. 111. 

^ Kritische Erörterungen über Ordnung und Gewohnheiten des 
Deutschen Reiches in der Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft, 
Bd. XXX (1874X S. 620 ff. 
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heim, Klotz und Dr. Zinn folgenden Antrag im Reichs- 
tage ein ®* : 

Der Reichstag wolle beschließen: 

Die §§ 4 und 5 der Geschäftsordnung durch folgende 
Vorschriften zu ersetzen: 

§4. 
Wahlanfechtungen und von seiten eines Reichs tags- 
mitgliedes erhobene Einsprachen, welche später als 10 Tage 
nach Eröffnung des Reichstags und bei Nachwahlen, die 
während einer Session stattfinden, später als 10 Tage nach 
Feststellung des Wahlergebnisses erfolgen, bleiben unbe- 
rücksichtigt. 

§5. 

Wenn die Abteilung sich für Ungültigkeit oder Bean- 
standung einer Wahl entscheidet, so sind die Verhandlungen 
an eine besondere Wahlprüfungskommission abzugeben. 

Diese Kommission wird in jeder Session für die Dauer 
derselben gewählt. Für die Kommission sind die §§ 24 — 29 
der Geschäftsordnung maßgebend. 

§ 5a. 

Liegt keiner der im § 5 bezeichneten Fälle vor, so ist, 
wenn rechtzeitig (§ 4) eine Wahlanfechtung oder Ein- 
sprache erfolgt war oder die Abteilung ein erhebliches Be- 
denken findet, von der Abteilung der Sachverhalt dem 
Reichstage zur Entscheidung vorzulegen; die übrigen Wahlen 
werden vom Präsidenten nachrichtlich zur Kenntnis des 
Reichstages gebracht, und wenn bis dahin der zehnte Tag 
noch nicht verflossen, einstweilen als gültig betrachtet; 
nach Ablauf der zehntägigen Frist sind sie definitiv 
gültig. 

§ 5b. 

Die Überweisung der Verhandlungen an die Wahl- 
prüfungskommission (§ 5) erfolgt ferner, wenn bei der Ver- 

•* Deutscher Reichstag, IL Legislaturperiode, 2. Session, 1874, Nr. 215 
der Drucksachen. 

Staats- und Tölkerreohtl. Abhandlungen VII 2. — Leser. 4 
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handlung des Reichstags über das Ergebnis einer Abteilungs- 
wahlprüfang jene Überweisung von 50 Mitgliedern be- 
antragt wird. 

§ 5c. 

Vor die Wahlprüfungskommission gehören auch die- 
jenigen Wahlverhandlungen, welche, nachdem darüber in 
der laufenden oder einer früheren Session ein Reichstagsbe- 
schluß gefaßt worden, abermals an den Reichstag gelangen.* 

Als Motiv zu ihrem Antrage bezeichneten die genann- 
ten Abgeordneten ®^ „das durch die bisherigen Erfahrungen 
erwiesene Bedürfnis, den Entscheidungen des Reichstages 
über die bei Wahlprüfungen hervortretenden Bedenken 
mehr, als dies bei der gegenwärtigen Vorprüfung der Wahlen 
durch die Abteilungen der Fall sein kann, eine Grundlage 
zu geben, durch welche die Übereinstimmung der Prin- 
zipien bei den zu treffenden Entscheidungen gesichert wird 
und die letzteren der Einwirkung der Parteiinteressen mög- 
lichst entzogen werden". 

Dieser Antrag blieb infolge des Ablaufs der Session 
unerledigt. Am 11. November 1875 brachten die Abgeord- 
neten von Bernuth, Klotz, Dr. Oppenheim, Dr. 
Zinn, unterstützt von weiteren 87 Mitgliedern, folgenden 
etwas modifizierten Antrag ein ®*, der in der Tendenz und 
in den Grundrissen allerdings unverändert geblieben und 
denn auch von den gleichen Motiven begleitet war: 

Der Reichstag wolle beschließen: 

Die §§ 3, 4 und 5 der Geschäftsordnung durch folgende 
Vorschriften zu ersetzen: 

§ 3. 
Behufs Prüfung der Wahlen wird jeder Abteilung eine 



•* Der Antrag wurde noch von 87 Abgeordneten aus den ver- 
schiedensten Parteien unterstützt; es befanden sich unter ihnen die Ab- 
geordneten Dr. Gneist, Dr. Hänel und Dr. Marquardsen. 

** Deutscher Reichstag, II. Legislaturperiode, 3. Session, 1875, 
Drucksache Nr. 37. — Der Abgeordnete Dr. v. Mohl war mittlerweile — 
am 4. November 1875 — verstorben. 
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möglichst gleiche Anzahl der einzelnen Wahlverhandlungen 
durch das Los zugeteilt. 

§4. 
Wie im früheren Antrage. 

§5. 
(Abs. 1:) Von der Abteilung sind die Wahlverhand- 
lungen, wenn 

1. eine rechtzeitig (§ 4) erfolgte Wahlanfechtung oder 
Einsprache vorliegt; oder 

2. die Abteilung ein für die Gültigkeit der Wahl er- 
hebliches Bedenken findet, 

an eine besondere Wahlprüfungskommission abzugeben. 
(Abs. 2:) Wie im früheren Antrage. 

§ 5a. 
Findet die Abteilung ein erhebliches Bedenken, welches 
aber nicht von Einfluß auf die Gültigkeit der Wahl ist, 
so ist von der Abteilung der Sachverhalt dem Reichstage 
zur Entscheidung vorzulegen. 

§ 5b. 

Wahlen, bei denen keiner der in §§ 5 und 5 a bezeich- 
neten Fälle vorliegt, werden vom Präsidenten nachrichtlich 
zur Kenntnis des Reichstages gebracht, und wenn bis dahin 
der zehnte Tag (§ 4) noch nicht verflossen, einstweilen 
als gültig betrachtet ; nach Ablauf der zehntägigen Frist sind 
sie definitiv gültig. 

Der Antrag gelangte in der Sitzung des Reichstages 
vom 24. November 1875 zur Verhandlung®'. Er wurde 
vom Abgeordneten vonBernuth begründet. Der Antrag- 
steller sprach im Eingang seiner Ausführungen von dem 
lebhaften Interesse und der wesentlichen Mitwirkung, die 
Robert von Mohl am Zustandekommen des Antrages 
gehabt habe. Er betonte, es solle durch die Verwirklichung 



^"^ Stenographische Berichte über die Verhandluiigen des deutschen 
Reichstags, II. Legislaturperiode, 8. Session, 1875/76, Bd. I, S. 301 ff. 

4* 
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des Vorschlages ein Organ geschaffen werden, durch das 
den Entscheidungen des Reichstagsplenums über streitige 
und zweifelhafte Wahlen eine festere Basis gegeben werde 
als die bisherige. Aufgabe der Kommission werde es dabei 
sein müssen, die Grundsätze, von denen sich das Plenum 
bei den Entscheidungen über Wahlen habe leiten lassen, 
genau kennen zu lernen, diese Reichstagspraxis sorgfältig 
zu überwachen, vor allem aber den Entscheidungen und 
Anträgen der Kommission eine möglichst objektive Grund- 
lage zu geben und sie den Einwirkungen der Parteiinteressen 
nach Möglichkeit zu entziehen. Der Antrag — das wurde 
ausdrücklich betont — habe sich die Beschränkungen einer 
sich an die bisherigen Vorschriften der Geschäftsordnung 
anlehnenden Reform auferlegt; über das nächste und 
dringendste Bedürfnis wolle er nicht hinausgehen. So seien 
denn weitergehende Vorschläge unberücksichtigt geblieben. 
Weder sei auf den von Mo hl in seiner erwähnten Ab- 
handlung (S, 637) angeregten Gedanken eingegangen worden, 
ob man nicht statt der ex officio erfolgenden Prüfung aller 
Wahlen sich auf die Prüfung derjenigen Wahlen beschränken 
könne, gegen die Protest oder Einsprache erfolge, noch sei 
geprüft worden, ob etwa die endgültige Entscheidung über 
streitige Wahlen einem Ausschusse des Hauses oder einer 
außerhalb des Hauses stehenden selbständigen Behörde zu 
übertragen sei. Denn derartigen Vorschlägen stehe, wie 
von Bernuth zutreffend sagte, schon der Wortlaut des 
Art. 27 R.V. entgegen , der den Reichstag wie berechtige, 
so verpflichte, die Prüfung der Wahlen seiner Mitglieder, 
und zwar aller seiner Mitglieder selbst vorzunehmen* 

Der Antrag wurde ia der Diskussion im allgemeinen 
günstig aufgenommen. Bemerkenswert ist die Rede, die 
der Abgeordnete Freiherr von Minnigerode hielt ®^, Ob- 
wohl er erklärte, sich nicht ablehnend verhalten zu wollen, 



a. a. O. S. 303 f. 
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meinte er, die Motive versprächen mehr ak der Antrag in 
der Praxis leisten werde. Er führte recht treffend aus: 

„Wenn . . die Motive versprechen, es würde in dieser 
Form eine Übereinstimmung der Prinzipien bei 
den zu treffenden Entscheidungen gesichert werden, so 
muß ich demgegenüber die Frage aufwerfen : was ist über- 
haupt bei Wahlentscheidungen Prinzip? Kann man da 
von einem allein richtigen Prinzip sprechen? Machen 
sich nicht beständig bei den verschiedenen Wahlprüfungen 
verschiedene, sich gegenseitig bekämpfende Prinzipien in 
diesem Hause geltend? Ich möchte bloß an die eine Er- 
fahrung erinnern: sowie es sich bei Wahlprüfungen um 
Wahlbeeinflussungen handelt, sowie der Landrat ins Spiel 
kommt, sowie der Gendarm oder der Geistliche angeblich 
Einfluß ausgeübt hat, so ist ein Teil des Hauses vorweg 
der Ansicht, daß diese Momente wesentliche Gründe seien, 
welche die Ungültigkeit der Wahl herbeiführen, während 
der andere Teil des Hauses sich darauf beruft, daß, wenn 
auch anzuerkennen sei, daß eine derartige Beeinflussung 
nicht wünschenswert ist, wir es doch gleichzeitig mit dieser 
geheimen Stimmabgabe zu tun haben. Diese beiden 
Prinzipien werden sich schwerlich versöhnen lassen, und 
wir werden ganz einfach dahin kommen, daß wenn das 
eine oder andre Prinzip zeitweise durchdringt, die eine oder 
andre Praxis durch die Beschlüsse der Kommission ent- 
scheidend wird". 

Der Abgeordnete von Minnigerode wandte sich auch 
gegen die in den Motiven ausgesprochene Hoffnung, es werde 
durch den vorgeschlagenen Modus die Wahlprüfung der 
Einwirkung der Parteiinteressen möglichst entzögen werden. 
Er könne nicht anerkennen, daß die Personalverhältnisse 
in den Abteilungen wesentlich andere gewesen seien, als 
die in der niederzusetzenden Kommission sein würden. 
„Da werden sich hier wie dort psychologische Ein- 
flüsse geltend machen, die dieselben sein werden, und sie 
werden Strömungen herüber und hinüber herbeiführen, die 
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wir in der vorgeschlagenen Form entschieden nicht besei- 
tigen können". 

Noch ein weiteres Bedenken machte der Abgeordnete 
von Minnigerode geltend — , ein Bedenken, das durch 
die Erfahrungen der Praxis allerdings bisher nicht gerecht- 
fertigt worden ist. Er wies nämlich daraufhin, daß das 
Verhältnis, das die Kommissionswahlen des Reichstages be- 
herrsche, — das der Vertretung nach Maßgabe der jewei- 
ligen Stärke der einzelnen Fraktionen — nur stillschwei- 
gend angenommen sei und weder auf der Verfassung noch 
auf der Geschäftsordnung beruhe. Im Anschlüsse daran 
sprach er die Befürchtung aus, es könne der Fall eintreten, 
daß eine rücksichtslose Mehrheit sich an dieses stillschwei- 
gende Abkommen nicht mehr für gebunden halte und dem- 
nach eine Wahlprüfungskommission niedersetze, in der nur 
die Majorität oder doch die Majorität in ganz überwiegen- 
dem Maße vertreten sei. In der Folge griff der Abgeord- 
nete Windthorst diesen Qedanken auf®® und regte an, 
ob man nicht das für die Bildung der Kommissionen maß- 
gebende Verfahren mit besseren Garantien versehen solle. 
Dagegen bekämpften die Abgeordneten Dr. Lucius''^ und 
Dr. Oppenheim''* dieses Argument des Abgeordneten 
von Minnigerode. Dr. Oppenheim insbesondere führte 
aus: „Wir haben nicht nötig, die parteilose und objektive 
Zusammensetzung der Kommission noch in die Geschäfts- 
ordnung aufzunehmen, so wie die Praxis sich dafür gebildet 
hat, weil die Berücksichtigung der Minoritäten gerade in 
den Kommissionen das höchste Interesse der Majorität ist; 
indem sich die Majorität mit der Minorität in der Kommission 
ausgleicht, verhindert sie, daß koalisierte Minoritäten im 
Plenum zur Majorität werden können". 

Wie die ganze Rede des Abgeordneten vonMinnige- 



«» a. a. O. S. 304 f. 
'<> a. a. O. S. 304. 
" a. a. O. 8. 805. 
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rode, 80 verdient zumal ihr Schluß hier ErwähnuDg. Da 
heißt es: 

„Große Hoffnungen knüpfen wir an die Vorlage, die 
uns unterbreitet ist, nicht; wenn wir aber geneigt sind, ihr 
zuzustimmen, so ist das Moment wesentlich entscheidend 
für uns, daß wir dieselbe als ersten Schritt betrachten zu 
einer weiteren Etappe, einer Etappe, die der Herr Antrag- 
steller selbst vorhin schon berührt hat, daß wir dem- 
nächst dahin kommen, was das sachlich allein 
richtige Verhältnis wäre, die ganze Prüfung der 
Wahlen außerhalb des Hauses im Schöße einer 
Jury vorgenommen zu sehen. Das ist wesentlich 
der Grund, der uns bestimmt, auf den Antrag einzugehen; 
ich bin überzeugt, daß derselbe in unserer Geschäftsordnung 
sich als ausreichend nicht bewähren und mit dahin drängen 
wird, was demnächst zu erreichen wir wünschen. In die- 
sem Sinne verhalten wir uns dem Antrage gegenüber nicht 
ablehnend". 

Daß eine derartige Anschauung aber nur eine Einzel- 
meinung war, das ging schlagend aus dem von dem Abge- 
ordneten Freiherrn von Ow erstatteten Berichte der Ge- 
schäftsordnungskommission hervor, an die der Antrag von 
Bernuth zur Vorberatung überwiesen worden war '^. 
Denn dieser betonte gleich zu Anfang: „Bei dem nicht ge- 
nug hervorzuhebenden Werte des Rechtsbestandea der Le- 
gitimationen der Mitglieder des Reichstages ist es in dessen 
höchstem Interesse gelegen und seiner Würde wie seinem 
Ansehen entsprechend, daß die Prüfung der Wahlen nur 
ihm zustehe, seiner unmittelbaren Kognition nie antssog^n 
werde". Hinzugefügt wurde freilich noch, es sei ebenar 
höchsten Interesse des Reichstages gelegenj daß diese / 
fung „jederzeit möglichst beschleunigt geschehe , daß! 
bei mit parlamentarischer Milde doch mit Beachtung ft 



''^ II. Legislaturperiode, 3. Session, Drucksache Nr, B4, 8 
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rechtlicher Grundsätze verfahren und der Einfluß erregter 
Parteiinteressen ferngehalten werde". 

Anerkannt wurde auch im Kommissionsberichte , daß 
zur Entscheidung über bestrittene Wahlen die Abteilungen 
des Reichstages „sich in manchen Fällen als das geeignete 
Organ nicht erwiesen" hätten. Es ergebe sich dies „aus 
der Art der Zusammensetzung der Abteilungen durch das 
LoSy aus der Bestimmung, daß dieselben beschlußfähig sind 
ohne Rücksicht auf die Zahl der Anwesenden, und aus dem 
fortgesetzten Wechsel der zu den Beratungen der Abteilungen 
erscheinenden Mitgliederzahl". Von einer ständigen Wahl- 
prüfungskommission sagt der Bericht demgegenüber, sie 
werde nach gleichen, objektiv positiven Grundsätzen, unbe- 
irrt von den Einflüssen der Parteiinteressen urteilen; „in 
einer solchen Kommission wird sich eine Jurisprudenz in 
Bezug auf die Wahlprüfungen bilden, sie wird die genügen- 
den Erfahrungen sammeln und sowohl auf Grund dieser 
als auch ermutigt durch das vom Reichstage in sie gesetzte 
besondere Vertrauen, die Vorprüfung mit möglichster Sicher- 
heit und tunlichster Beschleunigung bewirken können". 
Die Wahl dieser Kommission soll sich nach Ansicht des 
Geschäftsordnungsausschusses von der aller andern Kommis- 
sionen nicht unterscheiden, und gegenüber dem Bedenken 
des Abgeordneten von Minnigerode spricht der Bericht 
aus, es werde jederzeit der Erwartung Raum gegeben wer- 
den können, „daß bei Bildung der Wahlprüfungskommis- 
sion die verschiedenen Elemente des Reichstags gebührende 
Berücksichtigung finden". Von diesem Standpunkte aus 
wurde auf eine Anregung nicht weiter eingegangen, die 
Wahlprüfungskommission durch den Reichstagspräsidenten 
wählen zu lassen. Ein weiterer Vorschlag, der Kommis- 
sion durch Beigabe von einigen — etwa drei — Reichs- 
tagssyndiken, die ihr als gleichberechtigte Mitglieder hinzu- 
zutreten hätten, vermehrte Arbeitskräfte zuzuführen und die 
nötige Kontinuität zu sichern, blieb schon aus der Erwägung 
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heraus unberücksichtigt, daß die Kommission nur aus Reichs- 
tagsmitgliedern bestehen dtlrfe. 

Dergestalt stimmte in den allgemeinen Erwägungen 
die Kommission mit dem Antrage von Bernuth überein, 
und sie akzeptierte ihn denn auch in den Hauptpunkten. 
§§ 3, 4 und 5 b wurden so angenommen^ wie der Bernuth- 
sche Antrag vorgeschlagen hatte. Dabei wurde zu § 4 ein 
aus der Mitte der Kommission beantragter Zusatz abgelehnt, 
wonach eine weitere Begründung des gegen die Wahl er- 
hobenen Einspruchs und der Wahlanfechtungen durch An- 
führung neuer Tatsachen oder Beweismittel bis zur defini- 
tiven Entscheidung des Reichstages über die Gültigkeit der 
Wahl zulässig sein solle. Die Mehrheit der Kommission 
war der Ansicht, es könne der sich bildenden Praxis des 
Reichstages überlassen bleiben, ob und welche Rücksichten 
sie auf Nova nehmen werde und dürfe. Jedoch war ofi«n- 
bar auch die Erwägung bei der Verwerfung des Zusatzan- 
trages von Belang, daß Wahlanfechtungen und Wahlein- 
sprachen gleich von Anfang an in glaubhafter Weise sub- 
stantiiert sein sollten. Es heißt im Berichte: „Die Wahl- 
prüfungen dürfen nicht in fortgesetzter Schwebe und stets 
sich erneuernder Beanstandung erhalten werden; nicht 
dürfen alle Schleusen der Parteileidenschaft offen gelassen 
werden". Verworfen wurde ferner ein Antrag, der im An- 
schluß an eine Bestimmung in der Geschäftsordnung des 
preußischen Abgeordnetenhauses die Wahlprüfungskommis- 
sion verpflichten wollte, in allen Fällen, in denen sie sich 
für die Ungültigkeit der Wahl ausspreche, einen schrift- 
lichen Bericht zu erstatten. Die Mehrheit wollte das Er- 
messen über die Berichtsform in concreto der Kommission 
überlassen und nahm zudem an, „daß in intrikaten Fällen 
die Kommission ohnehin sich werde veranlaßt sehen, schrift- 
lichen Bericht zu erstatten". 

Eine Abweichung vom Antrage v. Bernuth ergab 
sich bei der Abgrenzung der Kompetenzen der Abteilungen 
und der Fachkommission. 
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Der Antrag v. Bernuth hatte vorgeschlagen, daß die 
Tätigkeit der Wahlprüfungskommission einzutreten habe, 
„wenn die Abteilung ein für die Gültigkeit der Wahl er- 
hebliches Bedenken findet*'. Die Kommission hielt es indes 
im Anschlüsse an Zweifel, wie sie im Plenum von dem Ab- 
geordneten Dr. Reichensperger (Krefeld) geäußert 
worden waren '*, für erforderlich, etwaige mit dem Begriffe 
„erhebliches Bedenken" verbundene Unsicherheiten zu ver- 
meiden, und ersetzte daher die genannte Formulierung durch 
die Fassung: „wenn die Abteilung die Gültigkeit der Wahl 
durch Mehrheitsbeschluß für zweifelhaft erklärt/ Da die 
Kommission aber mit einer genauen Kompetenzabgrenzung 
die „Rücksicht für billigen Schutz der Minoritäten in den 
Abteilungen" verbinden wollte, so beschloß sie noch in 
einem weiteren Falle die Abgabe der Verhandlungen an 
die Wahlprüfungskommission, nämlich dann, „wenn zehn 
anwesende Mitglieder der Abteilung einen aus dem Inhalte 
der Wahl Verhandlungen abgeleiteten, speziell zubezeichnenden 
Zweifel gegen die Gültigkeit der Wahl erheben". In Ver- 
bindung mit diesen Änderungen stand dann eine Modifi- 
zierung des Bernuth sehen Antrages in seinem § 5 a'*. 

Den so gefaßten Kommissionsbeschlüssen trat der Reichs- 
tag in seiner Sitzung vom 26. Januar 1876 nach einem 
Referate des Abgeordneten Freiherrn von Ow ohne Dis- 
kussion mit „sehr großer Mehrheit" bei''*. 

In dem Berichte der Kommission wie im Vortrage des 
Referenten war ausdrücklich ausgeführt worden, daß nur 
in einer beschränkten Anzahl von Fällen die Prüfung auf 
die Kommission übergehen, daß sie also im aligemeinen bei 
den Abteilungen verbleiben solle. Der schriftliche Bericht 
enthielt insbesondere ein Urteil über die Frage, ob unter 
den gegebenen Voraussetzungen die Kommission im stände 
sein werde, die ihr zugedachte Aufgabe zu leisten. Er kam 

''« Sten. Berichte, a. a. O. S. 302 f. 

"^^ Vgl. Anhang I. 

■'ß Sten. Berichte a. a. O., II. Bd., S. 920—922. 
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zu einer Bejahung dieser Frage, indem er von folgenden 
Erwägungen ausging: „Erfahrungsgemäß werden die Wahl- 
verhandlungen , bei denen die nach drei Fällen unter- 
schiedenen Voraussetzungen eintreten werden, d. h, die 
Wahlprüfungskommission in Tätigkeit treten wird, etwa 
7%, somit nach vorgenommenen Neuwahlen die Zahl 28 
nicht tibersteigen. Der größere Teil davon wird sich in 
einfacher Weise erledigen lassen, nur ein kleiner Teil wird 
die Tätigkeit der Kommission für längere Zeit und nach 
Umständen durch mehrere Sitzungen hindurch in Anspruch 
nehmen. Gerade die Abteilungen gaben durch den Wechsel 
der Ansichten und Majoritäten den Anlaß, daß Wahl- 
prüfungen durch mehrere Sitzungen hindurch sich zogen. 
Der ständigen Wahlprüfungskommission wird durch die Mög- 
lichkeit geordneter Sitzungen, durch die Rücksicht, welche 
der Reichstag bei ihrer Bildung nehmen kann, durch ihre 
eigne Stetigkeit und durch die in ihr sich ausbildende 
festere Praxis die Arbeit erleichtert werden. Die Anzahl 
der Wahlanfechtungen und Wahleinsprachen hängt von dem 
Gerechtigkeitssinn derer ab, die solche erheben ; selbst wenn 
Wahlanfechtungen in ganz frivoler Weise geschehen sollten, 
wird darauf zu rechnen sein, daß damit eine Überbürdung 
der Wahlprüfungskommission nicht herbeigeführt werde. 
Auch die Abteilungen müssen bedacht sein, nicht grundlos 
und sich selbst zum Vorwurfe Zweifel gegen die Gültigkeit 
einer Wahl zu erheben, die sich nicht als plausibel erweisen 
lassen." 

Die Kommission hatte angenommen, daß die Bestim- 
mung der Mitgliederzahl des Ausschusses dem jeweiligen 
Beschlüsse des Reichstages überlassen bleiben könne, daß 
die Zahl von 21 aber nicht überschritten werden solle. Tat- 
sächlich wurden 14 Mitglieder in die Wahlprüfungs- 
kommission berufen. 

Die Erwartung, daß die Prüfung der Wahlen in der 
Kommission rasch von statten gehen werde, erfüllte sich 
nicht. Die Zahl der Wahlproteste wuchs atändig, auf 41, 
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52 und 53, und es gelang in der fünften Legislaturperiode 
bei nicht weniger als 20 Wahlen überhaupt nicht, sie zu 
erledigen ^®. 

Diese Erfahrungen veranlaßten den Abgeordneten 
Rickert, in der Sitzung vom 26. November 1884^' den 
Antrag zu stellen, die Wahlprüfungskommission aus 28 Mit- 
gliedern mit der Maßgabe zusammenzusetzen, daß sie in je 
zwei gesondert nebeneinander tagenden Abteilungen arbeite. 
Am folgenden Tage wurde auf Antrag des Abgeordneten 
V. Bernuth, zu dessen Gunsten der Abgeordnete 
Rickert seinen Vorschlag zurückzog, beschlossen'®, die 
bisherige Zahl von 14 Mitgliedern der Wahlprüfungs- 
kommission vorläufig beizubehalten und es der zu wählenden 
Kommission zu überlassen, etwaige Vorschläge zur Ver- 
besserung und namentlich zur Beschleunigung des Wahl- 
prüfungsverfahrens dem Reichstage zur Beschlußfassung 
vorzulegen. 

Daraufhin stellte die Wahlprüfungskommission am 
3. Dezember 1884 einen Antrag ''®, der dahin ging, künftig- 
hin durch ausdrückliche Bestimmung der Geschäftsordnung 
die Wahlprüfungskommission aus 7 Mitgliedern bestehen 
und sie bei Anwesenheit von 5 Mitgliedern beschlußfähig 
sein zu lassen. Für jedes einzelne Mitglied der Kommission 
solle ein bestimmter Stellvertreter gewählt werden. Die 
Referenten aber, auf deren Vortrag die Kommission ent- 
scheide, seien unter möglichster Berücksichtigung der bei 
der Wahl hervorgetretenen Verhältnisse von dem Vor- 
sitzenden der Kommission unter Zuziehung von zwei Mit- 
gliedern aus den Mitgliedern des Reichstages zu bestimmen, 
die der Kommission nicht angehören; sie sollten für die 



'^^ Vgl. die Angaben des Abgeordneten Dr. Marquardsen in der 
Eeichstagssitzung vom 10. Dezember 1884, Stenograph. Berichte S. 266. 

'^'^ Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichs- 
tags, VI. Legislaturperiode, 1. Session, 1884/85, I. Bd.. S. 45. 

■'S a. a. O. S. 74. 

'» a. a. O., V. Bd., Drucksache Nr. 85. 
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ihnen zugewiesene Wahlprüfung in der Kommission Sitz 
und Stimme haben. 

Die Wahlprüfungskommission war bei diesem Vor- 
schlage in ihrer Mehrheit — der Beschluß wurde nur mit 
einer Majorität von 7 gegen 6 Stimmen gefaßt — von dem 
Gedanken geleitet®^, im Interesse einer schleunigeren Er- 
ledigung der Wahlprüfungen die Arbeitslast mehr zu ver- 
teilen und den ganzen Reichstag zu diesem Geschäfte heran- 
zuziehen. Dabei glaubte sie auch — ein Gedankengang, 
der immerhin Beachtung verdient — , es werde für eine 
ruhigere und sicherere Beschlußfassung in der Kommission 
förderlich sein, wenn das Referat einem ihr sonst nicht an- 
gehörenden Abgeordneten übertragen werde, dem die Mit- 
glieder der Kommission dann als Richter gegenüberständen, 
und es werde die Kommission zugleich infolge der ver- 
minderten Mitgliederzahl dem Wechsel der zufälligen Ma- 
jorität weniger als bisher ausgesetzt sein. Von andrer 
Seite ®^ wurde demgegenüber hauptsächlich vorgetragen, es 
sei im Gegenteile zu befürchten , daß mit dem Auftreten 
neuer Referenten in jedem einzelnen Falle eine Vermehrung 
der Kommissionssitzungen verbunden sein werde, — es 
werde sich mithin eine schnellere Beendigung des Prüfungs- 
geschäfts nicht erreichen lassen. Auch sei die Kontinuität 
der Entscheidungen der Wahlprüfungskommission in Frage 
gestellt, wenn in jeder Sitzung das Stimmenverhältnis eine 
Änderung erfahre. Der ersten dieser Einwendungen wurde 
zutreffend entgegengehalten®^, daß doch die Kommission 
durch die vorgeschlagene Befreiung ihrer Mitglieder von 
der Arbeit des Referierens in den Stand gesetzt werden 
würde, viel häufiger Sitzungen abzuhalten als bisher. Und 



^^ Vgl. den mündlichen Bericht des damaligen Vorsitzenden der 
Wahlprüfimgskommission Abgeordneten Dr. Freiherrn von Heereman- 
ZuYdwvk In der Sitzung vom 4. Dezember 1884, Stenograph. Berichte 
S. 187 f. 

81 a. a. O. S. 188 f. (v. Reinbaben), 190 f. (Francke), 193 f. 
(v. Koller), 195 (Freiherr von Unruhe- Bom st). 

82 a. a. O. S. 196 (Dr. Freiherr v. Heere man). 
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des zweiten Einwandes suchte man Herr zu werden durch 
den Hinweis darauf®*, daß ja eine feststehende Kommission 
von sieben Mitgliedern bestehen bleiben solle, der es ge- 
lingen werde, die Kontinuität in den Entscheidungeu auf- 
recht zu erhalten. 

Ein Abänderungsantrag zum Antrage der Wahlprüfungs- 
kommission ®* wurde vom Abgeordneten von Reinbaben 
gestellt, der in der Kommission zur Minderheit gehört hatte. 
Er bezweckte eine Abänderung des § 8 der Geschäftsord- 
nung. Die Beweiserhebung über die der Wahlprüfungs- 
kommission erheblich erscheinenden Tatsachen solle ferner- 
hin durch Vermittelung des Reichstagspräsidiums von der 
Kommission selbst und nicht erst vom Plenum veranlaßt 
werden; beim Reichstage habe die Kommission demnächst 
nur entweder auf Gültigkeit oder auf Ungültigkeit der 
Wahl anzutragen. Gegen diesen Antrag, der im Interesse 
der Beschleunigung des Wahlprüfungsverfahrens eingebracht 
war, erhoben sich berechtigte konstitutionelle Bedenken, 
die von den Abgeordneten Dr. Lieber®*^ und Dirichlet®* 
geltend gemacht wurden. 

Ein zweiter Vorschlag des Abgeordneten vonReinbaben 
war darauf gerichtet, die Frist zur Einreichung eines Gegen- 
protestes gegenüber der nach § 4 der Geschäftsordnung für 
die Erhebung von Wahlanfechtungen und Einsprachen fest- 
gesetzten um vierzehn Tage zu verlängern. Dieser Antrag 
war veranlaßt durch die Praxis des Reichstages, die zwar 
Gegenproteste noch nach Ablauf der Protestfrist zuläßt, 
aber nur „soweit sie sich auf Behauptungen beziehen, wel- 
che bereits im Proteste enthalten waren" ®'. Durch diese 



88 a. a. O. S. 190 (Dr. Möller). 

8* a. a. O., Bd. V, S. 112, Drucksache Nr. 38. 

w a. a. O., Bd. I, S. 191. 

8« a. a. O. S. 194 f. 

8'' So äußert sich der Bericht der Wahlprüfungskommission über 
die Ergebnisse der Wahlprufungen in der neunten Legislaturperiode von 
1898—1898, 1897/98, Drucksache Nr. 286, S. 2870 der Anlagen zu § 4 
Gesch.-O. Er gibt damit die Ansicht wieder, wie sie seit der fünften Legis- 
laturperiode maßgebend geworden war. Vgl. die erschöpfenden Nach- 
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Behandlung werden Gegenproteste mit Nachtragsprotesten 
auf eine Stufe gestellt. Der Wortlaut der Geschäftsordnung 
steht mit einer derartigen Auffassung kaum im Einklang. 
Vielmehr bedeutet die Übung des Reichstages eine Be- 
schränkung des nach der Fassung des § 4 Gesch.-O. für 
Gegenproteste zu vermutenden Rechtszustandes. Eine solche 
Beschränkung war auch im Antrage vonReinbaben ent- 
halten. Denn es ist offenbar ganz zutreffend, was der Ab- 
geordnete Dr. Lieber ausführte®®: „unter Wahlanfech- 
tungen im Sinne unserer Geschäftsordnung ver- 
stehe ich nur diejenigen Eingaben an den Reichstag, welche 
die Wahl des als Abgeordneter ai^tlich Verkündeten und 
hier Eingetretenen umzustoßen bezwecken ; alle diejenigen 
Eingaben dagegen, welche bestimmt sind, diese Wahl auf- 
recht zu erhalten, kann ich für Wahlanfechtungen im 
Sinne der Geschäftsordnung nicht halten, und es entfällt 
damit auch ihr Gebundensein an die geschäftsordnungs- 
mäßige Frist von zehn Tagen". 

Die Anträge der Wahlprüfungskommission und die des 
Abgeordneten von Reinbaben wurden der Geschäftsord- 
nungskommission zur Berichterstattung überwiesen. Unterm 
6. Dezember 1884 stellte diese den Antrag ®®, unter Ab- 
lehnung der beiden genannten Anträge dem § 5 der Ge- 
schäftsordnung folgendes beizufügen: 

„Für die Dauer der ersten Session der gegenwärtigen 
Legislaturperiode gelten folgende Bestimmungen: 

Die Kommission besteht aus 14 Mitgliedern und 7 Er- 
gänzungsmitgliedern und wird für die Dauer der Session 
erwählt. 

Der Vorsitzende der Kommission kann aus der Zahl 
der Ergänzungsmitglieder Referenten ernennen, welche aber 



Weisungen bei Pereis, Das autonome Reichstagsrecht, S. 71, Anm. 896. 
Über Komraissionsverhandlungen , welche die nämliche Frage betreffen, 
8. oben 8. 57 f. 

88 a. a. O. S. 191. 

8» a. a. O., Bd. V, S. 150, Drucksache Nr. 46. 
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nur bei den von ihnen bearbeiteten Wahlen an der Be- 
ratung und Abstimmung teilnehmen. 

Über Anträge, welche auf Ungültigkeitserklärung einer 
Wahl gehen, kann nur bei Anwesenheit von wenigstens 11 
stimmberechtigten Mitgliedern Beschluß gefaßt werden" ®^. 

Aus dem mündlichen Berichte, den bei der Beratung 
über diesen Antrag in der Sitzung vom 10. Dezember 1884 
der Abgeordnete Dr. Freiherr Schenk von Stauffenberg 
erstattete®*, geht hervor, daß der Vorschlag der Wahl- 
prüfungskommission vornehmlich aus der Erwägung fallen 
gelassen wurde, weil mit dessen Annahme „der eigentliche 
Schwerpunkt der ganzen Angelegenheit, die Anfertigung 
der Referate und Korreferate, ausschließlich aus der Kom- 
mission weg in die Mitglieder des Hauses verlegt würde 
und damit der reiche Vorrat von Erfahrungen, der in der 
Kommission sich im Laufe der Jahre natürlich angesammelt 
hat, flir die Bearbeitung der Referate ganz verloren gegangen 
wäre". Die Stellungnahme der Kommission zum Antrage 
von Reinbaben zu begründen, konnte der Referent unter- 
lassen, da dieser Antrag zurückgezogen wurde ®^. 

Es sollte sich bei dem positiven Teil des Kommissions- 
antrages nur um einen Versuch handeln, dessen Erfolg ab- 
zuwarten war. Dies läßt schon dessen erster Satz erkennen, 
ihn lediglich für eine Session gelten zu lassen. Diesen Ver- 
such in der ersten Session anzustellen, dafür sprach der 
Umstand, daß sich erfahrungsgemäß zu Beginn einer Legis- 
laturperiode die Kommissionsarbeiten hauptsächlich anhäufen. 
In der Diskussion wurde der Vorschlag von manchen als 
zwar annehmbar, aber als nicht weit genug gehend bezeich- 
net: Die Abgeordneten Hasenclever®^ und Lieb- 



®^ Diese sprachlich korrekte Fassung des letzten Absatzes beruht 
auf einem Antrage des Abgeordneten Dr. Freiherm Schenk von St'aufifen- 
berg a. a. O., Bd. I, S. 267. Der Kommissionsantrag hatte weniger glück- 
lich gesagt: „Anträge der Kommission . . . können nur bei Anwesenheit 
von wenigstens 11 stimmberechtigten Mitgliedern beschlossen werden. '^ 

»1 a. a. O., Bd. I, S. 262. 

»2 a. a. O., Bd. I, S. 271. 

*» a. a. O. S. 265 f. 
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knecht** erwarteten eine durchgreifende Änderung des 
bestehenden Zustandes erst von einem Gesetze, das der 
Wahlprüfungskommission das Recht verleihen würde, die 
erforderlichen Untersuchungen über Wahl Vorgänge selbst vor- 
zunehmen. Die Schlußworte, die der Abgeordnete Liebknecht 
damals sprach, — es war die Zeit des Sozialistengesetzes — 
kennzeichneten in interessanter Weise seine Auffassung 
vom Wesen des parlamentarischen Wahlprüfungsrechtes : 

„Ein notwendiger, logisch konsequenter Ausfluß des 
Prinzips der Volkssotiveränität ist ... , daß die Volksver- 
tretung wenigstens in ihren eigenen Angelegenheiten die 
Gerichtsbarkeit ausübt; und darum glaube ich, daß 
eine raschere Wahlprüfung bloß dann wirksam erreicht 
werden kann, wenn der Reichstag selbst ähnlich wie das 
englische Parlament®* die oberste Gerichtsbarkeit in allen, 
die Wahlprtifung betreffenden Dingen ausübt, und wenn er 
selbst mit Übergehung der Reichsregierung die zur Prüfung 
gehörigen Untersuchungen vornimmt. Und so gestaltet 
die Frage der Wahlprüfungen, welche jetzt in so harm- 
loser Form uns beischäftigt , sich schließlich zu einer 
Machtfrage, welche vom Reichstag, wenn er will, daß 
sein Ansehen besser gewahrt wird, als es bisher der Fall 
war, gelöst werden muß; und nur dadurch, daß er sich 
eine bessere Stellung erkämpft, gelöst werden kann — 
bloß dadurch". 

Die eigentlichen Einwendungen gegen den Antrag der 
Geschäftsordnungskommission kamen von anderer Seite. 
Und da war es ein Wort von schlechtem Klange,, das in 
die Debatte geworfen wurde. „Hilfsrichter" ®« nannte man 
die in Aussicht genommenen Ergänzungsmitglieder der Wahl- 



»^ a. a. O. S. 267 f. 

®^ Von der neuen englischen Gesetzgebung wußte der Redner noch 
nichts. 

^ Der Ausdruck ist zuerst von dem Abgeordneten Ackermann 
(a. a. O. S. 262) gebraucht, dann von dem Abgeordneten Dr. Windt- 
horst (8. 268) akzeptiert worden, der von den Ergänzungsmitgliedern 
auch als von den „sieben Vorspannpferden" sprach. 

Staats- und Yölkerrechtl. Abhandlungen VII 2. — Leser. 5 
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Prüfungskommission. Eine zweite EJasse Kommissionsmit- 
glieder werde damit geschaffen, die sich mit dem Gange 
der Geschäfte und mit den in der Kommission angenomme- 
nen Grundsätzen nicht vertraut machen könne. 

Dagegen machten die Anhänger des Eommissionsvor- 
Schlages geltend *', daß der Schwerpunkt der Entscheidung 
doch ebenso vollständig wie seither in den ständigen Mit- 
gliedern liegen werde, da ja nur ein Referent in jedem 
Falle zur Kommission hinzutreten solle. Durch die Durch- 
führung des Vorschlages werde eine Erleichterung bei der 
Arbeitsverteilung gewonnen ; weitere Folgen werde sie nicht 
haben. Dem „unliebsamen^ Ausdrucke „Hilfsrichter" stellte 
Abgeordneter Dr. Marquardsen (S. 266) den Begriff der 
Richter extra statum gegenüber, d. h. der Richter, die sich 
im Besitze der vollen Richterqualität befinden und daher 
das überlastete Kollegium, zu dessen Unterstützung sie heran- 
gezogen werden, in durchaus unanfechtbarer Weise ver- 
stärken. Und der Berichterstatter wies in seinem Schluß- 
worte (S. 270) darauf hin, daß die Bedenken, die im sonstigen 
Prozeßverfahren gegen die Beiziehung von Hilfsrichtern 
sprächen, hier unzutreffend seien — , „wo es sich um die 
Bezeichnung von Ergänzungsmitgliedern handelt, welche 
vom ganzen Hause gewählt werden, und aus welchen der 
Vorstand der Wahlprüfungskommission ebenso, wie aus den 
Reihen der anderen Kommissionsmitglieder, die Referenten 
bestimmen wird". 

Die Abstimmung (S. 270 f.) ergab die Annahme des 
Antrages der Kommission in allen seinen Teilen. 

Welchen Erfolg hat seine Durchführung in der Praxis 
gehabt? Die Antwort muß lauten: Keinen, — ja die neue 
Vorschrift scheint garnicht durchgeführt worden zu sein. 
In der Reichstagssitzung vom 21. Mai 1890 hat der Abge- 



^ Vornehmlich der Abgeordnete Dr. Frhr. v. Heereman, der seinen 
früheren — in dem Antrage der Wahlprüfungskommission niedergelegten — 
Gedanken faUen ließ (a. a. O. S. 268 f.). 



VII 2 67 

ordnete Müller (Marienwerder) hierüber gesagt ®®, in der 
Wahlprüfungskommission von 1884 sei alsbald die Über- 
zeugung maßgebend geworden, es werde mit dem Hilfs- 
referenten nicht gehen. Und er fügte hinzu; 

„Ich hatte damals die Ehre, Hilfsreferent zu sein; ich 
bin nicht ein einziges Mal einberufen worden, und meinen 
Kollegen ist es geradeso gegangen". — Auch der Abge- 
ordnete Dr. von Marquardsen, der, wie wir sahen, im 
Jahre 1884 für den Versuch mit den Ergänzungsmitgliedern 
eingetreten war, erkannte dessen Mißlingen an **: „wir haben 
davon zurückgehen müssen", erklärte er einfach. 

Die Verhandlung, bei der diese beiden Äußerungen 
fielen, war durch einen Antrag des Abgeordneten Rick er t 
vom 6. Mai 1890 veranlaßt ^®^, der dahin ging, in Abän- 
derung des § 5 der Geschäftsordnung im Bedürftiisfalle 
mehrere Wahlprüfungskommissionen zu bestellen. Dieser An- 
trag, mit der Notwendigkeit einer schnelleren Erledigung 
der Wahlprüfungen begründet *^*, wurde indes in der Dis- 
kussion sehr wenig günstig aufgenommen. Die meisten 
Redner ^^^ befürchteten, es würden im Falle des Neben- 
einanderbestehens mehrerer Wahlprüfungskommissionen von 
diesen in grundsätzlichen Fragen einander widersprechende 
Vorentscheidungen getroffen werden. Nebenbei wurde be- 
merkt (S. 216), die hauptsächliche Verzögerung der Wahl- 
entscheidung liege in der Instainz, welche die vom Reichstage 
beschlossenen Beweiserhebungen vorzunehmen habe. So 
beantragte denn auch die Geschäftsordnungskommission, 
welcher der Antrag Rick er t zur Vorberatung überwiesen 



^^ Stenograph. Berichte über die Verhandlungen des Reichstags, 
Vin. Legislaturperiode, 1. Session 1890/91, Bd. 1, S. 212. 

»» a. a. O. S. 219. 

^^^ a. a. O., I. Anlageband, Drucksache Nr. 16. 

*oi a. a. O., I. Bd., S. 210 ff. Es waren damals 78 Wahlen an- 
gefochten. 

^®' Abgeordneter Müller (Marien werder) , S. 212 ff.; Abgeordneter 
V. Steinau-Steinrück, S. 216 f.; Abgeordneter Gröber, S. 217 ff. 
Abgeordneter Dr. v. Marquardsen, S. 219. 

5* 
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wurde (S. 222), unterm 20. Juni 1890 die Ablehnung i^«. 
Als der Kommissionsbericht, der mündlich erstattet werden 
sollte, nach Verlauf von IVa Jahren am 9. Dezember 1891 
(Sten.-Ber., S. 3297) im Plenum zur Beratung kam, zog 
der Abgeordnete Rickert seinen Antrag für die laufende 
Legislaturperiode zurück mit der Motivierung, daß dieser 
nur vor der Prüfung der Wahlen Bedeutung gehabt habe 
und er daher in einem Augenblicke, wo die Prüfung nahezu 
beendigt sei, keinen Wert mehr auf dessen Erledigung lege. 
Da die Geschäftsordnungskommission durch den Mund ihres 
Referenten sich dieser Erklärung anschloß, erfolgte die 
Absetzung des Gegenstandes von der Tagesordnung. 

Seitdem haben ähnliche Vorschläge, die auf Abänderung 
der Geschäftsordnung hinzielten, den Reichstag nicht wieder 
beschäftigt. Es ist hier nur noch ein Versuch zu erwähnen, 
der eine Beschleunigung des Wahlprüfungsgeschäftes auf 
andere Weise bezweckte. Bei Beratung des Antrages Dr. 
Barth- Rickert, durch Abänderung des Wahlgesetzes 
für den deutschen Reichstag eine wirksame Sicherung des 
Wahlgeheimnisses herbeizuführen, wurde nämlich — erst- 
mals am 29. Januar 1896 auf Antrag der Abgeordneten 
von Strombeck und Freiherr von Hodenberg ^^* — 
vom Reichstag beschlossen , dem Wahlgesetze als .§ 19 die 
nachfolgende Bestimmung hinzuzufügen: „Beweiserhebungen, 
welche der Reichstag behufs Prüfung der Wahlen beschlossen 
hat, sind von den zuständigen Behörden als Eilsachen zu 
erledigen". Der Bundesrat zog in der Folge zur Be Wirkung 
eines besseren Schutzes der geheimen Wahl eine bloße 
Abänderung des Wahlreglements vor. Dieses Wahlreglement 
erschien ihm aber nicht als die geeignete Stelle zur Auf- 
nahme einer Vorschrift über die Erhebungen bei Wahl- 
prüfungen. Zudem vertraten die Erläuterungen zum Ent- 



^^8 a. a. O., I. Anlageband, Drucksache Nr. 93. 
^^^ Drucksachen des Reichstags 1895/96, Nr. 15, 108, 109 (S. 49 f., 
1022 f.). 
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würfe einer Bekanntmachung ^ betreffend Abänderung des 
Wahlreglements vom 21. März 1903 die Ansicht ^^*, es Hege 
ein rechtlicher oder tatsächlicher Anlaß ftlr eine derartige 
Bestimmung nicht vor, vielmehr könnten Anordnungen 
dieser Art im Wege der Dienstanweisung getroffen werden. 
Da der Reichstag der Vorlage des Bundesrates zustimmte *®*^, 
behielt es bei diesen Ausführungen sein Bewenden. 

Ehe auf die besondere Betrachtung einzelner Bestim- 
mungen der Geschäftsordnung eingegangen wird, sei be- 
merkt, daß die Vorschriften, welche die Geschäftsordnung des 
preußischen Abgeordnetenhauses über die Prüfung der 
Wahlen enthält, mit denen des Reichstages fast völlig über- 
einstimmen ^^'. Die Einrichtung, einer besonderen Wahl- 
prüf ungskommission nach dem Vorbilde des Reichstages ist 
im Abgeordnetenhause auf Antrag des Abgeordneten Frei- 
herrn von Heereman im Jahre 1877 beschlossen worden ^^®. 
Nur in zwei oder drei Punkten finden sich Abweichungen: 
Wahlanfechtungen werden noch berücksichtigt, wenn sie 
vierzehn Tage nach Eröffnung des Hauses oder nach Fest- 
stellung des Wahlergebnisses erfolgen (§ 4 Gesch.-O.). 
Im § 5 Abs. 1 Z. 2 heißt es, daß die Wahlverhandlungen 
von der Abteilung an eine besondere Wahlprüfungskommis- 
sion abzugeben sind, „wenn die Majorität der Abteilung 
sich nicht füjr die Gültigkeit der Wahl erklärt" — , eine 
Fassung, die in der Sache der analogen Bestimmung der 
Reichstagsgeschäftsordnung entspricht Endlich erklärt § 6 
Abs. 2 Gesch.-O., daß die Weigerung der Ableistung des 
Eides auf die Verfassung die Befugnis ausschließe, einen 
Sitz im Hause einzunehmen. Eine derartige Vorschrift 
besteht für den Reichstag naturgemäß nicht, da die Reichs- 
verfassung einen Verfassungseid der Abgeordneten nicht 



10» Drucksachen des Reichstags 1900/03, Vm. Bd., Nr. 925, S. 6118. 

10« Sitzung vom 21. April 1903, Sten. Berichte 1900/03, Bd. X, 
S. 8907 ff. 

1^ Vgl. §§ 3 — 6 der Gesch. -O. für das Haus der Abgeordneten. 

*^® Näheres bei Plate, Die Geschäftsordnung des Preußischen Ab- 
geordnetenhauses, S. 18, 27 ff. 
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kennt. Aber auch die preußische Verfassung (Artikel 108) 
weiß, wie Jellinek hervorgehoben hat^^®, von einem 
Zwange der Kammermitglieder zum Eide auf die Verfassung 
nichts, und so führt die Frage nach der Rechtsgültigkeit 
des § 6 Abs. 2 Gesch.-O. in ein Gebiet, das nicht eigent- 
lich zu unserm Thema gehört, und das zu umstritten und 
zu wichtig ist, als daß es im Vorübergehen berührt werden 
könnte ^^^ 

2. Bestimmungen der Geschäftsordnung über 
die Wahlprüfung. 

Im einzelnen ist zu den in Frage stehenden Paragraphen 
der Reichstagsgeschäftsordnung folgendes zu bemerken: 

Wenn der § 4 Gesch.-O. davon spricht, daß Wahlan- 
fechtungen unberücksichtigt bleiben, welche später als zehn 
Tage nach Eröffnung des Reichstages und bei Nachwahlen, 
die während einer Session stattfinden, später als zehn. Tage 
nach Feststellung des Wahlergebnisses „erfolgen**, so ist 
damit jedenfalls gemeint, daß das die Anfechtung enthaltende 
Schriftstück innerhalb der genannten Ausschlußfrist in den 
Einlauf des Reichstages gelangen muß ^^^. Dabei ist als 
Wahlanfechtung, die nach § 5 Gesch.-O. die Abgabe der 
Wahlverhandlungen von der Abteilung an die Wahlprüfungs- 
kommission zur Folge hat, nur ein Schriftsatz anzusehen, 
der sich gegen die Gültigkeit der Wahl im ganzen richtet. 
„Wo hingegen die Gültigkeit einer Wahl im ganzen aner- 



10^ Allgemeine Staatslehre, Bd. I, 2. Auflage, S. 524; Verfassungs- 
änderung und Verfassungswandlung, S. 12, Anm. 2. 

110 Vgl, neuestens Kuli seh, a. a. O. S. 841 und die dort Anm. 1 
genannte Literatur. 

**^ So Seydel, Reichstag 8. 394; übereinstimmend Pereis, a. a. 
O. S. 71, Anm. 395 und die dort genannte Judikatur des Reichstags. — 
Im § 4 der Ge8ch.-0. des preuß. Abgeordnetenhauses stand in den sieb- 
ziger Jahren die deutlichere Fassung „eingehen^ ; ohne erkennbaren Grund 
trat an die Stelle dieses Ausdruckes wieder das Wort „erfolg^n^: Plate, 
a. a. O. S. 28, 29 f. — Vgl. auch den § 130 6.G.B. und den darin ent- 
haltenen Begaff „zugehen . DafQr, daß auch dieser Begriff farblos ist: 
Endemann, Lehrbuch des Bürgerlichen Rechts, 9. Aufl., Bd I, S. 311, 
Anm. 16. 
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kannt und nur ein einzelner Teil der Wahlhandlungen ange- 
fochten wird, da liegt überhaupt keine Legitimationsfrage 
vor; die Wahlprüfungskommission hat sonach nichts damit 
zu tun" ^^*. Die Wahlprüfungskommission hat sich zuletzt 
in einem von dem Abgeordneten Spahn erstatteten münd- 
lichen Berichte vom Jahre 1895 auf den gleichen Stand- 
punkt gestellt. Damals handelte es sich' um einen Protest aus 
dem 6. Kasseler Wahlkreise, der sich lediglich auf die Wahl 
in einem einzelnen Wahlbezirke bezog und sich nicht gegen 
die Wahl als solche wandte. Gleichwohl hatte die Abteilung 
die Akten an die Kommission abgegeben ^^^. 

Die Wahlprüfungskommission ließ in der gleichen 
Sitzung durch ihren Berichterstatter vortragen, daß die 
Abteilung auch dann verpflichtet sei, die Prüfung selbst 
vorzunehmen, wenn ein Einspruch vorliegt, der zwar die 
Gültigkeit der ganzen Wahl anficht, aber keinen materiellen 
Inhalt hat. £s betraf diese Bemerkung die Wahl im sieben- 
ten Wahlkreise des Regierungsbezirks Marienwerder, gegen 
die ein Reichstagsmitglied Einsprache erhoben hatte, ohne 
sie zu begründen. Streng genommen genügen indes der- 
artige Einsprachen der Voraussetzung des § 5 Abs. 1 Z. 1 
Gesch.-O. , und es war daher die Abgabe an die Kommis- 
sion in dem damaligen Falle zu Recht erfolgt. 

Der § 4 Gesch.-O. unterscheidet die „Einsprache" eines 
Reichstagsmitgliedes und die „Wahlanfechtung". 

Die Frage, wer zur Anstellung einer Wahlanfechtung 
berechtigt ist, hat den Reichstag erstmals in der Sitzung 
vom 11. April 1874 (Sten.-Berichte , IL Legislaturperiode, 
1. Session S. 720 ff.) beschäftigt. Es war damals gegen 
eine Wahl im Kreise Holzminden von Wählern in Braun- 
schweig Protest eingelegt worden. Die Majorität der 



"8 Seydel, a. a. O. S. 395; ebenso Pereis, a. a. O. S. 70. Vgl. 
auch die dort zitierte Reichstagsverhandlung. 

^^^ Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Reichstags 
1894/95, II. Bd., S. 1127 ^Sitzung vom 26. Februar 1895). 
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Abteilung hatte beschlossen, auf den Inhalt der Anfechtung 
einzugehen. In der Debatte über den Abteilungsbericht 
berief sich der Abgeordnete Dr. Braun (S. 721) zur Ent- 
scheidung der Frage auf den § 4 der damaligen Geschäfts- 
ordnung; er folgerte dabei: „ Daraus , daß es heißt: „Ein- 
sprache kann nur ein Reichstagsmitglied erheben" , geht 
meines Erachtens hervor, daß ein Nicht-Reichstagsmitglied, 
wenn es nicht anderweitig legitimiert ist, eine solche Ein- 
sprache nicht erheben kann, und daß unter „Wahlanfech- 
tuug" im Sinne des § 4 der Geschäftsordnung zu verstehen 
ist die Anfechtung, welche von einer dazu legiti- 
mierten Person ausgeht". Demgegenüber bestritt 
der Abgeordnete Windthorst mit Recht (S. 722), daß 
der § 4 Gesch.-O., der lediglich dazu diene, das Verhältnis 
von Abteilung und Plenum hinsichtlich der Wahlprüfung 
zu regeln, für die Frage überhaupt verwertbar sei. Ganz 
zutreffend sagte Abgeordneter Windthorst: 

„Solange ein bestimmtes Gesetz nicht gemacht ist, 
solange allgemeine Grundsätze entscheiden, muß ich der 
Meinung sein, daß quilibet ex populo berechtigt ist, die 
Wahl eines Mitgliedes dieses Hauses anzufechten .... 
Jeder im Volke hat ein Interesse, daß hier im Hause nur 
richtig gewählte Leute stimmen, denn wir stimmen nicht 
für einen bestimmten Wahlkreis, für bestimmte Wähler, 
wir sind Vertreter des ganzen deutschen Volkes, und darum 
hat das ganze deutsche Volk ein Interesse, daß nur rite 
gewählte Leute hier sitzen". 

Dr. Braun erwiderte hierauf mit einer Ausführung, 
die darauf beruhte, daß jede Klage nicht nur eine Rechts- 
verletzung, sondern auch das noch voraussetze, daß der 
Kläger der verletzte Teil oder der Interessent sei. 

Den Abschluß der Diskussion bildete die Annahme 
eines Antrages Braun, die Frage der Berechtigung (Legiti- 
mation) zur Wahlanfechtung (§ 4 der Geschäftsordnung) 
an die Geschäftsordnungskommission zur Berichterstattung 
zu überweisen. Infolge des bald darauf erfolgenden Schlusses 
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der Session kam indes die Angelegenheit damals nicht zur 
Erledigung. 

In der Folgezeit nahm der Reichstag in ständiger 
Übung die Wahlanfechtungen an ohne Rücksicht darauf, 
ob sie aus dem Kreise der angefochtenen Wahl eingereicht 
waren, oder nicht, und ohne Untersuchung, ob der Unter- 
zeichner der Wahlanfechtung bei der angefochtenen Wahl 
irgendwie beteiligt, oder ob er überhaupt irgendwo im 
Deutschen Reiche wahlberechtigt sei. 

Erst im Jahre 1891 wurde die Angelegenheit wieder 
Gegenstand von Erörterungen: Gegen die Wahl im sechsten 
Kreise des Regierungsbezirks Trier von 1890 hatte ein 
außerhalb des Wahlkreises Wohnender Protest erhoben. Er 
hatte sich hierzu für befugt gehalten, „weil die Abgeordneten 
Vertreter des ganzen Volkes sind, sodaß auch außerhalb 
des Wahlkreises wohnende Wähler in ihren Rechten ver- 
letzt werden, wenn ein Abgeordneter zu Unrecht für ge- 
wählt erklärt wird". Dem Antrage der Wahlprüfungs- 
kommission ^^*, die streitige Frage neuerlich an die 
Kommission für die Geschäftsordnung zu verweisen, trat 
der Reichstag am 24. April 1891 bei. 

Auch in der Geschäftsordnungskommission berief man 
sich in der Hauptsache darauf, daß nach Art. 29 der Reichs- 
verfassung die Mitglieder des Reichstages Vertreter des ge- 
samten Volkes seien. Es würde eine unzulässige Abände- 
rung dieser Verfassungsbestimmung bedeuten, wenn ent- 
gegen deren klarem Wortlaute der Reichstag einseitig die 
Berechtigung zur Wahlanfechtung einschränken wollte. 
Freilich, so wurde hinzugefügt, müsse eine Beschränkung 
eintreten, die auch der Verfassung, nicht zuwiderlaufe. Es 
gehe nämlich zu weit, der Verfassung zu entnehmen, daß 
jeder aus dem Volke ohne allen Unterschied zur Anfechtung 
legitimiert sei, namentlich ohne Berücksichtigung der- 



^^^ Stenograph. Berichte über die Verhandiongen des Reichstags 
1890/91, m. Anlageband, Drucksache Nr. 346, S. 2211 f. 
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jenigen Vorbedingungen, die zur Wahlberechtigung selbst 
gestellt sind. Es ergebe sich vielmehr von selbst, daß das 
Recht der Wahlanfechtung dem Wahlrechte entspreche und 
daraus herzuleiten sei. Denen, welche nach den geltenden 
gesetzlichen Vorschriften vom Hechte zu wählen ausge- 
schlossen seien, könne daher das Recht der Anfechtung nicht 
zugesprochen werden ^^^. 

Diese Auffassung fand die Mehrheit, und die Kommission 
beantragte mithin, der Reichstag wolle beschließen: 

„Zur Erhebung einer Wahlanfechtung ist jeder zur 
Reichstagswahl Berechtigte (§§ 1 bis 3 des Wahlgesetzes 
vom 31. Mai 1869) berechtigt". 

Dagegen schlugen die Abgeordneten Gröber, Spahn 
und Krebs folgende Fassung vor ^^®: 

„Zur Erhebung einer Wahlanfechtung ist jeder Deutsche 
berechtigt". 

Dieser Antrag wurde in der Sitzung vom 18. März 
1892^^'' durch den Abgeordneten Gröber begründet, der 
sich unter anderem auf die W i n d t h o r s t sehe Ausführung 
aus dem Jahre 1874 berief. Bei der Abstimmung wurde 
indes sowohl der Antrag Gröber als auch ein Vorschlag, 
die Sache nochmals an die Kommission zu verweisen, abge- 
lehnt, und es wurde der Kommissionsantrag angenommen. 

Durch die Annahme dieses Antrages ist eine Beschrän- 
kung der Befugnis zur Wahlanfechtung vom Reichstage 
festgesetzt worden, die mit dem Wesen der Wahlanfechtung 
kaum in Einklang steht. Der Wahlanfechtung wohnt 
nämlich nicht der Charakter einer Klage, sondern der einer 
Denunziation inne ^^®. Solange ein Beschluß des Reichstags 
wie der vom 18. März 1892 nicht gefaßt war, hatte daher 
jeder beliebige eine Wahl anfechten können ^^®. Daß der 

^^^ Bericht der Kommission fclr die Geschäftsordnung vom 6. Februar 
1892, a. a. O., V. Anlageband, Drucksache Nr. 652, S. 3688 f. 
116 a. a. O., VI. Anlageband, Drucksache Nr. 708, S. 3861. 
. 1" a. a. O., Bd. VII, S. 4835-4841. 

118 Seydel, Reichstag, S. 394, Anm. 1, Kommentar S. 207. 

**® Übereinstimmend Seydel, Reichstag, S. 394; andrer Ansicht 
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Beichstag formell berechtigt war, die Regelung, die er vor- 
nahm, zu treffen, kann keinem Zweifel unterliegen. Gibt 
es doch nach dem eben Ausgeführten kein Recht der Wahl- 
anfechtung. Diese ist vielmehr lediglich durch die Geschäfts- 
ordnung des Reichstags zugelassen ^^^, kann also auch durch 
Reichstagsbeschluß eingeschränkt werden. 

Dem Denunziationscharakter der Wahlanfechtung scheint 
auch eine Entscheidung des Reichstages aus dem Jahre 1894 
nicht völlig gerecht geworden zu sein. Damals war gegen 
die Wahl im sechsten Wahlkreise Mittelfrankens rechtzeitig 
Protest eingelegt, dieser Protest dann aber zurückgenommen 
worden. Die Wahlprüfungskommission ging nun, wie der 
mündliche Bericht des Abgeordneten Dr. von Buchka 
hervorhob ^^^ , davon aus, in der Zurücknahme liege die 
Erklärung, „daß derjenige, der den Protest erhoben hat, 
auf die Tatsachen, die darin behauptet sind, einen Wert 
und ein Gewicht nicht mehr legen will". Sie erachtete da- 
her, da besondere Gründe nicht vorlagen, die eine weitere 
Untersuchung jener Tatsachen angezeigt erscheinen ließen, 
den Protest für erledigt und beantragte die Gültigkeit der 
Wahl. Der Reichstag trat diesem Antrage ohne Diskussion 
bei. Immerhin hatte der Bericht als Ansicht der Kommis- 
sion auch betont, daß die Zurücknahme eines Protestes ihn 
nicht unbedingt und in allen Fällen erledige. 

Nach § 8 Gesch.-O. dürfen Mitglieder, deren Wahl be- 
anstandet wird, in Beziehung auf ihre Wahl alle ihnen 
nötig scheinenden Aufklärungen geben. Es ist auch nichts 

Thudichum, Verfassungsrecht des Norddeutschen Bundes, S. 173, der 
eine Anfechtung nur durch Wähler oder Bewohner des betreffenden Wahl- 
kreises eingebracht wissen woRte. — Für das sächsische Recht: Opitz, 
a. a. O. S, 75 und Anm. 62, der jedem, welcher sich im Genüsse der 
staatsbürgerlichen Rechte befindet, das Einspruchsrecht zubilligt. — In 
Baden sollen nach Walz, Wahlprüfung, S. 70, nur die Wähler des 
betreffenden Bezirkes anfechten können; diese Auslegung ist offenbar zu 
eng. Um sie zu stützen, berief sich Walz u. a. auf die Tatsache der 
Partialemeuerung der Kammern. Die Verfassungsreform von 1904 hat 
indes mittlerweile die Gesamtemeuerungr eingeführt (§ 37 Verf.). 

»2® So Seydel, Kommentar, S. 207. 

1" Reichstag 1893/94, 8. 683 (Sitzung vom 17. Januar 1894). 
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dagegen zu erinnern, daß ein Mitglied einmal bei Prüfung 
der eigenen Wahl einen Antrag gestellt hat ^**. An der 
Abstimmung über die eigene Wahl darf ein Abgeordneter 
jedoch nicht teilnehmen, — einerlei ob diese Abstimmung in 
der Abteilung, in der Kommission oder im Plenum erfolgt ^**. 
Ist die Abstimmung im Plenum eine namentliche , so wird 
es neuerdings nicht als ein Verstoß gegen § 8 der Gesch.-0. 
betrachtet, wenn der Abgeordnete, um dessen Wahl es sich 
handelt^ eine Abstimmungskarte mit der Bezeichnung „Ent- 
halte mich" abgibt ^**. GetroflFen ist diese nicht ganz unbe- 
denkliche Neuerung im Hinblick darauf, daß bei Nicht- 
teilnahme an einer namentlichen Abstimmung ein Abzug 
von 20 Mk. an der Aufwandsentschädigung eintritt ^**. 

Ist ein Antrag auf Aussetzung der Beschlußfassung 
und Vornahme von Erhebungen hinsichtlich einer Wahl 
gestellt, so ist über ihn zuerst abzustimmen ^^®. Liegt ein 
derartiger Antrag nicht vor oder wird er abgelehnt, so wird 
die Frage auf Gültigkeit gestellt. Da bei Stimmengleichheit 
die Frage als verneint angesehen wird (§ 51 Satz 5 Gesch.-O.), 
so bedeutet Stimmengleichheit hier Ungültigkeitserklärung*^^. 



Vierter Abschnitt. 
Über das materielle WaMprttftingsreclit. 

Den Abschluß dieser Untersuchungen sollen einige 
Betrachtungen über das materielle Wahlprüfungs- 



"2 1890/92, Bd. n, S. 774 ff. (Sitzung vom 3. Dezember 1890). 

^2^ ÜbereinBtimmend: v. Mo hl, Kritische Erörterungen, S. 616; 
Seydel, Reichstag, S. 395; Perels, a. a. O. S. 73; für Preußen PUte, 
a. a. O. S. 34, Anm. 16 zu § 6 Gesch.-O. 

^^ Stenographische Berichte über die Verhandlungen des Keichstags 
1905/06, S. 3690 (Sitzung vom 15. November 1906). 

'^^ Gesetz, betreffend die Gewährung einer Entschädigung an die 
Mitglieder des Reichstags vom 21. Mai 1906 (R.G.B1. S. 468 ff.), §§ 2, 4, 
Abs. 2. 

126 Pereis, a. a. O. S. 81. 

127 Seydel, Reichstag, S. 396. 
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recht des Reichstags bilden. Dabei sollen hier nur wenige 
Punkte behandelt werden. Eine vollständige Darstellung 
bleibt indes vorbehalten. 

I. Einige Streitfragen hinsichtlich der Prfifdng der 
abgegebenen Stimmen. 

Als die Elemente, aus denen sich das Wahlergebnis 
zusammensetzt, und die daher Gegenstand der Prüfung 
durch den Reichstag sind, bezeichnet SeydeP^® mit Recht 
die abgegebenen Stimmen, die Wahlvorbereitung, das Wahl- 
verfahren und die Stimmenberechnung. 

Bei der Prüfung der abgegebenen Stimmen können eine 
große Anzahl von Fragen entstehen, von der unbedeutenden 
Auslegungsfrage ^^* bis hinauf zu Kontroversen, die in Zu- 
sammenhang mit wichtigen Problemen der staatsrechtlichen 
Wissenschaft stehen. 

Nach Art. 9 Satz 2 der Reichs Verfassung kann nie- 
mand gleichzeitig Mitglied des Bundesrates und des Reichs- 
tages sein. Es besteht sonach eine Unvereinbarkeit (In- 
kompatibilität) der Stellung eines Bundesratsmitgliedes mit 
der eines Reichstagsabgeordneten ^•^. Dagegen liegt der 
Fall der NichtWählbarkeit (in^ligibilit^) hier nicht vor^*^. 
Daraus folgt, daß die Wahl eines Bundesratsmitgliedes zum 
Abgeordneten an sich gültig ist ; der Betreffende kann sie 
ablehnen und ini Bundesrate verbleiben; nimmt er sie an, 
so muß er aus dem Bundesrate ausscheiden ^^^. Die auf den 



"8 Reichstag, S. 387. 

**• So ob ein durch Anfassen unabsichtlich beschmutzter Stimm- 
zettel als mit einem Kennzeichen versehen und daher nach § 19 Z. 3 
(früher Z. 1) des Wahlreglements ungültig anzusehen ist — : mit Recht 
yemeint Vgl. die Ungültigkeit von Reichstagsmandaten und deren Ver- 
hütung, Ratgeber S. 36. 

^*® Georg Meyer, Das parlamentarische Wahlrecht, S. 462. 

^** Über die beiden Begriffe G. Meyer, a. a. O. ö. 466. 

^^* Übereinstimmend: Seydel, Reichstag, S. 366, Anm. 4; Lab and, 
a. a. O. S. 291; Meyer- Anschütz, a. a. O., | 129, S. 444, Anm. 5; 
Zorn, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 2. Aufl., Bd. I, S. 220; 
Arndt, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, S. 120; Geffcken, Die 
Verfassung des Deutschen Reichs, 8. 67; v. Ho ff mann, Gibt es ein 
passives Reichstags Wahlrecht der deutschen Landesherren ? : Archiv für öffent- 
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Namen eines Bandesratsmitgliedes lautenden Stimmzettel 
können daher nicht auf Grund des § 19 Z. 6 (früher Z. 4) 
des Wahlreglements als für eine nicht wählbare Person ab- 
gegeben für ungültig erklärt werden; sie sind vielmehr 
gültig. Unzutreflfend war daher eine Entscheidung der 
Wahlprüfungskommission aus dem Jahre 1879, die eine 
Stimme für den Fürsten Bismarck für ungültig erklärte, 
weil dieser als Mitglied des Bundesrates für den Reichs- 
tag nicht gewählt werden könne ^®^. 

In dem nämlichen Berichte der Wahlprüfungskom- 
mission findet sich eine seither noch öfters ergangene Ent- 
scheidung dahin, daß ein Stimmzettel mit dem Namen des 
deutschen Kaisers für ungültig zu erklären sei^®*. Diesem 
Votum wird zuzustimmen sein. Denn im Einklänge mit 
der herrschenden Ansicht muß daran festgehalten werden, 
daß die Landesherren der deutschen Staaten nicht wählbar 
sind ^•^. Sie sind Vollmachtgeber der Bundesratsmitglieder. 
Dazu kommt, daß man in der allgemeinen konstitutionellen 
Theorie begründete Bedenken geltend machen kann, die 
dagegen sprechen, daß die Träger der Reichsgewalt Ver- 
treter des Volkes sein können*^®. 



liches Recht, XVm (1902, S. 247—261), S. 260; Kurt Pereis, Stell- 
vertretende Bevollmächtigte zum Bundesrat (Sonderabdruck aus : Festgabe 
der Kieler Juristenfakultät zu Albert Hänels fünfzigjährigem Doktor- 
jubilänm), S. 18f. Pereis zeigt, daß die stellvertretenden Bevollmäch- 
tigten zum Bundesrat, wenn ihre Existenz überhaupt eine rechtliche 
Grundlage hat, nicht zugleich Mitglieder des Reichstags sein können. Zu- 
treffend bezeichnet er ;,diese Unvereinbarkeit stellvertretender Bundesrats- 
mitgliedschaft und Reichstagsmitgliedschaft" als „die intensivste Ver- 
fassungsänderung, welche das Aufkommen stellvertretender Bevollmächtigter 
zum Bundesrat bewirkt hat." 

' ^^ Stenographische Berichte über die Verhandlungen des deutschen 
Reichstags, 1879, Bd. VI, Drucksache Nr. 228, S. 1520. 

184 teueren Datums ist die gleiche Entscheidung 1900/1903, Anlage- 
band Vm, Drucksache Nr. 863, S. »5818. 

^8ß So Seydel, Reichstag, S. 358 f.; Laband, a. a. O. S. 291 f., 
insbesondere S. 292, Anm. 1; G. Mey er-Anschütz, a. a. O., § 129, 
S. 444; Zorn, a. a. O. S. 220; Geffcken, a. a. O. S. 67; v. Kirchen- 
heim, Artikel „Wahlen" in v. Stengels Wörterbuch des deutschen 
Verwaltungsrechts, Bd. II, S. 853. 

*^^ Andrer Meinung ist v. Ho ff mann a. a. O. Er nimmt ledig- 
lich eine rechtliche Unvereinbarkeit der Stellung der Landesherren und 
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II. Die sogenannten amtliehen Wahlbeeinflnssungen. 

a) Weiter seien einige Fälle hier besprochen , welche 
die Stellung kennzeichnen sollen, die der Reichstag in 
neuerer Zeit den sogenannten amtlichen Wahlbeeinflussungen 
gegenüber eingenommen hat ^®^. Im wesentlichen ist nur die 

Regenten mit der eines Beichstagsabgeordneten an und meint (S. 259), es 
sei die Möglichkeit einer Beseitigung dieser Konkurrenz dadurch gegeben, 
daß der in den Reichstag gewählte Fürst abdanke. Man wird bei der 
Lektüre des Hoffmannschen Aufsatzes das Gefühl des Bedauerns darüber 
kaum unterdrücken können, daß soviel juristischer Scharfsinn einer 
Theorie gewidmet wird, die mit der Welt der Realität nichts gemein hat. 
— Überzeugend wirken dagegen die Ausführungen v. Hoffmanns (S. 258), 
daß für die Mitglieder beider Häuser des preußischen Landtags ledig' 
lieh eine Unvereinbarkeit vorliegt. So auch vom allgemeinen Standpunkt 
aus: Georg Meyer, Wahlrecht, S. 462; für Frankreich: Es mein, ]fcl6- 
ments de droit constitutionnel fran9ai8 et compar4, 44^nie Edition p. 745. 
Die Bearbeiter des preußischen Staatsrechts sind hier nicht konsequent. Sie 
erblicken in der Berufung eines Mitgliedes des Abgeordnetenhauses ins 
Herrenhaus und in der Annahme dieser Berufung mit Recht einen Grund 
für den Verlust der Abgeordneteneigenschaft. Indes erklären sie, die 
Mitglieder des Herrenhauses seien von der Wahl ins Abgeordnetenhaus 
ausgeschlossen: Born hak, Preußisches Staatsrecht; Bd. I, S. 394, 390 f.; 
H. Schulze, Das Preußische Staatsrecht, 2. Aufl., Bd. I, S. 591 f., 589 f.; 
V. Rönne-Zorn, a. a. O., Bd. I, S. 337 u. Anra. 3, 313 u. Anm. 1. — 
In Baden waren früher nach § 35 Verf. die geborenen Mitglieder der 
Ersten Kammer und die stimmfähigen und wählbaren Grundherren bei den 
Wahlen zur Zweiten Kammer weder wahlberechtigt noch wählbar. Durch 
die Verfassungsreform von 1904 ist dieser Zustand jedoch beseitigt. § 32 b, 
Abs. 2 besagt jetzt: „Nimmt ein Mitglied der Ersten Kammer die Wahl 
als Abgeordneter zur Zweiten Kammer an, so hört damit die Mitglied- 
schaft in der Ersten Kamtner auf.'^ Vgl. Regierungsbegründung S. 17 f. ; 
Bericht der Verfassungskommission der Zweiten Kammer, erstattet von 
dem Abgeordneten Obkircher, S. 38; Glöckner, a. a. O. S. 91; 
Walz, Die badische Verfassungsreform, a. a. O. S. 334. — Daß die An- 
sicht, ein vom Monarchen ernanntes Kammermitglied könne, wenn nicht 
ausdrücklich das Gegenteil festgelegt ist, nur mit Genehmigung des 
Monarchen aus der Kammer freiwillig ausscheiden, unrichtig ist, wird 
gezeigt von Je 11 ine k, System der subjektiven öffentlichen Rechte, 2. Aufl., 
S. 174 f. Übereinstimmend v. Frisch, Der Thronverzicht, S. 10 ff., zu- 
mal S. 16. 

^'^'^ Eine Geschichte der Haltung der deutschen Regierungen zu den 
Wahlen ist hier nicht zu liefern, so interessante Momente die Behand- 
lung dieses Themas auch verspricht. Ich hoffe, sie in anderm Zusammen- 
hange geben zu können. Hier sei nur darauf hingewiesen, daß, soweit 
ich sehe, in der deutschen Literatur zuerst Zoepfl, Grundsätze des ge- 
meinen deutscheu Staatsrechts, II. Teil, 5. Aufl. (1863) S. 283 in dem 
„von der Bedingung der Wahl tüchtiger Abgeordneten" handelnden § 356 
das Problem berührt hat, indem er schrieb: „Übrigens ist jede Regierung 
befugt, in den gesetzlichen Schranken auf Wahlen zu Gunsten 
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neueste Zeit in Betracht gezogen aus dem Grunde, weil die 
Praxis des Reichstags auf diesem Gebiete in den siebziger, 
achtziger und neunziger Jahren schon von andern Autoren 
behandelt worden ist, und weil die Problemstellung sich in 
der ganzen Zeit nicht verschoben hat*^®. Zuerst hat 
Ludwig Bamberger in seinem Aufsatze „Die erste 
Sitzungsperiode des ersten deutschen Reichstags" (in 
Holtzendorffs Jahrbuch für Gesetzgebung, Verwaltung 
und ' Rechtspflege des Deutschen Reichs , Erster Jahrgang 
[1871], S. 159 ff.) diese Praxis berührt. Er hat hier 
(S. 166 f.) zwei Fälle besprochen , in denen der Reichstag 
die Wahl kassiert hat, das eine Mal wegen Beeinflussung 
durch die weltliche Autorität, den Landrat, das andre Mal 
wegen Beeinflussung durch die geistliche Autorität von der 
Kanzel herab. Bamberger ist mit diesen Entscheidungen 
einverstanden. Er führt insbesondere aus: „Um andre als 
amtliche Beeinflussung kümmert sich der Regel nach die 
Wahlprüfung nicht. Hier hat das Strafgesetz durch die 
Definition der Bestechung die Grenze des Erlaubten und 
Unerlaubten gezogen. Aber amtliche Beeinflussung ist Be- 
einflussung durch den Staat, unter dessen Leitung die Wahl 
vor sich geht, also direkter Vertrauensmißbrauch, und da- 
her strenger zu verpönen. Als Beamter ist aber auch der 
Geistliche einer vom Staat anerkannten und teilweise unter- 
haltenen, jedenfalls mit Besteuerungsgewalt ausgerüsteten 
Kirche anzusehen, sofern er einen Akt der Beeinflussung 
bei Wahrnehmung seiner Funktionen (wie auf der Kanzel — 
der Beichtstuhl ist freilich nicht zu kontrollieren) ausübt." 
Dabei leugnet Bamberger nicht, daß bei den genannten 
beiden Wahlen „im Sinne mancher, welche für die Nichtig- 



ihres Systems hinzuwirken, und kann sich bei der Wahla^tation nicht 
bloß passiv verhalten und ihren Gegnern das Feld zur Bearbeitung der 
Wähler im oppositionellen Sinne ohne Gegengewicht überlassen, wenn sie 
sich nicht selbst aufgeben will.^ 

^^^ Über die Resultate der Wahlprüfungen im ersten deutschen 
Reichstage macht sorgfältige Angaben Enorr, Statistik der Wahlen zum 
ersten Deutschen Reichstag in Hirths Annalen des Deutschen Reiches, 
1872, Sp. 347—364. 
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keit stimmten, es nicht bloß galt zu entscheiden, dafi im 
besonderen Falle Unrecht geübt worden, sondern auch für 
die Zukunft eine Warnung zu erteilen." 

In der Folge (1874) hat Robert von Mo hl in seinen 
schon wiederholt erwähnten kritischen Erörterungen über 
Ordnung und Gewohnheiten des Deutschen Reiches die 
Frage der Wahlbeeinflussung untersucht'^*. Er wandte 
sich besonders gegen die Verwendung der Kanzel zu Wahl- 
zwecken und sprach sich für eine Verschärfung der Gesetz- 
gebung im Sinne eines Verbotes aller Besprechungen be- 
stimmter Wahlen auf der Kanzel oder vor dem Altar aus. 
Das „nachsichtige Verhalten" des Reichstages gegenüber der 
Einwirkung auf die Wahlen von seiten Privater zu bean- 
standen, fand er keinen Anlaß: „Solange das System des 
allgemeinen Wahlrechts besteht, muß man sich eben auch 
diesen Folgen desselben unterziehen." 

Max Seydel ist es dann gewesen, der in seiner hier 
so vielfach benutzten, über alles Lob erhabenen Abhand- 
lung „Der deutsche Reichstag" in den Annalen des 
Deutschen Reichs von 1880 auch unserm Problem seine 
Aufmerksamkeit geschenkt und die vorgekommenen Fälle 
aus den Reichstagsakten zitiert hat '*®. Auf die Kritik, die 
er dabei an der Reichstagspraxis geübt hat, wird später ein- 
gegangen werden. Und während die erste Auflage des 
Seydel sehen Kommentars zur Verfassungsurkunde für das 
Deutsche Reich '*^ zur Frage noch nichts bemerkt hatte, 
findet sich in der 1897 erschienenen zweiten Auflage eine 
Vervollständigung des in den Reichstagsdrucksachen über 
Wahlbeeinflussungen enthaltenen Materials durch Aufzählung 
neuer Fälle aus den achtziger und neunziger Jahren**^. 

Endlich ist der vom Wahlverein der Deutschen Kon- 
servativen für seine Mitglieder herausgegebene Ratgeber 



"» 8. 571—579. 
1^0 S. 389 f. 

1^* Freiburg i. B. und Würzburg, 1873, S. 155, Anm. zu Art. 27 
^*2 s. 208. 
Staats- und Tölkerrechtl. Abhandlungen VII 2. — Leser. 6 
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„Die Ungültigkeit von Reichstagsmandaten und deren Ver- 
hütung" ^*® zu nennen, der (S. 13 fF.) in sorgfältiger Weise 
Entscheidungen des Reichstages über amtliche Wahlbeein- 
flussungen zu seinen Ausfuhrungen heranzieht und auf 
Grund dieser Judikatur bemerkt: „Es kann . . . allen 
Staatsbeamten nicht dringend genug empfohlen werden, 
sorgsam darauf zu achten, daß sie nicht in Ausübung ihrer 
amtlichen Befugnisse irgendwelche Schritte tun, welche 
den Schein eines Druckes auf die Wahlen erwecken 
können." 

b) Sehen wir uns nun nach Äußerungen aus dem 
Reichstage selbst um, so sind besonders beachtenswert die 
Ausführungen, die in dem Berichte der Wahlprüfungs- 
kommission vom 4. Mai 1898 über die Ergebnisse der Wahl- 
prüfungen in der neunten Legislaturperiode von 1893 — 98 zur 
Frage der amtlichen Wahlbeeinflussungen gemacht worden 
sind^**. Sie erscheinen als Bemerkungen zu § 10 des 
Wahlgesetzes. Dieser lautet: „Das Wahlrecht wird in 
Person durch verdeckte, in eine Wahlurne niederzulegende 
Stimmzettel ohne Unterschrift ausgeübt. 

Die Stimmzettel müssen von weißem Papier und dürfen 
mit keinem äußeren Kennzeichen versehen sein." — Inwie- 
fern eine derartige Vorschrift sedes materiae für Ent- 
scheidungen über Wahlbeeinflussungen sein kann, darüber 
ist im Kommissionsberichte nichts gesagt. 

Hier sei folgender Satz aus dem Kommissionsberichte 
hervorgehoben : „Die Wahlfreiheit wird unzulässig beeinflußt, 
wenn Landräte, Landratsamtsverwalter Wahlaufrufe zugunsten 
einer bestimmten Partei oder eines bestimmten Kandidaten 
unter Beifügung ihres Amtscharakters unterzeichnen," Der 
Bericht knüpft damit an eine Entscheidung des Reichstags aus 

1^3 Neueste Ausgabe Berlin 1897. Als Verfasser einer früheren 
Ausgabe ist in parlamentarischen Verhandlungen der ehemalige Abgeordnete 
V. Koller bezeichnet worden (vgl. z. B. Reichstag 1890/92, Bd. VII, 
S. 4837; 1894/95, Bd. III, S. 2121, 2122). Das Schriftchen hat man daher 
„kleiner Koller" genannt. 

1*^ S. Anhang U. 
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dem Jahre 1895 an : Im Jahre 1894 war bei einer Ersatzwahl 
im dritten Wahlkreise des Regierungsbezirks Posen ein Kandi- 
dat gewählt worden, zu dessen Gunsten ein Landrat und ein 
Landratsamtsverwalter , der erste einen, der letztere zwei 
Wahlaufrufe mit Beifügung ihres Amtscharakters unter- 
schrieben hatten. Der von beiden unterzeichnete Wahl- 
aufruf war vor der Hauptwahl, der Aufruf mit der Unter- 
schrift des Verwalters vor der Stichwahl erschienen. 
Übrigens standen noch die alphabetisch geordneten Namen 
zahlreicher andrer Personen unter dem Wahlaufrufe; unter 
dem ersten waren es 43 — die beiden Beamten standen 
mit ihren Namen an 23. und 42. Stelle - , unter dem 
zweiten sogar 117, und der Landratsamtsverwalter war der 
einundachtzigste. 

Die Mehrheit der Wahlprtifungskommission ^^^ erblickte 
in diesen Unterzeichnungen — insbesondere in der Unter- 
schrift unter dem vor der Stichwahl ausgegebenen Wahl- 
aufrufe — eine ungesetzliche Beeinflussung der Wähler. 
Es wurde ausgeführt, daß zumal die ärmeren ländlichen 
Gemeinden in mannigfacher Hinsicht vom Landrat abhängig 
seien. Es werde daher, wenn sich der Landrat öfi^entlich 
für einen Kandidaten ausspricht, ein Druck auf die ab- 
hängigen Gemeinden ausgeübt, daß sie zur Vermeidung von 
Nachteilen für denselben Kandidaten stimmen. Eine der- 
artige Agitation des Landrates sei aber auch infolge von 
dessen Stellung als oberster Polizeibeamter des Kreises un- 
gesetzlich. Bei der Wahl von Volksvertretern solle die 
Willensmeinung des Volkes zum Ausdruck kommen, nicht 
die der Regierungen. Denn die Volksvertretung solle staats- 
rechtlich selbständig neben den Regierungen stehen. Dies 
sei aber nicht denkbar, wenn von den Regierungen der Be- 
amtenapparat in Bewegung gesetzt werde, um die Wahlen 
im Sinne der Regierungen zu beeinflussen. Die Kommissions- 



^« 1894/95, II. Anlageband, Drucksache Nr. 278, S. 1212 ff.; be- 
sonders S. 1215 f. 

6* 
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mehrheit kam daher zu dem Antrage auf Ungültigkeits- 
erklärung der Wahl. 

Der Reichstag trat diesem Antrage nach einer lebhaften 
und interessanten Diskussion am 7. Mai 1895 in nament- 
licher Abstimmung mit 201 gegen 112 Stimmen bei^*®. 

Darüber, welche Blüten . die dargelegte Theorie der 
amtlichen Wahlbeeinflussung in noch kürzer zurückliegender 
Zeit getrieben hat, geben zwei Entscheidungen des Reichs- 
tags aus dem Jahre 1904 Auskunft. Um sie dem vollen 
Verständnisse des Beurteilers nahezubringen, ist der Bericht- 
erstatter genötigt, in der Folge die Parteistellung der in 
Betracht kommenden Kandidaten zu nennen. 

Bei der Wahl im Kreise Frankfurt a. O.-Lebus vom 
Jahre 1903 waren drei Kandidaten aufgetreten: ein Sozial- 
demokrat, ein Konservativer und ein Nationalliberaler. Der 
Nationalliberale war für den zweiten Wahlgang ausgefallen — 
er blieb um rund 1250 Stimmen hinter dem Konservativen, 
um etwa 5800 hinter dem Sozialdemokraten zurück. In der 
Stichwahl siegte der Sozialdemokrat mit 240 Stimmen über 
die absolute Mehrheit. 

Ein gegen die Wahl eingelegter Protest wies darauf 
hin, daß im Januar 1903, vor Bekanntgabe des Wahltermins 
und fünf Monate vor der Wahl, im Wahlkreise ein Aufruf 
zugunsten des konservativen Kandidaten verbreitet worden 
war, der von einem Regierungspräsidenten, einem Ober- 
regierungsrat und drei Regierungsräten unter Beifügung des 
Amtscharakters unterschrieben war. Darin liege eine un- 
zulässige Wahlbeeinflussung; wäre sie nicht vorgekommen, 
so hätte der Nationalliberale bei der Hauptwahl mehr 
Stimmen erhalten als der Konservative, wäre also mit dem 
sozialdemokratischen Kandidaten in die Stichwahl gelangt 
und in dieser auch gewählt worden. 

Die Mehrheit der Wahlprüfungskommission schloß sich 



i<« 1894/95, Bd. III, S. 2115—2135. 
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den Ausführungen des Protestes an und erklärte daher die 
auf den Sozialdemokraten gefallene Wahl für ungültig**''^ 

Als die Wählprüfung hierauf ans Plenum gelangte, lag 
neues Material vor, und der Reichstag verwies daher die 
Wahlsache in der Sitzung vom 13, Februar 1904 an die 
Kommission zurück **®. 

Es war mittlerweile festgestellt worden, daß zur Zeit 
der Verbreitung des Wahlaufrufes für den konservativen 
Kandidaten im Januar 1903 außer diesem nur der Sozial- 
demokrat aufgestellt war. Daß die Nominierung eines 
nationalliberalen Kandidaten damals auch noch. nicht beab- 
sichtigt war, geht daraus hervor, daß der Wahlaufruf zu- 
gunsten des Konservativen die Unterschrift zweier national- 
liberaler Führer im Wahlkreise trug. In der Folge ist 
dann am 25. Februar 1903 noch ein nationalliberaler Kandidat 
aufgestellt worden, und unter dem zweiten für die Wahl 
des konservativen Kandidaten eintretenden Flugblatte fehlten 
nunmehr die Namen des Regierungspräsidenten und eines 
Landrats, der den ersten Aufruf unterschrieben hatte, ohne 
seinen Amtscharakter beizufügen. Die Tatsache der Zurück- 
ziehung dieser Unterschriften wurde von einer im Wahl- 
kreise erscheinenden nationalliberalen Zeitung als ein Zeichen 
amtlicher Unterstützung der nationalliberalen Kandidatur 
begrüßt. 

Trotz diesier neuen Tätsachen blieb die Wahlprüfungs- 
kommission bei ihrem auf Kassation der Wahl gerichteten 
Antrage stehen^*®. Die Mehrheit ging davon aus, daß die 
Aufforderung, einen bestimmten Kandidaten zu wählen, 
auch dann als eine Wahlbeeinflussung angesehen werden 
müsse, wenn ein Kandidat einer anderen Partei noch nicht 
aufgestellt worden sei. 



"^ Reichstag 1903/04, IL Anlageband, Drucksache Nr. 209, S. 954 
bis 957. 

1*8 1903/04, n. Bd., S. 930—938. 

1" 1903/04, ni. Anlageband, Drucksache Nr. 339, S. 1919—1923. — 
Vgl. auch Drucksache Nr. 372, S. 2076. 
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Die Minderheit in der Kommission verfehlte nicht, in 
zutreffender Weise auf die seltsame Situation hinzuweisen, 
die dadurch geschaffen werde, daß der Reichstag eine Wahl 
wegen einer amtlichen Beeinflussung kassiere, obwohl der 
Kandidat gewählt worden war, gegen den sich diese Beein- 
flussung gerichtet hatte. Werde der Grundsatz aufgestellt, 
daß Wahlbeeinflussungen zugunsten eines unterlegenen 
Kandidaten zur Ungültigkeitserklärung der Wahl des Ge- 
wählten führen können, so sei eine jede der Regierung 
unangenehme Wahl in Frage gestellt. Brauche doch nur, 
wenn die Wahl des offiziellen Kandidaten zweifelhaft sei, 
eine amtliche Wahlbeeinflussung in Szene gesetzt zu werden, 
um die Kassation der Wahl des nicht genehmen Kandidaten 
zu bewirken. 

Aber alle diese dem Arsenale der Logik entnommenen 
Gründe halfen nichts: gleich der Kommission erklärte auch 
der Reichstag die Wahl für ungültig "<>. 

Der zweiten hier zu erwähnenden Entscheidung lag 
folgendes Vorkommnis zu Grunde: 

Um den Sitz im Herzogtum Altenburg hatten sich 
1903 drei Kandidaten beworben: ein sozialdemokratischer, 
ein agrarischer und ein freisinniger. Der Sozialdemokrat 
war mit 18695 Stimmen, mit 586 Stimmen über die absolute 
Mehrheit, gewählt 'worden ; der Agrarier, d^r den Kreis 
seither vertreten hatte, hatte 14498, der Freisinnige 2993 
erhalten. Der agrarische Kandidat war am 10. Januar 1903 
vom Bunde der Landwirte wiederaufgestellt worden. Am 
22. Januar hielt er in einer Versammlung des konservativen 
Reichsvereins zu Altenburg eine Kandidatenrede. In der 
Diskussion sprach in seiner Eigenschaft als Wahlberechtigter 
der damalige Staatsminister des Herzogtums. Der Inhalt 
seiner Ausführungen ging dahin, daß der abermals nomi- 
nierte bisherige Abgeordnete nicht der geeignete Kandidat 
der bürgerlichen Parteien zur Bekämpfung der Sozialdemo- 



^^^ Sitzung vom 27. April 1904, Reichstag 1903/04, lU. Bd., S. 2468 
bis 2468. 
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kratie sei, da er im Reichstage die agrarischen Forderungen 
in zu einseitiger Weise vertreten habe; „der einmütige 
Kampf gegen den Umsturz dürfe jedoch nicht aufgegeben 
werden". 

Die Mehrheit der Kommission ^*^* sah in diesem Auf- 
treten „eine unberechtigte Wahlbeeinflussung von Seiten des 
höchsten Beamten des Landes , die wohl nicht in ihrem 
Umfange zu beschreiben , zweifellos aber groß gewesen und 
direkt oder indirekt dem sozialdemokratischen Kandidaten 
zu gute gekommen ist". 

Von der Minorität wurden einmal die nämlichen Er- 
wägungen geltend gemacht, die bereits im vorigen Falle 
mit Recht daraus hergeleitet worden waren, daß die Beein- 
flussung, wenn tatsächlich geschehen, nicht zu Gunsten, 
sondern zu Ungunsten des siegreich gebliebenen Kandidaten 
erfolgt war. Weiter wurde zutreiFend betont, daß hier eine 
amtliche Beeinflussung aus dem Grunde nicht vorliege, 
weil der Minister als konservativer Wähler im konservativen 
Reichsverein das Recht gehabt habe, seine Meinung zu 
sagen. Dabei wurde bezeichnenderweise aus dem Kreise 
der Minderheit erklärt, wenn die Kommission unter Auf- 
gäbe ihres bisherigen Standpunktes aussprechen wolle, daß 
sich die Beamtenschaft bei allen Wahlen jeglicher öffent- 
licher Betätigung und Bekundung ihrer politischen An- 
schauungen zu enthalten habe, so stimme man dem zu. 

Die Mehrheit stellte zwar den denkwürdigen Satz auf, 
daß im vorliegenden Falle der Wähler von dem ersten 
Staatsbeamten nicht zu unterscheiden gewesen sei. Aber 
-sie widersprach doch einer grundsätzlichen Festlegung 
dahin, daß Beamte bei einer Wahl sich jeder öffentlichen 
Betätigung und Bekundung ihrer politischen Anschauungen 
zu enthalten haben, da man die Beamten nicht zu Bürgern 
und Wählern zweiter Klasse machen wolle. Man solle 



1" 1903/04, III. Anlageband, Drucksache Nr. 282, S. 1754—1764, 
insbesondere S. 1763 f. 



88 VII 2 

vielmehr, da es auf die Wirkung des Auftretens des Beamten 
in jedem einzelnen Falle ankomme, von Fall zu Fall prüfen. 

So kam die Kommission zum Antrage auf Ungültig- 
keitserklärung, und der Reichstag schloß sich diesem Vor- 
.schlage nach einer Verhandlung, in der die eben dargelegten 
A,nsichten einander nochmals gegenübertraten, in nament- 
licher Abstimmung mit 126 gegen 81 Stimmen bei vier 
Enthaltungen an ^^^. 

Von Fall zu Fall sollte entschieden werden: dieses 
grundsatzlose Prinzip hat sich die Wahlprüfungskommission 
und mit ihr das Reichstagsplenum in der Folge allerdings 
ganz zu eigen gemacht. Eine Entscheidung beweist es, von 
der es der Humor des Schicksals will, daß sie die Ersatz- 
wahl zum Gegenstande hat, welche durch die vorerwähnte 
Kassation der Wahl im Kreise Frankfurt-Lebus veran- 
aßt war. 

Bei dieser Ersatzwahl kamen außer dem Sozialdemo- 
kraten, dessen Wahl kassiert worden war, ein National- 
liberaler und ein Kandidat des Bundes der Landwirte in 
Betracht. Der Nationalliberale kam mit dem Sozialdemo- 
kraten in die Stichwahl und wurde gewählt. 

Während der Wahlvorbereitungen hatte sich nun ins- 
besondere folgendes zugetragen : Zwei Tage vor der Haupt- 
wahl hielt der preußische Ministerpräsident im Herrenhause 
eine Rede, in der er darauf hinwies, daß von zweien seiner 
Vorredner der Wahlkampf im Kreise Frankfurt-Lebus er- 
wähnt worden sei. Er fuhr fort: 

„Beide haben aber nicht erwähnt, daß dort eine Sonder- 
kandidatur vom Bund der Landwirte aufgestellt, und daß, 
damit die Phalanx der bürgerlichen Parteien durchbrochen 
worden ist Ich weiß nicht, wie weit der Einfluß der ge- 
ehrten Herren auf den Bund der Landwirte reicht. Ist er 
vorhanden, so möchte ich bitten, auf den Bund einzuwirken, 
damit im Wahlkreise Frankfurt-Lebus schon im ersten 



152 Sitzung vom 16. März 1904, 1903/04, IH. Bd., S, 1871-1882. 
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Wahlgang die volle Einigung der bürgerlichen Parteien 
hergestellt wird, die nach meiner Überzeugung überall eine 
wesentliche Voraussetzung ist für eine dauernde Überwin- 
dung der Sozialdemokratie". 

Hier hatte sich also der Einfluß des höchsten Reichs- 
und Staatsbeamten zu Gunsten der Wahl des siegreichen 
Kandidaten geltend gemacht. Es war jetzt der in den 
vorigen Fällen in der Minderheit gebliebene Teil der Wahl- 
prüfungskommission, der im Hinblick hierauf die Ungültig- 
keitserklärung der Wahl vorschlug ^*^^ Aber die Majorität 
entschied anders: Die Rede des Ministerpräsidenten könne 
in keiner Weise als eine unzulässige Wahlbeeinflussung 
angesehen werden. Sie sei lediglich eine Meinungsäußerung 
in Ausübung seiner amtlichen Befugnisse als Reichskanzler 
und preußischer Ministerpräsident — , eine Äußerung, zu 
der er jederzeit berechtigt und unter Umständen auch ver- 
pflichtet sei. 

Die Kommissionsmehrheit beantragte daher die Gültig- 
keit der Wahl, und der Reichstag stimmte diesem Antrage 
in der Sitzung vom 28. März 1906 mit großer Majorität zu ^**. 

Wie schwankend der Reichstag in der vorigen Legislatur- 
periode urteilte, erkennt man zumal auch dann, wenn man 
einige Entscheidungen einander gegenüberhält, welche die 
Wahlagitation durch mit polizeilichen Funktionen versehene 
Gejneindebeamte zum Gegenstande haben. Derartige Agita- 
tion führte zweimal zur Kassation der Wahl^^*^, zweimal 
zur Gültigkeitserklärung ^^*. Und dabei handelte es sich 
bei je einer der einander widerstreitenden Entscheidungen 



188 Reichstag 1905/06, IV. Anlageband, Drucksache Nr. 224, 8. 3174 
bis 3178, insbesondere S. 3175 f. 

1«^ Reichstag 1905/06, IH. Bd., S. 2373-2378. 

«5 1903/04, S. 2455-2463, Sitzung vom 27. April 1904; 1903/05, 
S. 5960—5963, Sitzung vom 11. Mai 1905, hier in Widerspruch mit dem 
auf Beanstandung der Wahl gerichteten Eommissionsantrage in nament- 
licher Abstimmung mit 128 gegen 67 Stimmen bei 6 Enthaltungen. 

"« 1905/06, Sitzungen vom 15., 16. und 17. November 1906, S. 3671 
bis 3674, 3692, 3731—3751; in einem der beiden Fälle in namentlicher 
Abstimmung mit 202 gegen 117 Stimmen bei einer Enthaltung. 
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um den gleichen Verwaltungsbezirk (Elsaß-Lothringen und 
Provinz Brandenburg) und zum Teil sogar noch um die 
nämliche Art der Agitation — : Unterzeichnung eines Wahl- 
flugblattes unter Beifügung des Amtscharakters. 

Die nämliche Frage hat auch in der gegenwärtigen 
Tagung des Reichstages eine einheitliche Beantwortung nicht 
gefunden. In zwei Fällen wurde die Tatsache, daß Gemeinde- 
beamte mit Polizeigewalt Wahlaufrufe unterschrieben hatten, 
flir unerheblich erklärt *'^^. Einmal erschien sie der Mehr- 
heit als unzulässige Wahlbeeinflussung, welche die Kassation 
der für den begünstigten Kandidaten in den betrefl^enden 
Städten und Amtsbezirken abgegebenen Stimmen zur Folge 
haben müsse **^®. Zur Begründung dieser verschiedenen 
Haltung wurde hauptsächlich angeführt, man müsse zwischen 
den einzelnen Gegenden des Deutschen Reiches unterscheiden: 
„wenn die Unterschriften von Bürgermeistern usw. z. B. 
im Süden wenig oder gar keinen Einfluß hätten, so lägen 
die Dinge im Osten doch wesentlich anders". Dabei hatte 
es sich in dem einen der beiden erstgenannten Fälle auch 
um eine Wahl im Osten gehandelt. Eine weitere Erwägung 
war: „Es müsse unterschieden werden, ob einmal unter 
einer großen Anzahl von Unterschriften sich auch die eines 
oder einiger Bürgermeister befinden, die nicht besonders 
auffallen, oder ob, wie hier, die Zahl der Unterschriften 
unverhältnismäßig groß und in die Augen springend ist". 
Das Gefährliche einer derartigen Argumentation liegt auf 
der Hand: Wann „springen" Unterschriften „in die Augen**, 
wann nicht? 

In der laufenden Legislaturperiode hat die Frage der 
amtlichen Wahlbeeinflussung gleich zu Beginn eine große 



'»"^ XII. Le^slaturperiode, 1. Session, 1907/08, Anlagen Nr. 567—663, 
Drucksache Nr. 625, S. 4231 f., Reichstagssitzung vom 26. Fehr. 1908, 
Sten. Ber. Bd. 230, 8. 3398—3421 (sehr lebhafte und teilweise recht un- 
sachliche Debatte); Anlagen Nr. 821—985, Drucksache Nr. 852, 8. 5229, 
Sten. Berichte, Bd. 232, 8. 5198. 

»M 1907/08, Anlagen Nr. 821—985, Drucksache Nr. 908, S. 5395 ff., 
Reichstagssitzung vom 6. Mai 1908, Sten. Ber., Bd. 232, S. 5206. 
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Rolle gespielt — , nicht sowohl bei der Behandlung einzelner 
Wahlprüfungen, als vielmehr bei den ersten Debatten des 
neugewählten Reichstages über die jüngsten allgemeinen 
Wahlen. Das kann nicht wundernehmen, denn noch in 
keinen Reichstagswahlkampf hat die Regierung derart aktiv 
eingegriffen wie in den des Winters 1906/07. Der Sylvester- 
brief des Reichskanzlers sei als besonders markantes Beispiel 
hervorgehoben. 

Bei den Verhandlungen des Reichstages über die Inter- 
pellation A 1 b r e c h t und Genossen, betreffend Eingriffe von 
Behörden bei der Reichstagswahl ^^^ hat der Abgeordnete 
Fischer im Hinblick auf diese Vorgänge ausgerufen: 

„Und wenn nur ein Funke von Recht und Gerechtig- 
keit in diesem Reichstage vorhanden wäre, dann müflten 
alle Mandate der Blockparteien kassiert werden" ^^^ 

„Große Heiterkeit" hat ihm geantwortet. Aber zog 
er nicht die ganz folgerichtige Ronsequenz aus den Grund- 
sätzen, welche die Wahlprüf ungskommission zu einer Zeit auf- 
gestellt hatte, als sie es noch nicht vorzog, von Fall zu 
Fall zu entscheiden?! 

Daß der Abgeordnete Fischer die Mehrheit des 
Reichstages gegen sich hatte, ging aus der weiteren 
Diskussion hervor. Aber auch Wahlprüfungsentscheidungen 
liegen bereits vor, die das beweisen. Die Wahl des 
Abgeordneten, an den der Reichskanzler den Sylvester- 
brief gerichtet hatte, ist in der Abteilung, der sie zugelost 
war, für gültig erklärt worden. Ebenso hat das Plenum 
in einem ähnlichen Falle für die Gültigkeit votiert**^: 



^'* Reichstag 1907, Sitzungen vom 15. und vom 19. März, Stenogr. 
Berichte, 8. 497—533, S. 594—617. 

"<> a. a. O. S. 512. 

^•^ Auf die Prüfung der Wahl im ersten Wahlkreise des Regierungs- 
bezirks Dusseldorf (Reichstag 1907/08, Anlagen Nr. 664—820, Drucksache 
Nr. 685, S. 4440 ff., insbesondere 8.4442; Drucksachen Nr. 716 und 718, 

5. 4535, 4536; Stenogr. Berichte, Bd. 232, S. 5154-5177, Sitzung vom 

6. Mai 1908) sei hier nicht näher eingegangen, weil die Anfechtungs- 
punkte, die behaupteten, es seien bei dieser Wahl besondere amtliche Be- 
einflussungen vorgekommen, offenbar nicht genügend substantiiert waren. 



92 VII 2 

Im neunten WählkreiBe des Regierungsbezirkes Breslau 
standen sich ein Konservativer (der bisherige Abgeordnete), 
ein Sozialdemokrat, öin Freisinniger und ein Anhänger der 
Mittelstandsvereinigung gegenüber. Der Konservative wurde 
in der Stichwahl gegen den sozialdemokratischen Kandidaten 
gewählt. 

Am Tage vor der Hauptwahl war in einer im Wahl- 
kreise erscheinenden Zeitung ein Teileines Antwortschreibens 
veröffentlicht worden, das der Reichskanzler auf eine An- 
frage des Chefredakteurs an diesen gerichtet hatte. Die 
daraus wiedergegebene Stelle lautet: 

„In meinem Brief an den Generälleutnant von Liebert 
habe ich deutlich ausgesprochen, worauf es in dem gegen- 
wärtigen Wahlkampfe ankommt , und habe unter den zu 
bekämpfenden Gegnern die Sozialdemokratie in erster Linie 
genannt". 

Im Anschlüsse an die Publikation dieses Satzes war 
in einer redaktionellen Notiz die Wahl des konservativen 
Kandidaten empfohlen worden, da dieser unter allen bürger- 
lichen Kandidaten die meiste Aussicht auf Erfolg habe. 

In der Wahlprüfungskommission *•* erklärten ver- 
schiedene Mitglieder, der Reichskanzler habe mit seiner die 
Stellung der verbündeten Regierungen zu den Wahlen über- 
haupt kennzeichnenden Äußerung lediglich von einem 
Rechte Gebrauch gemacht, das man ihm zugestehen müsse. 

Die Kommission erachtete indes mit 8 gegen 5 Stimmen 
die Antwort des Reichskanzlers in Verbindung mit ihrer 
Veröffentlichung für eine unzulässige und erhebliche amt- 
liche Wahlbeeinflussung. Die Anhänger der Kommissions- 
mehrheit hatten dabei unzweifelhaft recht mit der Aus- 
führung, dafl der Reichskanzler in der wiedergegebenen 
Briefstelle gegen den sozialdemokratischen Kandidaten des 
Wahlkreises erkennbar Stellung nehme. Auch die weitere 



Der Beichstag hat die Wahl entsprechend dem Kommissionsantrage mit 

147 gegen 143 Stimmen ohne vorherige Beweiserhebung für gültig erklärt. 

V®a Reichstag 1907, Drucksache Nr. 307, S. 1811 f. der Anlagen. . 
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Folgerung der Kommissionsmajorität wird nicht von der 
Hand gewiesen werden können, daß infolge der Antwort 
des Kanzlers die konservative Kandidatur zum mindesten 
für die Stichwahl noch besonders amtlichen Charakter ge- 
wonnen habe. 

Auf Grund dieser Sachlage erklärte die Kommission 
mit 7 gegen 6 Stimmen die Wahl für ungültig. 

Nachdem diese Entscheidung gefällt war, wurde durch' 
eine offiziöse Zeitungsnotiz bekannt, daß die Antwort des 
Reichskanzlers noch einen Nachsatz enthalten hatte, der in 
der Zeitungsriummer nicht abgedruckt worden war. In 
diesem Nachsatze hatte es der Reichskanzler ausdrücklich 
abgelehnt, zu den Kandidaturen des betreflfenden Wahlkreises 
Stellung zu nehmen. 

Von einigen Kommissionsmitgliedern wurde daraufhin 
hervorgehoben, daß der kassierende Beschluß möglicher- 
weise nicht zustande gekommen wäre, wenn die Kommission 
diesen zweiten Satz damals bereits gekannt hätte. Tat- 
sächlich hat auch in der Folge das Plenum des Reichstages 
in Abweichung von dem Antrage der Kommission die Wahl 
ohne jede Diskussion und in einfacher Abstimmung für 
gültig erklärt. 

War aber wirklich der nachträglich bekannt gegebene 
Satz von solcher Bedeutung? Ganz abgesehen davon, daß 
der gemachte Vorbehalt in der Wahlbewegung garnicht 
nach außen in die Erscheinung getreten war und daher die 
Wirkung der Beeinflussung nicht hatte abschwächen können — 
der erste Satz blieb auf jeden Fall mit seiner gegen die 
Wahl des sozialdemokratischen Kandidaten gerichteten 
Tendenz in vollem Umfange bestehen. 

Der geistlichen Wahlbeeinflussung gegenüber hat der 
Reichstag der vorigen Legislaturperiode in seiner Mehrheit 
den Standpunkt eingenommen, daß sie einen Kassationsgrund 
nicht bilden könne ^®^. In einem Proteste, der gegen die 



^®^ Daß schon früher Kommission und Plenum Agitation von der 
Kanzel für unerheblich erachteten, beweist eine kurze Debatte in der 
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1903 erfolgte Wahl im 10. elsaß-lothringischen Wahlkreise 
eingelegt war, wurde eine größere Anzahl von Fällen be* 
hauptet und unter Beweis gestellt, in denen Geistliehe nicht 
nur in Versammlungen, sondern vor allem in Predigten von 
der Kanzel herab für die Wahl des siegreich gebliebenen 
Kandidaten eingetreten waren. 

In der Wahlprüfungskommission wurden bei der Be- 
ratung über diese Wahlanfechtung aus dem Kreise der 
Majorität hauptsächlich folgende Erwägungen geltend ge- 
macht i®*: 

Es sei allerdings nicht richtig und auch wenig taktvoll, 
wenn die Kirche und die Kanzel , der Ort der religiösen 
Belehrung und der geistigen Erbauung, von Pfarrern dazu 
benützt werde, um Politik zu treiben und Propaganda für 
den einen oder andern Kandidaten zu machen. In diesem 
unrichtigen Benehmen der Seelsorger könne aber eine un- 
zulässige Wahlbeeinflussung nicht erblickt werden ; der Seel- 
sorger habe das Recht der freien Meinungsäußerung wie 
jeder andre Staatsbürger und könne von diesem Rechte 
innerhalb der gesetzlichen Grenzen Gebrauch machen, wann, 
wie und wo er wolle» Gehe er dabei über das Maß des 
nach dem Gesetze Erlaubten hinaus, so sei es Sache des 
Strafrichters oder seiner vorgesetzten Behörden, gegen ihn 
einzuschreiten; eine unerlaubte Wahlbeeinflussung, welche die 
Ungültigkeitserklärung der Wahl eines Abgeordneten zur 
Folge haben solle, könne in einem derartigen Vorgehen der 
Seelsorger nicht erblickt werden. Dabei wurde zugegeben, 
daß der Einfluß der Seelsorger, zumal der katholischen, 
auf ihre Pfarrkinder unzweifelhaft ein viel größerer sei als 
der der weltlichen Behörden. Auch wurde anerkannt, daß 
man von dem Standpunkte aus, jede Kundgebung der 
weltlichen Behörden zugunsten eines Kandidaten müsse die 



Sitzung vom 18. März 1892, Reichstag 1890/92, Bd. Vn, S. 4841 f. (dazu 
Nr. 661 der Drucksachen). 

'«* Reichstag 1905/06, Drucksache Nr, 483, 8. 4733—4742, ins- 
besondere S. 4740 f. der Anlagen. 
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Ungültigkeitserklärung von dessen Wahl zur Folge haben, 
konsequenterweise auch gegenüber den Agitationen der 
Seelsorger von der Kanzel herab zu der nämlichen Auf- 
fassung kommen müsse. Aber — so wurde hinzugefügt, 
und diese Ausführungen sind als Beitrag zur Frage der 
amtlichen Wahlbeeinflussung besonders bemerkenswert — 
die Anschauungen des Reichstags über behördliche Wahl- 
beeinflussungen, die er in seinen früheren Beschlüssen nieder- 
gelegt habe, seien überhaupt einer Revision bedürftig. 
Seien doch die von anderen Seiten auf die Wähler geübten 
Beeinflussungen von viel größerer und schwerer wiegender 
Wirkung als die der staatlichen Behörden. Wenn man aber 
solche anderen Einflüsse auf die Willensmeinung des Wählers 
' — hervorgehoben wurden die auf wirtschaftlichem Gebiete 
von der Sozialdemokratie geübten — nicht verhindern 
könne, sie vielmehr auch da für zulässig halte, wo sie den 
Charakter des allerschroiFsten Zwanges trügen, so dürfe man 
auch nicht einem Einflüsse der Behörden und Geistlichen, 
der eine viel geringere, ja vielfach gar keine Wirkung habe, 
eine so schwerwiegende Bedeutung beilegen, daß man grund- 
sätzlich jede Wahl, bei der ein mit polizeilicher Gewalt aus- 
gerüsteter Beamter oder ein Geistlicher für den gewählten 
Kandidaten eingetreten ist, für ungültig erkläre. Freilich 
dürfe der Versuch einer amtlichen Wahlbeeinflussung nicht 
soweit gehen, daß man annehmen könne, es sei damit ein 
Druck auf die Willensäußerung der Wählerschaft beab- 
sichtigt worden. Und wieder folgt deshalb der bereits be- 
kannte Schluß: Die Frage der unzulässigen amtlichen 
Wahlbeeinflussung dürfe nicht wie bisher grundsätzlich, 
sondern müsse je nach Lage der einzelnen Verhältnisse be- 
trachtet werden. 

Von solchen Gesichtspunkten aus gelangte die Majorität 
der Wahlprüfungskommission zum Antrage auf sofortige 
Gültigkeitserklärung der Wahl. Das Plenum ^^^ entschied in 



^«8 Reichstag 1905/06, S. 3693—3722 der Stenographisclien Berichte. 
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der Sitzung vom 16. November 1906 nach einer lebhaften 
und interessanten Debatte dem Kommissionsvorschlage gemäß. 
Zuvor war ein Antrag auf Vornahme von Beweiserhebungen 
über die behaupteten Fälle geistlicher Wahlbeeinflussung 
in namentlicher Abstimmung mit 157 gegen 142 Stimmen 
abgelehnt worden i««. . 

Der jetzige Reichstag hat in einer Reihe von Fällen 
der Agitation geistlicher Würdenträger den Standpunkt des 
vorigen geteilt ^^^. Besonders hervorzuheben sind darunter 
die Entscheidungen, welche die Wahlen in Erlangen- Fürth 
und in München I für gültig erklärten : 

Der Erzbischof von Bamberg hatte sich unmittelbar vor 
der Stichwahl in einem an 19 katholische Geistliche des 
Wahlkreises Erlangen-Fürth erlassenen W^ahlrundschreiben 
entschieden gegen eine Stimmabgabe zugunsten des sozial- 
demokratischen Kandidaten, wie sie die Leitung der 
Zentrumspartei empfahl, ausgesprochen: er erachte es für 
ausgeschlossen, „daß ein überzeugter Katholik, geschweige 
denn ein katholischer Priester, durch Abgabe seiner Stimme 



'®® Abweichend von dieser Entscheidung war kurz zuvor die Zweite 
Kammer des badischen Landtages in zwei Fällen zur Kassation der 
Wahl wegen geistlicher Agitation gelangt; vgl. Berichte 1905/06 S. 208 
bis 282, S. 364- 387 (Sitzungen vom 24., 25. und 31. Januar 1906). Vgl. 
allerdings auch die gegen Mißbräuche geistlicher Wahlagitation gerichteten 
Straf bestimmungen der §§ 16 b, b und 16 c des badischen Gesetzes vom 
19. Februar 1874 (G. und V.Bl. S. 93 ff.). — Die Haltung der Kammer 
gegenüber den sog. amtlichen Wahlbeeinflussungen zeigte dagegen die 
nämliche Tendenz einer Annäherung an Entscheidungen des Reichstags, 
die bereits einmal hervorgehoben worden ist: am 17. Februar 1906 wurde 
die Wahl im 53. Kreise mit 32 gegen 21 Stimmen aus dem Grunde für 
ungültig erklärt, weil vor dem zweiten Wahlgange ein für die Wahl des 
siegreichen Kandidaten eintretender Aufruf verbreitet worden war, der die 
Unterschrift eines Notars mit beigefügtem Amtscharakter trug (Berichte, 
S. 817—839). 

1«"^ XII. Legislaturperiode, 1. Session, 1907/08, Anlagen Nr. 567—663, 
Drucksache Nr. 636, S. 4303 ff., Reichstagssitzung vom 26. Februar 1908, 
Stenographische Berichte, Bd. 230, 8.3421—3425, Anlagen Nr. 821—985, 
Drucksache Nr. 907, S. 5392, Reichstagssitzung vom 6. Mai 1908, Sten. 
Berichte, Bd. 232, S. 5206 ; insbesondere 1907, Anlageband II, Drucksache 
Nr. 253, S. 1259 ff., zumal 8. 1261 und Reichstagssitzung vom 26. Febr. 
1908, a. a. O. S. 3397; 1907/08, Anlagen Nr. 664-820, Drucksache Nr. 
737^ S. 4634 ff. und Reichstagssitzung vom 6. Mai 1908, a. a. O. S. 5189 
bis 5197. 
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die Sozialdemokratie direkt unterstützt und fördert**. In 
ähnlicher Weise hatte der Erzbischof von München- Freising 
öffentlich erklären lassen, daß es sehr bedauert werden 
müfite, wenn die Parole der bayrischen Zentrumspartei, bei 
der Stichwahl in München I für den Sozialisten einzutreten, 
befolgt würde. — Hier hatten also zwei außerordentlich 
hochgestellte geistliche Autoritäten in den Wahlkampf ein- 
gegriffen, und zwar, wie das Ergebnis bewies — der Sozial- 
demokrat unterlag in beiden Wahlkreisen — , mit überaus 
wirksamen Mitteln. 

c) Die Berichte der Wahlprüfungskommission geben 
in neuester Zeit zuweilen eine Bemerkung aus dem Kreise 
der Majorität wieder, die auch in Plenarverhandlungen zu 
finden ist. Seit der durch die Abänderung des Wahlregle- 
raents im Jahre 1908 getroiFenen Sicherung des Wahl- 
geheimnisses könne die Wirkung von Beeinflussungen, auch 
behördlicher Natur, nicht mehr wie früher vielleicht kon- 
trolliert werden; eine Wahlbeeinflussung habe daher in dieser 
Beziehung keine Bedeutung mehr. 

Demgegenüber muß einmal in Übereinstimmung mit 
der von der Minderheit der Kommission vertretenen An- 
schauung darauf hingewiesen werden, daß durch die Ein- 
richtung von Wahlkuvert und Isolierraum, wie sie bislang 
getroffen ist, das Wahlgeheimnis keineswegs in ausreichen- 
der Weise als gesichert erscheint. Im Gegenteil, R. Sieg- 
fried, der verdiente Wahlrechtsschriftsteller, hebt mit Recht 
hervor, daß es seit der Einführung der Wahlkuverte bei 
den Reichstagswahlen mit der Wahrung des Wahlgeheim- 
nisses gegen früher bedeutend schlechter geworden ist ^®®. In- 
folge der Verwendung zu enger Behälter als Urnen, in welche 



^®® „Die verschwiegene Wahlurne" in den Annalen des Deutschen 
Reichs, 1906, S. 735 — 760. Siegfrieds praktische Vorschläge sind überaus 
beachtenswert. Vgl. zu diesem Gegenstande auch H. v. Gerlach, Die 
sogenannte Wahlurne in „Die Nation", 22, Jahrgang (1904/05), Nr. 44, 
S. 692-^694. Weitere Literatur bei Siegfried, a. a. O. S. 735, Anm. 1; 
auch die Gesetzgebung der außerdeutschen Staaten über Wahlurnen ist 
dort zusammengestellt (S. 754 ff.). 

Staats- und vOlkerreohtl. Abhandlungen VII 2. — Leser. 7 
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die Stimmzettel zudem nicht durch einen Spalt geworfen, 
sondern unter Entfernung eines lose aufliegenden Deckels 
gelegt werden, hat in weitem Umfange ein genaues Auf- 
einanderlegen, ein Schichten der Wahlkuverte stattgefunden. 
Wird dabei noch eine Liste der Wähler in der Reihenfolge 
ihrer Abstimmung geführt und geschieht die Eröffnung der 
Stimmzettel alsbald nach der Umkehrung des Haufens, also 
ohne daß vorher ein Durcheinandermischen erfolgt, so läßt 
sich die Abstimmung jedes einzelnen Wählers nachträglich 
genau kontrollieren. Über derartige Praktiken ist denn auch 
in zahlreichen Fällen geklagt worden^**. 

Sodann aber ist folgendes zu betonen: In allen den 
Fällen, in denen eine Kontrolle der Abstimmung geübt wird, 
ist eine Verletzung des die geheime Wahl statuierenden 
Artikels 20 der Reichsverfassung und der weiteren zur 
Ausführung dieser Bestimmung erlassenen Vorschriften ge- 
geben. Ob eine Beeinflussung vorhergegangen ist, bleibt 
dabei vollständig gleichgültig. „Die Unabhängigkeit eines 
Wählers findet ihren Schutz lediglich in den für die Wahl- 
handlung vorgeschriebenen Formen ^^^" 

Damit ist aber auch in der Frage: „Bildet Wahlbeein- 

'«» Z. B. Reichstag 1903/04, UI. Anlageband, Drucksache Nr. 373, 
S. 2077. — Eine Entscheidung auf Grund des neuen §11, Abs. 3 des 
Wahlreglements fällte der Reichstag bei Prüfung der Wahl im zweiten 
mittelfränkischen Wahlkreise von 1903. Diese Wahl wurde in der 
Sitzung vom 24. Mai 1905 (1903/05, S. 6137) für ungültig erklärt, weil die 
Stimmzettel, die bei der Hauptwahl für einen der Kandidaten abgegeben 
worden waren, nahezu sämtlich die Größe von 18 zu 24 cm hatten, 
während sie nach der erwähnten Vorschrift 9 zu 12 cm groß sein sollen. 
Die Kassation erfolgte in Widerspruch mit dem auf Gültigkeit gerichteten 
Kommissionsantrage mit 109 gegen 100 Stimmen bei 17(!) Enthaltungen. 
Wie wenig Autorität dieser — dabei durchaus richtige — Beschluß des 
Reichstages in Anspruch nehmen kann, geht daraus hervor, daß die ge- 
nannte Abstimmung die dritte war, die nach vorhergegangener Beweis- 
erhebung über diese Wahl vorgenommen wurde. Die beiden andern 
Male hatte sich die Beschlußunfähigkeit des Hauses herausgestellt: am 
4. April 1905 stimmten 106 Abgeordnete für, 60 gegen die Gültigkeit, 5 
enthielten sich; am 11. Mai 1905 votierten 98 für, 95 gegen Gültigkeit 
bei zwei Enthaltungen (1903/05, S. 5848—5857, 5963; s. dazu Druck- 
sachen Nr. 207 und 689, Anlagebände II und VII, S. 951 f. und S. 3947 
bis 3952). 

"<> Seydel, Reichstag, S. 389. 
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flus8ung, insbesondere amtlicher Natur, einen Eassations- 
grund?" — das Urteil gesprochen. Die Frage ist zu ver- 
neinen, schon weil das System der geheimen Abstimmung 
mit der Annahme einer wirklich durchgeführten Wahlbeein- 
flussung in einem unlösbaren Widerspruche steht. Und 
weiter 1 Wir haben gesehen: der Reichstag hat bei der 
Legitimationsprüfung nach Rechtsgrundsätzen zu entscheiden. 
Er darf sich bei seiner Entscheidung „auch aus Billigkeits- 
gründen nicht über das Gesetz hinwegsetzen". (Seydel, 
Kommentar, S. 208.) Wo findet sich denn nun der Rechts- 
satz, daß eine Stimme für ungültig erklärt werden kann, 
wenn auf den, der sie abgegeben hat, ein Einfluß ausgeübt 
worden ist? Wo sind denn die Greiften der zulässigen Be- 
einflussung? Andere zu beeinflussen und sich von ihnen 
beeinflussen zu lassen, ist doch, wie Lab and so treffend 
sagt"^, ein unantastbares Menschenrecht, das, wie hinzu- 
gefügt sei, die ganze Wahlbewegung beherrscht. Daher 
muß man den anmutigen Katalog von Handlungen, den 
Laban d aufführt, mit ihm als Fälle erlaubter Beeinflussung 
gelten lassen: „die Verbreitung von Lügen; die Erregung 
phantastischer Hoffnungen ; die Versicherung, daß die Wahl 
eines bestimmten Kandidaten Gott wohlgefällig sei, die 
eines andern Krankheiten und Mißernte und dergleichen 
Unglücksfalle als Strafen Gottes herbeiführen werde; Be- 
drohung mit Verlust der Kundschaft oder mit Dienst- 
entlassung oder mit Kündigung von Pachtverträgen." 
Solche Wahlmanöver mag man vom moralischen Stand- 
punkt aus verwerfen; die Gültigkeit abgegebener Stimmen 
wird durch sie indes nicht aufgehoben. Schlagend zeigt 
das Seydels Ausspruch: „Das Recht fragt nicht nach 
den Gründen der Abstimmung ^'^^.*' 

Ganz zutreffend war denn auch eine Entscheidung des 



1" Staatsrecht, Bd. I, S. 310 f., Anm. 7. 

^"^^ Übereinstimmend auch Zorn, Das Staatsrecht des Deutschen 
Reiches, 2. Aufl., 1, S. 228; Geffcken, Die Verfassung des Deutschen 
Reiches, S. 70; Walz, Wahlprüfung, S. 55 f. 

7* 
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Reichstages, der ein, vom sittlichen Niveau betrachtet, 
keineswegs einwandfreier Wahlvorgang aus dem Jahre 1884 
zugrunde lag^'^®: 

In der Nacht vor dem Wahltage war ein Plakat im 
zweiten pfälzischen Kreise angeschlagen worden. Es ent- 
hielt die VeröflFentlichung eines Briefes, der sechs Jahre 
zuvor an einen der Kandidaten von drei Angehörigen des 
Wahlkreises gerichtet worden war, und zwar war der Brief 
geschrieben worden, um diesen Kandidaten zur Übernahme 
des Mandats für die Wahl vom Jahre 1878 zu bestimmen. Bei 
der in Frage stehenden Wahl hatten jedoch die drei Männer 
eine ganz andere Stellung eingenommen und waren als eifrige 
Agitatoren für den HÄuptgegenkandidaten aufgetreten. Das 
Plakat war daher geeignet, einen Irrtum über die Haltung dieser 
Parteiführer zu erregen; es war die Möglichkeit gegeben, 
daß in weiten Kreisen der Wählerschaft der Eindruck her- 
vorgerufen wurde, die drei Briefschreiber seien ins Lager 
des Adressaten zurückgekehrt. Das Schreiben war nämlich 
keineswegs wortgetreu publiziert, und vor allem war die 
Jahreszahl des Briefes (1878) in dem Flugblatte in Ziffern 
wiedergegeben, die erheblich kleiner gedruckt waren als der 
übrige Text: wohl ein schlagender Beweis für die Un- 
lauterkeit des Mittels. Der Adressat des Briefes wurde ge- 
wählt. Er erklärte — und es bestand bei seiner notorischen 
Ehrenhaftigkeit nicht die mindeste Berechtigung, an der 
Richtigkeit dieser Erklärung zu zweifeln — , daß er der Ver- 
öffentlichung des Plakates ganz fernstehe und von ihr völlig 
überrascht worden sei. Er wies nach, daß der Brief schon 
früher in einer Gerichtssitzung verlesen worden und in- 
folgedessen in die Presse gelangt sei. Endlich legte er 
einen Aufruf der drei Parteiführer vor, der alsbald nach 
Bekanntwerden des Plakats angeschlagen worden war und 
dieses richtiggestellt hatte. Mit auf Grund dieser Erklärung 

^■^^ Sten. Berichte über die Verhandlungen des Reichstags, VI. Legis- 
laturperiode, 2. Session, 1885/86, V. Bd. (Anlagen), Drucksache Nr. 157, 
S. 785—791. 
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des gewählten Abgeordneten erachtete die Wahl Prüfungs- 
kommission gegen die Stimme des Referenten die Wahl ftlr 
gültig. Es wurde dabei die Ansicht ausgesprochen, in 
einem derartigen Falle habe nur dann, wenn ein Ab- 
geordneter selbst durch unlautere Mittel ein Mandat er- 
schlichen haben sollte, beim Nachweise eines dolosen Vor- 
gehens die Kassation zu erfolgen. Außerdem aber geschah 
der interessante Hinweis, „daß sowohl von der Wahlprüfungs- 
kommission wie von dem Reichstage bisher nur die Fälle 
autoritativer Wahlbeeinflussung für relevant erachtet worden 
seien, nicht aber die Fälle, in denen Privatpersonen mit 
ungehörigen Mitteln agitiert haben." Das Plenum beschloß 
in der Sitzung vom 1. April 1886 nach längerer Debatte 
in Übereinstimmung mit der Kommission, die Wahl für 
gültig zu erklären"*. 

Aber in Wahlbeeinflussungen durch Beamte hat der 
Reichstag, wie wir gesehen haben, öfters einen Kassations- 
grund erblickt. Wo findet sich indes eine gesetzliche Be- 
stimmung, die eine derartige Unterscheidung zwischen amt- 
lichen und privaten Personen rechtfertigt? 

Die Beamten sind im Deutsehen Reiche des aktiven und 
des passiven Wahlrechts in der gleichen Weise teilhaftig 
wie die Privatpersonen^'*. Sie können überall in den 
Reichstag gewählt werden, auch in ihrem Amtsbezirk. Gibt 
es nun aber eine stärkere Beeinflussung als die durch die 
Person des Wahlkandidaten? Wahlkandidat kann der Be- 
zirksbeamte selbst sein. Das geringere Recht der Wahl- 
agitation soll ihm aber nach der Reichstagsjudikatur unter 



"* Stenogr. Berichte 1885/86, HI. Bd., S. 1807-1817. 

^"^^ Daß de lege ferenda wenigstens diejenigen Beamten für nicht 
wählbar erklärt werden sollten, die kraft ihres Amtes verpflichtet sind, 
außerhalb des Beichstags die Politik ihrer Staatsregierang zu vertreten, 
und die deshalb jederzeit in den einstweiligen Buhestand versetzt werden 
können, sobald die Staatsregierung sie zur Vertretung ihrer Politik nicht 
mehr für geeignet erachtet, wird vorzüglich hervorgehoben von Loening, 
Grundzüge der Verfassung des Deutschen Reiches, 2. Aufl., S. 90. — Für 
die Entziehung des passiven Wahlrechts der Geistlichen neuerdings 
Friedrich, Das politische Wahlrecht der Geistlichen, 1906. 



102 VII 2 

Umständen versagt sein. Die bestehenden Gesetze erlauben, 
daß im Wahlbezirk N. der Landrat des Kreises, X, für sieh 
als den zu wählenden Kandidaten mit allen Mitteln agitiert, 
die nicht gegen die allgemeinen Strafbestimmungen ver- 
stoßen. Die aufgezeigte Rechtsprechung des Reichstags will 
dem Landrat X. das armselige Recht absprechen, in N. für 
die Wahl eines beliebigen anderen dadurch einzutreten, 
daß er zu dessen Gunsten einen Wahlaufruf mit Beifügung 
seines Amtscharakters unterschreibt. 

Daß eine derartige Rechtsprechung nicht haltbar ist, 
sollten die vorstehenden Ausführungen darlegen. Immerhin 
war die in dieser Richtung geübte konstante Praxis den 
Entscheidungen von Fall zu Fall vorzuziehen, wie sie in 
neuester Zeit herrschend zu werden scheinen. Bedeuten 
doch solche Entscheidungen von Fall zu Fall eine schwere 
Gefahr für die Rechtssicherheit und für das Vertrauen zur 
Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Richter. 



Drittes Kapitel. 
Die richterliche Legitimationsprüfung. 



Ein Blick auf die Staaten, welche richterlichen Instanzen 
die Prüfung der parlamentarischen Wahlen anvertraut haben, 
beginnt zweckmäßig mit einer Darstellung der Geschichte 
und der gegenwärtigen Gestalt des Wahlprüfungsrechts im 
Mutterlande des Parlamentarismus, in England^. 

Das Recht der Entscheidung über Wahlen stand in 
England ursprünglich dem Könige zu, der es unter Mit- 
wirkung der ihn beratenden Lords oder unter Beiziehung 
von Richtern ausüben konnte. Seit Heinrich IV. (1399 bis 
1413) wurden die reisenden Assisenrichter zur Prüfung an- 
gefochtener Wahlen ermächtigt. 

Im Jahre 1586 nahm indes das englische Unterhaus das 
selbständige Recht der Wahlprüfung für sich in Anspruch, 
und seit 1604 konnte es dieses Recht zu seinen unbe- 
strittenen Privilegien zählen. Anfangs bestanden für die 
Prüfung streitiger Wahlen Spezialausschüsse, an deren Stelle 
dann der allgemeine Ausschuß für Privilegien und Wahlen 
trat. Dieser Ausschuß wurde vom Hause ernannt; er war 
zusammengesetzt aus Mitgliedern des Geheimen Rats (des 



^ Zum folgenden: Maj, das englische Parlament and sein Verfahren, 
übersetzt von Oppenheim, 2. Aufl., S. 608 ff. ; Jaques, Wahlprüfting, 
8. 27—32 ; J e II i n e k , Verfassungsgerichtshof, S. 11 f.; Derselbe, Gut- 
achten, S. 123—125; Hatschek, Englisches Staatsrecht, Bd. I, § 57, 
8. 297—306. 
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Privy Council) und aus hervorragenden Juristen. Da aber 
in der Folge (nach 1672) allen Privy Councillors und 
Gentlemen of the Long Robe Sitz und Stimme in diesem 
Ausschusse eingeräumt ward, der sogenannte Ausschuß also 
zu einem offenen wurde, so nahmen Parteilichkeit und 
Ungerechtigkeit — Parteimanöver auf der einen, Regierungs- 
einflüsse auf der anderen Seite — immer mehr überhand. 
Um dem zu steuern, wurde — erst (1770) für ein Jahr, 
dann (1774) ohne Zeitbeschränkung — die nach dem Namen 
ihres Urhebers benannte G r e n v i 1 1 e - Akte erlassen. Durch 
sie wurde eine aus dreizehn Unterhausmitgliedern bestehende 
Wahlprüfungskommission ins Leben gerufen, die aus einer 
durchs Los bestimmten Liste von neunund vierzig Anwesenden 
gewählt werden sollte. 

Anfangs versprach man sich von dieser Neuerung sehr 
viel; so nannte Lord Chatham den Beschluß von 1774, 
der sie zu einer dauernden machte, ein glückliches Ereignis, 
das die Morgenröte besserer Zeiten verkünde. Aber binnen 
kurzem zeigte es sich, daß nach wie vor die Wahlprüfungs- 
kommission von Parteieinflüssen beherrscht wurde — aus 
dem einfachen Grunde, weil auch bei dem neuen Verfahren 
die Parteimänner in der größeren Anzahl erschienen und 
sich so das Übergewicht sicherten. Man griff nun zwar 
alsbald zum Mittel der Abänderung der Grenville-Akte; es 
blieb jedoch zuerst bei so gut wie belanglosen Modifikationen. 
Sir Robert Peel ersetzte in einer Akte von 1839 wenig- 
stens den unhaltbaren Zustand des Losentscheids durch die 
Wahl von selten des allgemeinen Wahlausschusses. In 
seiner Akte wurde zugleich die Zahl der Kommissionsmit- 
glieder auf sechs herabgesetzt, späterhin wurde sie noch weiter 
auf fünf vermindert. Von großem Nutzen war aber auch 
diese Änderung nicht, und so entschloß man sich denn 1868, 
den entscheidenden Schritt zu tun. In diesem Jahre wurde 
nämlich durch die Election Petitions Act die Prüfung an- 
gefochtener Wahlen dem Gerichtshofe der Common Pleas 
in Westminster, für Irland demselben Gerichtshofe in Dublin, 
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für Schottland dem Court of Session tibertragen. Anfäng- 
lich entschied ein Richter; zu diesem ist seit der Parlia- 
mentary Elections and Corrupt Practices Act von 1879 ein 
zweiter getreten. Die Richter werden auf eine besondere 
Liste gesetzt und müssen seit 1881 der Queen's (jetzt Eing's) 
Bench Division des High Court of Justice entnommen 
werden. 

Wahlanfechtungen sind innerhalb 21 Tagen, nachdem 
die Wahlakten dem Clerk der Krone zugegangen sind, an- 
zubringen. Anfechtungsberechtigt ist außer jedem Wähler, 
der sich in seinem freien Wahlrechte verletzt fühlt, jeder 
Wahlkandidat überhaupt. Anfechtungsgegner ist nur der 
gewählte Kandidat. Drei Tage nach der Einreichung des 
Protestes muß eine Prozeßkaution im Betrage von 1000 
Pfund erlegt werden. Die Höhe der Kosten — im Verlaufe 
eines Prozesses steigen sie häufig bis zu 5000 Pfund — 
hat den Zweck, frivole Anfechtungen zu verhindern. Dabei 
komint aber in besonders prägnanter Weise die englische 
Auffassung des Wahlprüf ungs Verfahrens als eines Streites 
von Privaten zum Ausdruck. In Verbindung damit steht 
auch das sog. manufacturing a case, das Handeln mit einem 
Streitfalle, auf Grund dessen der Anfechtungskläger von 
der Klage absteht, und hierher gehört auch die Tatsache, 
daß im Falle eines Verzichts des Gewählten auf seinen Sitz 
das Wahlprüfungsverfahren erst eingestellt wird, wenn der 
Kläger damit einverstanden ist. 

Diese letztgenannten Umstände sind unleugbare Mängel 
des englischen Wahlprüfungsverfahrens; sie werden denn 
auch in der Literatur als solche kritisiert *. 

Nach Beendigung der Prüfung benachrichtigt der 
Gerichtshof den Sprecher des Unterhauses von der ge- 
troffenen Entscheidung, die unter allen Umständen unan- 
fechtbar ist. Im Falle der Kassation ordnet der Sprecher 
eine Neuwahl an. 



2 Vgl. Hatschek, a. a. O. S. 305 f. — Über die Entwicklung des 
materiellen Wahlprüfiingsrechts ebenda S. 301 f. 
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Ist die Wahl wegen erfolgter Umtriebe (Corrupt and 
Illegal Practices) für ungültig erklärt worden, so ist ein 
entsprechender Bericht (Report) vom Gerichtshofe an den 
Sprecher zu senden ; der Report wird dann dem öffentlichen 
Ankläger zur Einleitung einer strafrechtlichen Verfolgung 
übergeben. Ergibt der Bericht, daß in einem Wahlbezirke 
in ausgedehntem Maße Wahlkorruption stattgefunden hat, 
oder besagt dies eine innerhalb vierzehn Tagen nach Er- 
öffnung des Parlaments von mindestens zwanzig Wählern ans 
Unterhaus gebrachte Petition, so wird auf Antrag des Unter- 
hauses eine königliche Kommission (Election Commission) 
eingesetzt, die in der Regel aus drei dem Anwaltstande 
entnommenen Mitgliedern besteht. Je nach dem Ergebnisse 
ihrer Untersuchungen schreitet die Kommission gegen ein- 
zelne schuldige Personen oder gegen ganze Wahlbezirke 
ein. Die Strafe für die Wahlbezirke ist Entziehung des 
Wahlmandats auf Zeit oder Dauer. Soll dauernde Ent- 
ziehung eintreten, so ist ein besonderes Gesetz erforderlich. 

Dem Unterhause isit in gewissem Umfange das Recht 
verblieben, über seine Zusammensetzung zu entscheiden. 
Es kann insbesondere eine nicht angefochtene Wahl aus 
dem Grunde für ungültig erklären, weil der Gewählte nicht 
als qualifiziert erscheint. Wiederholt sind denn auch von 
ihm Mandate annulliert worden, deren Inhaber wegen Ver- 
übung von Straftaten die Abgeordnetenqualität verwirkt 
hatten ®. 

Daß das Unterhaus auch nicht darauf verzichtet hat, 
das Verhalten der Wahlprüfungsrichter einer Kritik zu 
unterziehen, beweist ein Vorkommnis neusten Datums^: 

Im Jahre 1906 fand im Unterhause eine Erörterung 
statt, welche die Prüfung der Wahlen in Yarmouth zum 
Gegenstande hatte. Ein Richter hatte sie in einer Weise 



3 Einzelne Fälle bei Jaques, a. a. O. S. 32, Anm. 27. 

* Vgl. C. P. H. Inhulsen, Die Kontrolle des Unterhauses über 
englische Richter im Archiv für öffentliches Recht, Bd. XXI (1907), 
S. 254—266. 
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vorgenommen, die Zweifel an seiner Unparteilichkeit ent- 
stehen liefi. Ein gegen den Richter gestellter Antrag wurde 
zwar schließlich zurückgezogen ; doch hat die ganze Debatte 
offenbar die gleiche Wirkung gehabt, als wenn dem Richter 
eine Rüge erteilt worden wäre. 

Trotz dieser Vorbehalte zugunsten des Parlaments und 
trotz berechtigter Ausstellungen im einzelnen bleibt aber 
als überaus bedeutsame und begrüßenswerte Tatsache folgen- 
des bestehen: Es „hat das mächtigste, auf die Wahrung 
seiner Privilegien auch gegenüber der richterlichen Gewalt 
eifersüchtigste Parlament der Welt durch Gesetz erklärt, daß 
die Entscheidung über bestrittene Wahlen eine Rechtsfrage 
sei, welche niemals mehr eine Machtfrage werden dtirfe^ *. 

Die canadische Gesetzgebung über bestrittene 
Wahlen ® hat sich eng an die englische angeschlossen. 
Einige Zeit war in Ober- und Untercanada die Volksver- 
tretung selbst die entscheidende Instanz für die Erledigung 
von Wahlprotesten. Es wurden, wenn nötig, Ausschüsse 
zur Vornahme der Beweiserhebung vom Parlamente ein- 
gesetzt. Später wurde in Obercanada der Grundsatz der 
Grenville-Akte von 1770 angenommen und die Untersuchung 
beeidigten Ausschüssen von neun Mitgliedern, zu denen 
noch zwei Vertreter der streitenden Parteien hinzutraten, 
überlassen. Nach der Vereinigung der beiden Provinzen 
im Jahre 1840 wurden die Proteste durch Ausschüsse oder 
durch das ganze Haus geprüft — , je nach den Gesetzen 
der beiden Provinzen. Man fand es bald zweckmäßig, die 
Grundsätze der Peelakte von 1839 anzunehmen. 1851 er- 
ging ein Gesetz, welches die Befugnisse des Parlaments 
einem Tribunal, dem „general committee of elections", über- 
trug. Dieses Tribunal bestand aus sechs Mitgliedern, die der 
Sprecher unter Bestätigung durch das ganze Haus ernannte. Im 

» Jellinek, Gutachteo, S. 125. 

® Bourinot, Parliamentary procedure and practice in the dominion 
of Canada, 1903, p. 211 — 226, wo auch einige interessante Fälle dar- 
gestellt sind. 
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Jahre 1873 endlich wurde auf Antrag des Premierministers 
Sir John Macdonald ein Gesetz erlassen, das die Wahl- 
prüfungen den Richtern in den einzelnen Provinzen über- 
trug. An dessen Stelle trat im Jahre 1874 ein anderes, 
welches das Verfahren eingehender regelt und jetzt noch in 
Geltung ist. Je zwei Richter der folgenden Gerichtshöfe 
sollen über bestrittene Wahlen entscheiden : in der Provinz 
Ontario des hohen Gerichtshofes, in Manitoba des King'sbench- 
Gerichtshofes , in allen übrigen Provinzen des obersten 
Gerichtshofes. Der Richter hat das Ergebnis des Ver- 
fahrens dem Sprecher des Parlamentes in beglaubigter Aus- 
fertigung mitzuteilen und kann auch einen näheren Bericht 
über die Einzelheiten, die sich herausgestellt haben, beifügen. 
Der Sprecher erläßt daraufhin gegebenenfalls die Aus- 
schreibung einer Neuwahl. In den einzelnen Provinzen 
existieren noch Vorschriften über das Recht der Berufung 
gegen die richterliche Entscheidung. Der Richter muß 
seinen Bericht an das Haus, den Fall eingelegter Berufung 
ausgenommen, in zwölf Tagen nach seinem urteile erstatten. 
Die Verhandlung über einen Wahlprotest muß binnen 
sechs Monaten nach der Einlegung, die innerhalb 30 Tagen 
nach der Wahl erfolgen muß, begonnen und ohne Unter- 
brechung durchgeführt werden. Wenn jedoch das persön- 
liche Erscheinen des Gewählten vom Richter für notwendig 
erachtet wird, so findet die Verhandlung nicht während der 
Session statt. 

Noch etwas früher als in England , nämlich im Jahre 
1866 ist in einem kontinentalen Staate die Prüfung be- 
strittener Wahlen richterlichen Instanzen übertragen worden. 

In Schweden' sind alle Beschwerden über Wahlen 
zum Reichstage dem Landshöfding, das ist der königliche 
Statthalter der betreffenden Provinz, einzureichen. Richtet 
sich die Beschwerde gegen eine Wahl in die Erste Kammer, 

■^ Aschehoug, Das Staatsrecht der vereinigteu Königreiche 
Schweden und Norwegen in Marquardsens Handbuch des öffent- 
lichen Rechts, IV, n, 2, § 42, S. 52f.; Jellinek, Gutachten, S. 126. 
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so hat dies innerhalb eines Monats nach Schluß der Wahl- 
handlung zu geschehen, während die Frist bei einer Wahl 
in die Zweite Kammer nur acht Tage beträgt. 

Der Landshöfding soll durch öffentliche Bekannt- 
machung eine kurze Frist setzen, binnen deren uähere Auf- 
schlüsse über die Beschwerde zu geben sind. Gilt die Be- 
schwerde einer Wahl für die Zweite Kammer, so hat er 
alsdann innerhalb eines Tages nach Ablauf dieser Frist die 
Beschwerde zu verbescheiden. Dabei hat er das Recht» 
falls er die Anfechtung als begründet anerkennt, auch 
darüber zu entscheiden, ob einer der Kandidaten als ge- 
wählt zu betrachten, oder ob eine Neuwahl anzuordnen ist. 
Eine etwaige Neuwahl darf indes nicht vor Ablauf des 
achten Tages, nachdem alle Beteiligten von dem Beschlüsse 
des Landshöfdings benachrichtigt sind, abgehalten werden; 
denn bis zu diesem Termine kann wegen der Wahl beim 
höchsten Gerichtshofe Berufung eingelegt werden. 

Richtet sich dagegen die Beschwerde gegen eine Wahl 
in die Erste Kammer, so hat der Landshöfding, ohne selbst 
ein Erkenntnis abzugeben, die Sache nebst den etwa ein- 
gelaufenen näheren Aufschlüssen dem höchsten Gerichts- 
hofe zu übersenden. 

Hat der Landshöfding mittels eines inappellabeln Er- 
kenntnisses oder hat der höchste Gerichtshof die Wahl für 
ungültig erklärt, so ist die Sache damit erledigt. Das Er- 
kenntnis wird für die Kammer verbindend, mag es dahin 
lauten, daß das Wahlgeschäft ungültig ist und daß eine 
Neuwahl abgehalten werden soll , oder dahin , daß eine 
andre Person als die proklamierte als gesetzlich gewählt 
anzusehen ist. 

Daneben sind den Kammern — ähnlich wie im eng- 
lischen Rechte — gewisse Befugnisse überlassen geblieben, 
deren Abgrenzung von den Kompetenzen des Landshöfdings 
und des obersten Gerichtshofes im einzelnen Schwierig- 
keiten verursacht. Unzweifelhaft ist es, daß die Kammer 
eine Vollmacht kassieren kann, die einer auf gesetzliche 
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Weise gewählten, aber nicht wählbaren Person erteilt wurde, 
wenn gegen diese Wahl eine Besehwerde beim Landshöfding 
nicht eingebracht worden ist. Äschehoug bemerkt 
dazu®, dafi die Wahlfragen im schwedischen Reichstage 
eine untergeordnete Rolle spielen. Dies gereiche dem 
Reichstage zur Ehre; „denn wenn eine der beiden Kammern 
ein Mitglied unrechtmäßig abweisen würde, so hätte dieses 
kein Rechtsmittel dagegen". 

In Pinnland®* bestand bereits für die Wahlen zum 
alten Ständelandtage die Bestimmung, daß in erster Instanz 
der Gouverneur der Provinz, also eine Verwaltungsbehörde, 
in zweiter Instanz das Justizdepartement des Senats, der 
höchste Gerichtshof des Landes, über Anfechtungen zu ent- 
scheiden habe. Daneben war auch hier in einem nicht 
immer zweifelfreien Umfange das Legitimationsprüfungsrecht 
des betreffenden Standes bestehen geblieben. Der Stand 
konnte die Frage der Wählbarkeit weitgehend selbständig 
untersuchen und war befugt, über einen während der Land- 
tagstagung eintretenden Disqualifikationsgrund zu urteilen. 

Eine ganz ähnliche Regelung des Wahlprüfungsrechts 
hat nunmehr die Gesetzgebung des Jahres 1906 getroffen, 
welche das Einkammersystem mit allgemeinem und gleichem 
Wahlrecht in Finnland eingeführt hat. Auch jetzt wird 
über Wahlproteste, die innerhalb vierzehn Tagen nach Ver- 
öffentlichung des Ergebnisses einzureichen sind, in erster 
Instanz vom Gouverneur der Provinz, in zweiter und letzter 
Instanz vom Justizdepartement des Senats entschieden 
(§§ 76—79 des Wahlgesetzes vom 20. Juli 1906). Das da- 
neben der Kammer zustehende Prüfungsrecht beschränkt 
sich im wesentlichen auf solche Bedenken gegen Wählbar- 



8 a. a. O. S. 53. 

"& Herrn Frivatdozenten Dr. R. Erich in Helsingfors schulde ich 
aufrichtigen Dank für seine liebenswürdigen Auskünfte über das finnische 
Recht. — Vgl. zum älteren Rechte §§ 16 und 22 der Landtagsordnung 
vom 15. April 1869; femer Jaques, Wahlprüfung, 8. 25 f und Anm. 24, 
sowie Mec heiin, Das Staatsrecht des Großfürstentums Finland (im 
Handbuch des öflfentiichen Rechts IV, H, 1), § 24, S. 286 und § 25, S. 287. 
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keit und Wahlverfahren, die nicht bereits der Kognition der 
beiden Behörden unterzogen worden sind oder ihr noch 
unterliegen können. Eine Überprüfung des Wahlverfahrens 
durch den Landtag kann zudem nur dann eintreten, wenn 
behauptet wird, daß dabei eine strafbare Handlung begangen, 
oder daß das Resultat irrtümlich festgestellt worden ist (§ 22 
der Landtagsordnung vom 20. *Juli 1906). 

Ferner sind es zwei Balkanstaaten, die sich dem 
Systeme der richterlichen Legitimationsprüfung angeschlossen 
haben : 

In Bulgarien^ können Wahlanfechtungen binnen 
fünf Tagen von dem Präfekten oder durch eine von fünf 
Wählern unterzeichnete Erklärung vor dem Tribunale des 
Hauptortes des Wahlkreises erhoben werden. Von hier 
gehen sie sogleich an den Kassationshof; und dieser ent- 
scheidet über sie innerhalb zehn Tagen in öffentlicher 
Sitzung nach Anhörung des Staatsanwalts, und zwar 
kostenlos (Dekret vom 25. August (7. September) 1882, 
Artikel 102). 

Die serbische Verfassung von 1869 hatte die parla- 
mentarische Legitimationsprüfung eingeführt. Durch den 
Artikel 46 der neuen Verfassung vom 6. (19.) April 1901 
ist indes die richterliche Legitimationsprüfung an ihre Stelle 
getreten ^®. Die genannte Vorschrift überträgt die Prüfung 
dem Kassationshofe, der in Plenarsitzung entscheidet und 
auch zu einer Untersuchung darüber befugt ist, ob die 
Bedingungen für Wählbarkeit oder Ernennung im einzelnen 
Falle vorliegen. Strittig ist die Frage, welche Instanz den 
Mandatsverlust auszusprechen hat, wenn ein Abgeordneter 
nach der Wahl eine der Eigenschaften der Wählbarkeit 
verliert ^^. 



^ Demombynes, Les constitutions Europ^ennes, 2^^™® Edition, tome 
premier, p. 776. 

^^ P6ritch, Etüde sur la nouvelle constitatioii du royaume de 
Serbie (BuUetin mensuel de la soci6t6 de 16gislation compar^e, trente- 
quatrifeme ann6e 1903, p. 255 ff., 333 ff.), p. 370—373. 

^^ P^ritch, I. c. p. 372 f. entscheidet zugunsten der Kammer. 



112 VII 2 

Auch Japan ist dem englischen Systeme gefolgt*^. 
Die Prüfung bestrittener Wahlen geschieht hier durch 
den Appellhof, bei dem die Anfechtungen in dem der 
Wahl folgenden Monate einzureichen sind. Der Protest- 
erheber hat eine Kaution von 300 Yen (etwa 600 Mark) 
zu hinterlegen. Zieht er seinen Protest zurück, so muß er 
dies durch die Presse oder auf ähnliche Art bekannt machen. 
Der Abgeordnete, dessen Wahl bestritten ist, behält bis zur 
Fällung der Entscheidung durch den Gerichtshof seinen 
Sitz in der Kammer. 

In Ungarn, diesem Staate mit hochentwickeltem parla- 
mentarischen Leben, hatte bereits im Jahre 1874 das Wahl- 
gesetz angeordnet, es solle die königliche Kurie, der oberste 
Gerichtshof, über die Gültigkeit angefochtener Reichstags- 
wahlen zu erkennen haben, sobald ein besonderes Aus- 
führungsgesetz die entsprechenden materiellen und formellen 
Vorschriften gegeben habe *^. Nachdem einschlägige Ent- 
würfe wiederholt gescheitert waren, kam denn auch im 
Jahre 1899 ein Gesetzartikel über die Gerichtsbarkeit in 
Angelegenheit der Wahlen von Reichstagsabgeordneten zu- 
stande, der die Materie in eingehender und beachtenswerter 
Weise geregelt hat und, zunächst auf die Dauer von acht 
Jahren erlassen, neuerdings verlängert worden ist ^^. 

Die Gerichtsbarkeit über Reichstagswahlen, die im 
Sinne des 27 Fälle der Wahlungültigkeit aufzählenden § 3 
des Gesetzes angefochten sind, wird danach der genannten 
Kurie übertragen (§ 1). Die Kurie entscheidet in zwei 
fünfgliedrigen Senaten (§ 14); deren Mitglieder sowie sechs 
Ersatzmitglieder wählt sie aus der Reihe ihrer ordentlichen 

Seine Begründung, Art. 46 der Verfassung sei restriktiv auszulegen, weil 
er der richterlichen Gewalt außergewöhnliche Befugnisse beilege, erscheint 
indes als wenig beweiskräftig. 

12 Annuaire de Ugislation ^trang^re XIX. ann^e (1890), p. 1044 f. 

1^ Jelllinek, Yerfassungsgerichtshof, S. 12; Jaques, Wahl- 
prüfanff, S. 3Bff. 

1* XV. Gesetzartikel vom Jahre 1899, sanktioniert am 7. Juni, ver- 
ofifentlicht am 10. Juni 1899: Gesetzsammlung für das Jahr 1899. S;. 171 
bis 249. 
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Richter im Januar eines jeden Jahres im Wege geheimer 
Abstimmung. Die Wahl eines Mitgliedes des Magnaten- 
hauses ist dabei ausgeschlossen. Ausgetretene Mitglieder 
können dagegen wieder gewählt werden. Mit Ablauf des 
Jahres tritt die Hälfte der gewählten Mitglieder durch Aus- 
losung aus. Hat jedoch ein Senat zu dieser Zeit die Ver- 
handlung einer von ihm eingeleiteten Untersuchung noch 
nicht beendet, so währt sein Mandat bis zur Beendigung 
dieser Angelegenheit (§§ 15, 16). Die einzelnen Richter 
unterliegen bestimmten Ausschließungsgründen infolge von 
Befangenheit (§§ 17, 18). 

Die anfechtende Petition ist binnen dreißig Tagen 
nach der Wahl unmittelbar bei der Kurie einzureichen. 
Auf Ungültigkeitserklärung kann nur von mindestens zehn 
Wahlberechtigten des betreffenden Bezirkes angetragen 
werden. Die Petition ist gegen den Abgeordneten zu 
richten, dessen Wahl durch sie bestritten wird. Wird als 
Ungültigkeitsgrund eine Handlung der an der Wahl in 
amtlicher Eigenschaft mitwirkenden Personen angeführt, 
so kann die Petition auch gegen diese Personen gerichtet 
werden. Zur vorläufigen Kostendeckung müssen die Petenten 
dreitausend Kronen hinterlegen (§§ 20, 21, 24, 27). 

Der Abgeordnete und die Personen, gegen welche sich 
die Petition wendet, können sich in jeder Lage des Ver- 
fahrens persönlich oder durch einen Bevollmächtigten be- 
teiligen ; ebenso steht den Wählern des betreffenden Bezirkes 
selbst das Recht zu, die Gesetzmäßigkeit der angefochtenen 
Wahl zu verteidigen. 

Die Petenten können nur mittels eines Bevollmächtigten 
vorgehen; als solcher kann jeder volljährige Bürger des 
Landes mit Ausnahme der Reichstagsabgeordneten bestellt 
werden (§§ 34, 35, 37, 38). 

Das Verfahren vor dem Gerichte ist öffentlich und 
mündlich. Im allgemeinen gelten dafür die Normen des 
Strafverfahrens. Bleiben die Petenten bei der ersten Ver- 
handlung aus, so ist die Petition zurückzuweisen (§§ 43, 

Staats- und völkerrechtl. Abhandlungen VII 2; — Leser. 8 
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47, 75). Die Beweisaufnahme von selten des Gerichts kann 
uDOiittelbar oder durch einen delegierten Richter erfolgen 
(§ 107). 

Das Urteil ist mündlich zu verkünden; einie amtliche 
Ausfertigung wird dem Präsidenten des Abgeordnetenhauses 
tibersandt (§ 125). 

Die Kosten tragen im Falle der Kassation der Wahl 
in der Regel solidarisch deren Verteidiger, im Falle der 
Einstellung des Verfahrens sowie wenn der Petition nicht 
stattgegeben wird, die Petenten (§§ 127 ff.). 

Sind bei einer für ungültig erklärten Wahl Bestechungen 
und dergleichen in erheblichem Maße vorgekommen, so 
kann das Abgeordnetenhaus zur Vornahme von Erhebungen 
eine besondere Untersuchungskommission einsetzen, vor der 
jedermann zu erscheinen verpflichtet ist. Liefern die Er- 
mittelungen ein bestätigendes Ergebnis, so wird die Suspen- 
dierung der Vertretung des Wahlbezirks für die Dauer des 
laufenden Reichstags beantragt. Über den Antrag der 
Untersuchungskommission entscheidet das Abgeordneten- 
haus nach Anhörung des Referenten und des eventuellen 
Minoritätsgutachtens ohne weitere Debatte (§ 137 bis 
§ 140). 

Auch in Ungarn ist dem Abgeordnetenhause in gewissem 
Umfange ein Jurisdiktionsrecht über die Gesetzmäßigkeit 
der Wahlen verblieben. Insbesondere übt das Abgeordneten- 
haus dann die Gerichtsbarkeit aus, wenn die Kurie sich 
für einen in der Petition enthaltenen Ungültigkeitsgrund 
als nicht zuständig erklärt. Ebenso entscheidet es, falls 
der Abgeordnete zur Zeit der Wahl nicht wählbar war 
und eine Anfechtung hierwegen nicht vorliegt (§§ 10 ff., 
133 ff.). 

Endlich ist in diesem Zusammenhange das Reichsland 
Elsaß-Lothringen zu nennen **. Dessen Landesaus- 



^'^ Vorzüglich A. L^oni, Das öffentliche Recht des Reichslandes 
Elsaß-Lothringen, I, S. 65 ff. 
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Schuß ist nicht befugt, die Gültigkeit der Wahlen seiner 
Mitglieder zu prüfen. Vielmehr sind Einsprüche gegen die 
Gültigkeit der Wahl eines durch die Landkreise oder 
Städtevertretungen gewählten Abgeordneten in derselben 
Weise anzubringen wie Einsprüche gegen die Wahl eines 
Abgeordneten zum Bezirkstage, und es erfolgt die Wahl- 
prüfung in dem für die Wahlen zu den Bezirkstagen vor- 
geschriebenen Verfahren *•. 

In Anwendung kommen sonach die Artikel 50 und 51 
des französischen Gesetzes vom 22. Juni 1833, aus denen 
sich hauptsächlich ergibt: 

Zur Anfechtung sind die Wahlberechtigten und die 
Bezirkspräsidenten befugt. Die Entscheidung steht den 
Bezirksräten zu — , koUegialischen Behörden, die aus dem 
Bezirkspräsidenten und den ihm beigegebenen Räten be- 
stehen ^'. Der Wahlmann oder der Abgeordnete , gegen 
den sich der Einspruch richtet, ist vor den zuständigen 
Bezirksrat zu laden. Wird die Anfechtung auf die gesetz- 
liche Unfähigkeit eines Abgeordneten o^er Wahlmannes 
gestützt, so ist die Sache zur Entscheidung über diese 
Präjudizialfrage — aber nur hierüber — vom Bezirksrate 
an die Gerichte zu verweisen. 

Die Ungültigkeit der Wahl von Wahlmännern hat die 
Ungültigkeit der Wahl des Abgeordneten nur dann zur 
Folge, wenn diesem nach Abzug der ungültigen Wahl- 
stimmen die notwendige Stimmenzahl nicht mehr verbleibt ^®. 

Gegen die Entscheidung des Bezirksrats, welche binnen 
Monatsfrist zu erfolgen hat, ist Rekurs an den kaiserlichen 
Rat zulässig, der aus zehn durch kaiserliche Verordnung 
ernannten Mitgliedern des Ministeriums unter Vorsitz des 



*® Verordnung, betreffend die Wahlen zum Landesausschuß vom 
1. Oktober 1879, § 19, Abs. 1 (abgedruckt bei Triepel, Quellensammlung 
zum Deutschen Reichsstaatsrecht. S. 223 — 226), 

'■^ Leoni, a. a. O. S. 120. 

18 Verordnung vom 1. Oktober 1879, § 19, Abs. 2. 

8* 
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Staatssekretärs besteht *•. Zur Einreichung des Rekurses 
ist im Falle der Verwerfung des Einspruchs durch den 
Bezirksrat nur der Einspruchskläger legitimiert. Ist indes 
die Wahl vom Bezirksrate kassiert worden, so sind nicht 
nur der betreffende Wahlmann und Abgeordnete, sondern 
überhaupt alle Wahlberechtigten mit dem Rechtsmittel zu- 
zulassen. Ist die Wahl rechtskräftig für ungültig erklärt, 
so beraumt der Staatssekretär eine Neuwahl an (§ 19 Abs. 3 
der Verordnung vom 1. Oktober 1879). 

Über die Prüfung der Wahl von Abgeordneten der 
Bezirkstage sind Vorschriften nicht getroffen. Leoni*® 
folgert zutreffend, daß die im Gesetze bestehende Lücke 
auf dem Wege der Analogie aus den Grundsätzen des gelten- 
den Rechts ergänzt werden muß, — daß mithin die Bezirks- 
räte auch über Beschwerden gegen die Wahlen der Bezirks- 
tage zu erkennen haben. 

In dem Umstände, daß dem elsaß-lothringischen Landes- 
ausschusse die Prüfung der W^ahlen seiner Mitglieder nicht 
zusteht, ist eine Ausnahme von der für die Landtage der 
deutschen Einzelstaaten festgesetzten Regelung freilich nicht 
zu erblicken. Denn der Landesausschuß ist nicht schlecht- 
hin eine Volksvertretung im modernen Sinne; er ist viel- 
mehr „parlamentarischer Repräsentant der reichsländischen 
mit Wahlrecht begabten Kommunalverbände" ^^. 

1» Leoni, a. a. O. S. 124. 

'^ Das Staatsrecht der Reichslande Elsaß-Lothringen in Marquardsens 
Handbuch II, I, S. 285 u. a. a. O. S. 67. Hier wird auch Anm. 3 er- 
wähnt, daß diese Ansicht durch zwei Entscheidungen des Bezirksrats von 
Lothringen implicite bestätigt worden ist. 

*^ So Jellinek, Über Staatsfragmente, S. 33. — Vgl. auch 
Rümelin, Der staatsrechtliche Begriff der konstitutionellen Volks- 
vertretung und dessen Anwendbarkeit auf den elsaß-lothringischen Landes- 
ausschuß (Heidelberger Dissertation), 1904. 



Viertes Kapitel. 

Die Wahlprüfung in der Theorie und in der 
Gesetzgebungspolitilc. 



Es ist bekannt, daß sich der Qrundsatz von der Trennung 
der Gewalten da, wo ihn das Gesetz als praktische Rechts- 
regel den Behörden vorhält, vor allen Dingen gegen die 
Gerichte wendet. „Ihnen wird", wie Otto Mayer* hervor- 
hebt, „wiederholt das Gebot gegeben, sich in die Ver- 
waltungstätigkeit nicht einzumischen, sie nicht zu stören 
und nicht zu beeinträchtigen". 

Jellinek' hat nun gezeigt, wie in der Frage der 
Wahlprüfung eine falsche Auffassung der Lehre von 
der Gewaltenteilung und die Idee der Volkssouveränität 
in Frankreich gemeinschaftlich wirksam waren. Die Consti- 
tuante erachtete das Wahlprüfungsrecht einfach als einen 
Bestandteil des pouvoir l^gislatif. Wie konnte sich aber 
die Gesetzgebung, nach dem Gedanken von der Volks- 
souveränität doch die höchste Gewalt, In irgend einer Frage 
dem Richter, einem ihr untergeordneten Organe, unter- 
werfen? Das war, kurz skizziert, der Boden, auf dem die 



^ Theorie des französischen Verwaltungsrechts, S. 92. Vgl. auch 
Dareste, La justice administrative en France, 2iöm« Edition p. 150 ff., 
zumal p. 155 über die Haltung der Constituante gegenüber deu Gerichten: 
„En effet, Tordre judiciaire s'^tait rendu suspect, et, bien loin d^^tendre 
ses attributions, l'Assembl^e ne songeait plus qu' k Tamoindrir ... On 
voit que TAssembl^e consid^rait T ordre judiciaire comme un ennemi." 

3 Gutachten, S. 129 f. 
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französische Auffassung von der die Wahlprüfung vor- 
nehmenden Kammer als einer souveränen , an kein Gesetz 
gebundenen Jurj gedeihen mußte. 

In ihrer praktischen Anwendung ist diese Auffassung 
bereits betrachtet worden. Hier seien noch einige Stimmen 
aus der Theorie erwähnt: Lebon® stellt fest, daß die 
Kammer über die Gültigkeit der Wahlen vollkommen frei 
zu entscheiden habe. Ähnlich urteilt G i r o n * von der 
Wahlprüfung durch die belgischen Kammern : „Lorsqu'elles 
v&ifient les pouvöirs de leurs membres, elles s'arrogent le 
droit de juger comme elles Tentendent et de ne relever que 
de leur conscience dans Texercice de leur omnipotence". 

Ist es da ein Wunder, daß von den parlamentarischen 
Kreisen Frankreichs derartige Theorien in die Praxis über- 
setzt wurden, und daß man im Parlamente in der Begrün- 
dung dieser Praxis teilweise noch etwas weiter ging? Kein 
Geringerer als der gegenwärtige französische Ministerpräsident 
Georges Clemenceau hat es im Jahre 1879 ausgesprochen, 
daß die Kammer bei Wahlprüfungen weder Gericht, noch 
Jurj, sondern lediglich ein politischer Körper sei, der über 
einen politischen Akt zu entscheiden habe. Ihr komme 
eine souveräne, eine diskretionäre Gewalt zu, und darin 
liege die einzige Bürgschaft für die Integrität des allge- 
meinen Stimmrechts *, 

Freilich hat es auch in der Theorie nicht an Stimmen 
gefehlt, welche die Auffassung bekämpften, als ob das Urteil 
der Kammer hinsichtlich der virification des pouvöirs wie 
formell, so auch materiell vom Gesetze unabhängig sei. 
Vor allem ist es Batbie gewesen, der nachdrücklich betont 
hat, daß die Kammer bei der Wahlprüfung einen Akt der 
Rechtsprechung vollziehe ^. Daraus, daß es gegen die Ent- 

^ Das Staatsrecht der französischen Republik in Marquardsens 
Handbuch, IV, I, 6, S. 66. 

^ Le droit administratif de la Belgique, 2^^ix^^ Edition, tome 
premier, p. 85. 

' Jaques, Wahlprüfung, S. 19. 

• TraitÄ th^orique et pratique de droit public et administratif, 2»*"»® 
Edition III, p. 82 f. 
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Scheidung der Kammer keine Berufung gebe, dürfe nicht 
geschlossen werden, es beständen auch keine Rechtsgrund- 
sätze dafür. Vielmehr habe die Kammer hier nicht die 
Freiheit einer politischen Versammlung: „Sie hat nicht 
Gegner, sondern Rechtsuchende vor sich, und es wird der 
Abgeordnete, wenn er auf sein Gewissen hören will, be- 
achten müssen, daß bei der Wahlprüfung sein politischer 
Gegner das ist, was eine Partei für den Richter", Und im 
Anschlüsse daran erklärt Batbie Englands Beispiel der 
richterlichen Legitimationsprüfung für nachahmenswert; 
„denn es heißt der Ungerechtigkeit eine zu gute Gelegen- 
heit bieten, wenn man einem unverantwortlichen und 
souveränen Gegner die Macht verleiht, ohne daß eine weitere 
Instanz vorhanden wäre, in einer Streitsache zu richten, 
deren Ausgang ein großes Interesse für diesen Eintagsrichter 
haben kann". 

Auch Esmein^ erkennt den richterlichen Charakter 
der Wahlprtifung an und folgert zutreffend ein Ent- 
scheidungsrecht der Gerichte für den Fall, daß der Vor- 
behalt zugunsten des Parlaments nicht gemacht worden 
wäre. Aber obwohl er sich den Mängeln der parlamen- 
tarischen Wahlprtifung nicht verschließt, meint er doch, sie 
solle in Frankreich noch bestehen bleiben. Er sieht in ihr 
eine Waffe der Verteidigung gegen die exekutive Gewalt. 
Denn diese besitze durch ihre zahllosen Beamten einen 
Einfluß auf die Bürger, den zu mißbrauchen sie versucht 
sein könne. Das englische System setze eben zwei Be- 
dingungen voraus, die zu erfüllen anderwärts sehr schwierig 
sei: einerseits ein Land, wo ein Druck von der Regierung 
auf die Wähler nicht mehr zu befürchten ist — , auf der 
andern Seite einen Richterstand, dessen sittliche Autorität 
so hoch steht, daß man ihn auch dann nicht um die Achtung 



' Elements de droit constitutionnel fran9ai8 et compar6, 4iöme 
Edition, p. 779 -783. 
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bringen kann, wenn man ihm Fragen vorlegt, die so eng 
mit der Politik zusammenhängen. 

Ähnlich äußert sich Hauriou®. Er gibt zu, daß die 
parlamentarische Legitimationsprüfung vom Standpunkte 
des Rechts aus gegenüber der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
als minderwertig erscheint. Aber: „nous ne possädons 
pas . . . , dans notre Organisation juridictionnelle, de cour 
assez haute pour qu'on lui confie le contentieux de Tölection 
des Chambres". 

Schmeichelhaft für die französische Rechtspflege sind 
derartige Ausführungen jedenfalls nicht 

In Deutschland ist Robert von Mohl der erste Schrift- 
steller gewesen, der das Wahlprüfungsrecht zum Gegen- 
stande selbständiger Betrachtungen machte. Mohl, der 
in der Zeit konstitutioneller Anfänge die Lehre aufgestellt 
hat, das Parlament sei der Verteidiger der Volksrechte®, 
war bestrebt, den deutschen Abgeordnetenkammern in der 
Frage der Legitimationsprüfung ihr Recht gegenüber der 
Exekutive noch zu mehren. So hat er in der schon ge- 
nannten Abhandlung „Über die Untersuchung bestrittener 
ständischer Wahlen durch die Abgeordnetenkammern selbst" 
(1847, 1860) die unverwirklicht gebliebene Forderung ver- 
treten, den Kammern solle die Befugnis übertragen werden, 
alle zur Beurteilung einer bestrittenen Wahl notwendigen 
Untersuchungen selbständig vorzunehmen. In seinen „Kriti- 
schen Erörterungen über Ordnung und Gewohnheiten des 
Deutschen Reiches" hat er dann (1874) die Möglichkeit 
von Reformen des damaligen Wahlprüfungssystems des 
Reichstags besprochen^®. Hier sei nur erwähnt, daß er 
„die Beauftragung einer außerhalb des Reichstages stehenden, 
ihm in ihren Hauptfunktionen fremden, hochgestellten, unab- 



^ Pr6ci8 de droit administratif et de droit public g^n^ral, 5»6ni® 
Edition, p. 344 f.f zumal p. 845 n. 1. 

^ Vgl. Jellinek, Verfassungsänderung und Verfassungswandlung, 
S. 73 

i<> a. a. O. S. 632 flf., insbesondere S. 636 f. 
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hängigen und angesehenen Behörde mit dem Kommissorium 
der Wahlprüfung" von der Hand weist. Auch diese Stellung- 
nahme hängt aufs engste mit seiner Auffassung vom Parla- 
mente als dem Verteidiger der V^olksrechte zusammen. 
M h 1 gibt freilieh noch andere Grtlnde an, um sie zu recht- 
fertigen: Welche Behörde könne in Betracht kommen? 
Doch nur ein oberstes Gericht, und zwar ein Gericht des 
Reiches, zunächst das Reichsoberhandelsgericht, später etwa 
ein oberstes Reichsgericht überhaupt. „Allein wie könnte 
man solchen mit Geschäften bereits überladenen Behörden 
eine ihnen ganz fremdartige Auflage machen? Wie einem 
obersten Gerichte die Erstattung von Hunderten von bloßen 
Gutachten abverlangen? Wie eine rechtzeitige Erledigung 
erwartet! ? Von der . . örtlichen Entfernung vom Sitze des 
Reichstages nicht zu reden". 

Von der sechs Jahre vor dem Erscheinen seiner Schrift 
erlassenen englischen Reformakte hat Mo hl noch nichts 
gewußt. 

Das Verdienst, die parlamentarische Wahlprüfung im 
deutschen Sprachgebiete erstmals einer grundsätzlichen 
Kritik unterzogen zu haben, kommt der im Verlaufe unserer 
Darlegungen des öftern genannten Schrift zu, die Georg 
Jellinek als Wiener Professor unter dem Titel „Ein Ver- 
fassungsgerichtshof für Österreich", im Januar 1885 ver- 
öffentlicht hat. Jellinek geht von folgender Betrachtung 
aus ^* : „Heute . . . , wo die Garantien gegen einen Macht- 
mißbrauch der Regierung — soweit solche im Staatsleben 
überhaupt möglich sind — in den Verfassungen sich ver- 
wirklicht finden, ist es notwendig, zu untersuchen, wofern 
man den Rechtsstaat aufrichtig will, ob denn im Staate 
genügende Garantien gegen einen Machtmißbrauch des 
Organes vorhanden sind, das man herkömmlich nur als 
Voraussetzung und Schutzwehr der konstitutionellen Ord- 
nung aufzufassen gewohnt ist. Es muß vom Standpunkte 

^1 a. a. O. S. 3. 
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des Rechtsstaates die Frage aufgeworfen werden : können 
die Parlamente verfassungswidrig handeln? Gibt es ein 
parlamentarisches Unrecht, und wenn es ein solches gibt, 
wie sichert man die Bechtsordnang vor demselben?" 

Jellinek zeigt nun, wie jeder Verwaltungsakt und 
jeder Richterspruch unter dem Gesetze steht, wie daher 
jedes Organ, das zu verwalten und Recht zu sprechen hat, 
an das objektive Recht gebunden ist und so auch Unrecht 
begehen kann. Er verlangt daher einen wirksamen Schutz 
gegen das von ^en rechtsprechend tätigen Parlamenten 
möglicherweise verübte Unrecht. In diesem Zusammen- 
hange beschäftigt er sich mit der richterlichen Funktion, 
welche die Parlamente da üben, wo sie die Legitimation ihrer 
Mitglieder zu prüfen haben. Er weist ihre Ungeeignetheit 
auf diesem Gebiete nach und zeigt, wie eine unparteiische 
Kognition über bestrittene Individualrechte nur von einer 
richterlich organisierten Institution erwartet werden kann. 
Für Österreich will er das, wie wir sahen, bereits unmittel- 
bar und definitiv über das Recht der Wähler judizierende 
Reichsgericht als Verfassungsgerichtshof eingesetzt wissen. 
Dieses Gericht soll außer über die Legitimation der Abge- 
ordneten, also über das Recht der Gewählten, auch über 
Kompetenzkonflikte zu erkennen haben, die in Österreich 
zwischen Verfassungs- und einfacher Gesetzgebung und 
zwischen Reichs- und Landesgesetzgebung eintreten. 

Dem Gelehrten schlofi sich in der Kritik parlamen- 
tarischer Wahlprüfung im gleichen Jahre der Wiener Ab- 
geordnete Hof- und Gerichtsadvokat Dr. Heinrich Jaques 
an — in seiner wiederholt genannten Abhandlung „Die 
Wahlprüfung in den modernen Staaten und ein Wahlprüfungs- 
gerichtshof für Österreich". In dieser Schrift befürwortete 
er ^^ die Bildung eines selbständigen Wahlprüfungssenates 
beim obersten Gerichts- und Kassationshofe. Der Senat 
solle aus fünfzehn Mitgliedern bestehen, die das Plenum des 



^2 S. 81 ff. (Gesetzentwurf über den Wahlprüfungsgerichtshof). 
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Gerichtshofes wähle, davon acht aus der Zahl seiner Räte, 
sieben aus dem Advokaten- und Notarenstande sowie aus 
den Professoren der juristischen Fakultäten der im Reichs- 
rate vertretenen Königreiche und Länder. Die Größe 
seines Mifitrauens gegen die Unparteilichkeit der Abge- 
ordneten zeigte Jaques dadurch, daß sein Entwurf jedes 
Mitglied des Reichstages oder eines der Landtage von Wahl- 
recht und Wählbarkeit zu diesem Gerichtshofe ausgeschlossen 
wissen wollte. Die Zuständigkeit des Senats solle alle Fälle 
der Wahlanfechtung umfassen. Das Verfahren solle öffent- 
lich und mündlich sein — bei vollem Rechte des Gerichts- 
hofs zur Beweiserhebung. Weder Mandatsniederlegung noch 
Tod des Gewählten solle ein eingeleitetes Verfahren hemmen« 
Zwischen dem Einlangen der Akten bei dem Senate und 
der mündlichen Verhandlung solle in der Regel höchstens 
ein vierwöchentlicher Zeitraum liegen. Den Beteiligten 
stehe es frei, sich selbst zu vertreten oder vertreten zu 
lassen. Die beteiligten Verwaltungsbehörden können Ver- 
treter abordnen. Das mit Entscheidungsgründen zu ver- 
sehende und öffentlich zu verkündende Erkenntnis solle 
sofort rechtskräftig sein, eine Wiederaufnahme des Ver- 
fahrens in keinem Falle stattfinden. 

Schon vor der Veröffentlichung dieser Schrift hatte 
indes der gewesene Präsident des österreichischen Abge- 
ordnetenhauses, Graf Coro n in i, in diesem Parlamente, 
durch die Aufnahme des Jellinekschen Vorschlages er- 
mutigt, am 19. Februar 1885 einen von ihm bereits längere 
Zeit vorbereiteten Antrag auf Errichtung eines Wahlprüfungs- 
gerichtshofes eingebracht. Dieser Antrag, der auch in 
seinen minder wichtigen Bestimmungen sehr sorgfältig ab- 
gefaßt war ^®, schlug insbesondere vor, der Gerichtshof solle 
mit Beginn einer jeden Wahlperiode des Reichsrates für 
deren ganze Dauer bestellt werden und aus je drei Mitgliedern 
des obersten Gerichts- und Kassationshofes, des Reichs- 



^^ Er ist abgedruckt bei Jaques, a. a. O. S. 115 flf. 
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gerichts und des Verwaltungsgerichtshofes bestehen. Diese 
seien in Plenarsitzungen der genannten Grerichtshöfe unter 
deren eigenen Mitgliedern durch das Los zu bestimmen — 
mit Ausschluß des Präsidenten und — nach einem späteren 
Zusätze — mit Ausnahme auch der Mitglieder, die etwa 
einer parlamentarischen Körperschaft angehören. 

Bald nach der Einbringung des Antrages Coronini 
wurde das Abgeordnetenhaus aufgelöst. Der Antragsteller 
wiederholte jedoch seinen Vorschlag in der neuen Legislatur- 
periode, dieses Mal im Vereine mit Jaques, modifiziert 
durch Aufnahme der vorerwähnten Bestimmung. 

Am 12. Februar 1886 kam dann der Antrag im Abge- 
ordnetenhause zur Verhandlung; sie wurde am 16. Februar 
fortgesetzt und zu Ende geführt ^*. Für den Gesetzentwurf 
sprachen die Antragsteller und die Abgeordneten Dr. Menger 
und Dr. Pickert. Bekämpft wurde er von dem Abgeord- 
neten Ha US n er als dem Vertreter der slawisch- feudal-kleri- 
kalen Majorität der Taaffeschen Ära, — aber auch von dem 
Abgeordneten Dr. Kronawetter, der seinen Platz auf 
der äußersten Linken hatte. Wer wirklich beachtenswerte 
Gründe für eine ablehnende Stellungnahme in den Aus- 
führungen der beiden Abgeordneten suchen wollte, wäre 
aufs schwerste enttäuscht. Da hieß es, die Verwirklichung 
des Vorschlages werde das beginnende Werk der ünter- 
wühlung und Zerstörung des repräsentativen Systems fördern; 
eine gerade gehaltene Rede des Fürsten B i s m a r c k wurde 
scharf angegriflfen, ohne daß zu zeigen versucht wurde, in 
welchem Zusammenhange sie denn mit dem Antrage 
Coronini stehe ; die parlamentarische Tätigkeit der öster- 
reichischen Liberalen in früheren Jahren ward kritisiert. 
Ein ödes Parteigezänk bildete das Ende der Diskussion. 
In ihrem Verlaufe hatte ein Redner auch Jellineks 
Abhandlung erwähnt, der die Ehre zuteil wurde, eine „Flug- 

^* Stenographische Protokolle über die Sitzungen des Hauses der 
Abgeordneten des österreichischen Reichsrates in den Jahren 1885 und 
"~ß, X. Session, Bd. I, S. 604-625, 634—646. 
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Schrift" genannt zu werden, welche einen Verfassungsgerichts- 
hof haben wolle, „dessen Entscheidungen über jenen des 
Parlamentes ständen, also ein Parlament, dem man beliebig 
ein Mitglied aufdringen oder entziehen kann, ohne daß 
dasselbe ein Wort zu sagen hätte, ein Parlament, welches 
gegenüber einem Gerichtshofe zur niederen Instanz degra- 
diert wird". 

„Heiterkeit rechts" belohnte diese Worte, die fiir die 
Unsachlichkeit der gegnerischen Darlegungen kennzeichnend 
sein mögen. 

Man mufi sich völlig dem Urteile Jellineks an- 
schließen^^: „Die Gegner des Antrags haben nicht ein ein- 
ziges aus der Idee des Rechtsstaates fließendes Argument 
zur Begründung ihrer Opposition anzuführen gewußt. Der 
Wunsch, die parlamentarische Macht ungeschwächt zu er- 
halten, verbunden mit dem offenen oder versteckten 
Geständnis, daß die Wahlprüfung ein parlamentarisches 
Machtmittel sei, ist der leitende Gedanke ihrer Ausführungen 
gewesen". 

Der Antrag Coronini-Jaques wurdie dem bereits 
bestehenden Wahlreformausschiisse zugewiesen, nachdem ein 
Vorschlag der Antragsteller, einen besonderen, aus 18 Mit- 
gliedern bestehenden Ausschuß mit der Vorberatung zu 
beauftragen, abgelehnt worden war. Wie es dem Gesetz- 
entwurfe im Wahlreformausschusse erging, beschreibt ein 
Vortrag über Wahlprüfungen, den Abgeordneter Dr. J a q u e s 
am 10. Februar 1891 in der Wiener Juristischen Gesell- 
schaft gehalten hat ^®. Es wurde „ein Subkomitee von fünf 
Mitgliedern . . . eingesetzt, welches jedoch nur eine einzige 
Sitzung abgehalten hat, deren Datum sich nicht einmal 
genau bestimmen läßt. Da aber diese Sitzung erst stattfand, 
nachdem zwei Ausschußmitglieder . . . mit Tod abgegangen 
waren, und da zwischen dem Tode beider ein Zeitraum von 



" Gutachten, S. 132. 

'* Als Anhang abgedruckt in Jaques* Schrift: Fünf Eteden über 
Österreich und Wien, S. 61—69. 
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mehr als einem Jahre liegt, so ist mit Händen zu greifen, 
daß der Antrag jahrelang unberührt gelassen worden war". 
Als Jaques 1888 in den Wahlreformausschuß eintrat und 
die Sache zu beschleunigen suchte, da war wieder gewartet 
worden, bis ein drittes Mitglied des Subkomitees von 
einer Reise nach Galizien zurückkehre. In der Folge wurde 
auf Jaques' Drängen wiederholt der Beschluß gefaßt, der 
Antrag solle nunmehr im Legitimationsausschusse selbst zur 
Verhandlung gelangen. Es geschah indes bis zur Auflösung 
des Hauses (18. Dezember 1890) nicht. 

Mittlerweile waren Jellineks und Jaques' An- 
regungen in der Literatur günstig besprochen worden, so 
von Bidermann^' und vor allem von Laband*^ und 
SeydeP*. Aber auch das Interesse weiterer Kreise hatte 
sich mit der Frage der Legitimationsprüfung beschäftigt. 
So erklärt es sich, daß auf die Tagesordnung des XIX. Deut- 
schen Juristen tages von 1888 die Behandlung der Frage 
gesetzt wurde: „Empfiehlt es sich, die Prüfung der Wahlen 
für gesetzgebende Körperschaften als eine richterliche 
Funktion anzuerkennen und deshalb der Rechtsprechung 
eines unabhängigen Wahlprüfungsgerichtshofs zu unter- 
stellen?" Die ständige Deputation des Juristentages betraute 
Georg Je 11 in ek und Max Seydel mit der Erstattung 
von Gutachten ^^ Beide Gutachten kamen zu einer Bejahung 
der beiden Fragen. Demnächst wurde der Gegenstand der 
dritten Abteilung des Juristentages überwiesen und von ihr 



^"^ In Grünhiits Zeitschrift fcir das Privat- und öffentliche Recht 
der Gegenwart, XIV. Bd. (1887), S. 188 ff. 

18^ Archiv för öffentliches Recht, I (1886), S. 226 ff. 

^^ Kritische Vierteljahresschrift för Gesetzgebung und Recht- 
sprechung, Neue Folge, Bd. VIII (1885), S.448f., Bd. IX (1886), S. 126 ff. 

^^ Die schon häufig erwähnten Gutachten finden sich in den Ver- 
handlungen des Neunzehnten Deutschen Juristentages, ßd. I, S. 130 — 156; 
Bd. II, S. 121 — 134. — Das Seydel sehe Gutachten ist später unter dem 
Titel: Parlamentarische oder richterliche Legitimationsprüfung in den 
Annalen des Deutschen Reichs, 1889, S. 27*^ — 292 und in den Staats- 
rechtlichen und politischen Abhandlungen (1893), S. 191 — 223 wieder ab- 
gedruckt worden. 
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in ihrer ersten Sitzung am 11. September 1888 behandelt *^ 
Als Referent fungierte Dr. Jaques, der am Schlüsse seiner 
Ausführungen den Antrag stellte: 

„Die Abteilung wolle beschließen: 

Die Prüfung angefochtener Wahlen für gesetzgebende 
Körperschaften ist als eine richterliche Tätigkeit an- 
zuerkennen. Die sicherste Bürgschaft für deren entsprechen- 
den Vollzug wäre in der Rechtsprechung eines Wahlprüfungs- 
gerichtshofes gelegen." 

Diesem Antrage schloß sich der Mitberichterstatter 
Amtsrichter Francke (Berlin) an, der selbst lange Jahre 
Mitglied der Wahlprüfungskommissionen des Reichstags und 
de^ preußischen Abgeordnetenhauses gewesen ist. In der 
Diskussion indes war es Rechtsanwalt Beckh (Nürnberg), 
der spätere Reichstagsabgeordnete, der sich gegen den Vor- 
schlag der Referenten aussprach, von dessen Verwirklichung 
er eine Minderung der Befugnisse der Volksvertretung zu- 
gunsten der Regierung befürchten zu müssen glaubte. Des 
weiteren hielt er den Nachweis nicht für erbracht, daß ein 
Bedürfnis für den Juristentag bestehe, sieh in einer der- 
artigen Frage zu äußern; er meinte infolgedessen, der 
Juristentag sei nicht in der Lage, über den vorgelegten 
Streitfall zu entscheiden. Der zweite und zugleich letzte 
Redner in der Debatte , Justizrat P e t i s c u s - Oels, sprach 
- nicht materiell zur Sache, sondern bezweifelte auf Grund 
des Statuts lediglich die Kompetenz des Juristentages. Es 
wurde demgegenüber zwar vom Vorsitzenden, Staatsrat von 
Köstlin, daran erinnert, daß auf früheren Juristen tagen 
die verwandte Frage der Prüfung der Verfassungsmäßigkeit 
oder Ordnungsmäßigkeit von Gesetzen und Verordnungen 
durch Richter wiederholt unbeanstandet zur Beratung ge- 
langt sei. Bei der Abstimmung wurde jedoch der Vorschlag 
angenommen, über den Antrag Jaques-Francke wegen 



2* Verhandlungen des Neunzehnten Deutschen Juristentaffes, Bd. III, 
S. 184-213. e » » 
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UDzaständigkeit des Jaristentages zur Tagesordnung über- 
zugehen. 

Dabei haben aber, wie Staatsrat von Köstlin in der 
Plenarsitzung vom 13. September 1888 unter Zustimmung er- 
klärte*^, „viele der Herren für diese Tagesordnung nicht 
sowohl aus Gründen der Inkompetenz, als aus Gründen der 
Inopportunität gestimmt." 

Auch seither hat mancher Autor in Deutschland für die 
Ersetzung des Systems der parlamentarischen Wahlprüfung 
durch das der richterlichen seine Stimme erhoben. In diesem 
Sinne haben sich zumal ausgesprochen Pfizer", der die 
Prüfung der vom Reichstag beanstandeten Wahlen dem 
Reichsgericht zu übertragen und dem Reichstag einen Ein- 
fluß auf die Besetzung des betreJBTenden Senates zuzubilligen 
vorschlägt; Freudenthal**; v. Jagemann**; Stier- 
Somlo**^; Rosinski*'; Weiß**, welch letzterer noch 
einige Mittel zur einstweiligen Besserung des gegenwärtigen 
Systems in Vorschlag bringt. Besonders aber ist durch die 
mehrfach genannte Schrift von Walz über die Prüfung 
der parlamentarischen Wahlen (1902) die Einführung einer 
richterlichen Legitimationsprüfung befürwortet worden **. 
Walz hat dabei die Frage noch speziell mit Rücksicht auf 
Baden gewürdigt ^^ Daß seine Anregungen nicht auf 



M a. a. O. Bd. UI, S. 333. 

*^ Das Reichstagswahlgesetz, im Archiv für öffentliches Recht, Bd. VU 
(1892), 8. 529 ff., zumal S. 534 ff. — Pfizer beschäftigt sich hier vor- 
nehmlich mit einem Artikel von Bahr, Die Reichstagswahl, eine Zokanfts- 
studie, „Grenzboten«, 51. Jahrgang (1892), U, Nr. 22, S. 385 ff., der (S. 392) 
die Walilprüfong durch eine zur Leitung der Wahlen im ganzen Reiche 
berufene Wahlbehörde vorgenommen wissen will, die aus einer Anzahl 
vom Bundesrate angestellter Mitglieder und aus Delegierten der sechs 
stärksten Plurteien des Reichstags bestehen soll. 

2* Die Wahlbestechung, S. 70 f. 

^^ Die deutsche Reichsverfassung, S. 125. 

'^ Die Wahlprüfungen im Reichstage in „Das Recht'', XL Jahrgang 
(1907), Nr. 2, 8p. 89 ff. 

" a. a. O. S. 17. 

'^ Das Wahlprüfungsverfahren des Reichstags in „Das Recht«, 
XI. Jahrgang (1907), Nr. 7, Sp. 441 ff. 

«9 a. a. O. S. 111 ff. 

80 8. 127 ff. 
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völlig unfruchtbaren Boden fielen, bewies die Beratung der 
badischen Verfassungsreform von 1904 in der Kommission der 
Zweiten Kammer®^. Hier beantragte nämlich ein Mitglied — 
es war der Berichterstatter Abgeordneter Obkircher — , 
die Entscheidung über bestrittene Wahlen einem besonders 
zu bestellenden richterlichen Kollegium zu übertragen. Der 
Vorschlag wurde freilich mit 1 1 gegen 3 Stimmen abgelehnt. 
Die Mehrheit stellte hauptsächlich in Abrede, daß aus der 
bisherigen Einrichtung erhebliche Nachteile entstanden seien, 
und machte geltend, es handle sich um ein hoch zu halten- 
des Recht der Kammern, ihre eignen Angelegenheiten selbst 
zu entscheiden. Daneben wurde von praktischen Schwierig- 
keiten, die der Neuerung entgegenständen, und auch da- 
von gesprochen, richterliche Beamte würden als Mitglieder 
eines Wahlprüfungsgerichtshofes in den Kampf der politischen 
Parteien verwickelt werden. 

Auch Lab and hat sich noch wiederholt für die Ein- 
führung der richterlichen Legitimationsprüfung in nach- 
drücklicher Weise ausgesprochen®^. Es sei dies deshalb 
hervorgehoben, weil La band von einigen Autoren®* irr- 
tümlich als deren Gegner bezeichnet worden ist. Die be- 
sondere Bezugnahme auf Laban d rechtfertigt sich aber 
noch aus einem anderen Grunde. Zorn®* hat nämlich in 
einem gelegentlichen Hinweise die Ansicht ausgesprochen, 
J e 1 1 i n e k 8 Forderung auf Übertragung der Wahlprüfungen 
an einen unabhängigen Gerichtshof hänge zusammen „mit 
der von diesem Schriftsteller entwickelten Theorie der sub- 
jektiven öffentlichen Rechte", und hat sich gleichzeitig gegen 



^^ Erster Bericht der Kommission, S. 49 f. 

'^ Vgl. seinen Aafsatz : Die Anträge auf Errichtung eines Staats- 
gerichtshofes für das Deutsche Reich, in „Deutsche Juristenzeitung", 
VI. Jahrgang (1901), Nr. 1, S. 4; ebenso seine Besprechung der 
Walz sehen Abhandlung im Archiv für öffentliches Recht, Bd. XVII 
(1902X 8. 600 f. 

'^ Zuletzt noch von Stier-Somlo, a. a. O. 

^ Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 2. Aufl., Bd. I, S. 229 f., 
Anm. 29 zu § 8. 

Staats- und yOlkerrechtl. Abhandlungen VII 2. — Leser. 9 
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dessen Auffassung vom Rechte des Gewählten erklärt, frei- 
lich ohne seinen abweichenden Standpunkt zu begründen. 
Nun hat aber Lab and den Jellinekschen Vorschlag von 
Anfang an unterstützt, obwohl doch dessen Auffassung von 
den subjektiven öffentlichen Rechten, zumal vom Wahlrechte, 
eine ganz andere ist®*. 

Die gesetzgebenden Faktoren im Deutschen Reiche aber 
haben sich der Forderung einer richterlichen Legitimations- 
prüfung gegenüber passiv verhalten. Wohl ist sie hin und 
wieder von einzelnen Abgeordneten des Reichstags erwähnt, 
und so jüngst auch von dem Abgeordneten Hoffme ister 
günstig beurteilt worden®*^. Im allgemeinen indes begegnet 
sie im Parlamente einer ablehnenden Stellungnahme. Auch 
wer, wie der frühere Abgeordnete von Gerlach, die wieder- 
gegebenen Entscheidungen des Reichstags der verflossenen 
Periode mißbilligt, kann sich nicht entschließen, das Ver- 
langen auf Einsetzung eines unabhängigen Gerichtshofes zu 
unterstützen®'. 



^° Es ist hier nicht der Ort, diesen Gegensatz ausführlich zu be- 
sprechen. Neuestens hat Lab and in seinem Deutschen Staatsrecht 
(Neubearbeitung auf der Grundlage der 3. Aufl. des kleinen Staatsrechts 
des Deutscheu Reichs) 1907, S. 72 f. seine Auffassung vom Wahlrecht 
niedergelegt, das er als ein subjektives Recht nicht anerkennen will. Er 
gibt hier aber lediglich das Wesentliche seiner Ausfuhrungen aus der vierten 
Auflage seines Staatsrechts des Deutschen Reiches, S. 306 ff. , wieder. 
Seine Polemik gegen Jellinek (S. 73, Anm. 1) läßt ein Eingehen auf 
dessen überzeugende Bemerkungen, Allgemeine Staatslehre, I, 2. Aufl., 
S. 408 ff., insbesondere S. 408, Anm. 2, vermissen. — Vgl. gegen Lab and 
auch noch (im einzelnen allerdings mit verschiedener Begründung) : Georg 
Meyer, Lehrbuch des Deutschen Verwaltungsrechts, 2. Aufl., I, § 15, 
S. 55; V. Sarwey, Das öffentliche Recht und die Verwaltungsrechts- 
pflege, S. 482 ff. ; Loening, Lehrbuch des Deutschen Verwaltungsrechts, 
S. 810; Jellinek, Gutachten, S. 122 und vorzüglich System, 2. Aufl., 
S. 136 ff., 159 ff.; Radnitzky, Die Parteiwillkür im öffentlichen Recht, 
S. 30ff., vorzüglich S. 36; Tezner in Grünhuts Zeitschr., Bd. XXI, 
S. 155 ff.; Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, I, S. 114; 
V. Stengel, Die Verwaltungsgerichtsbarkeit und die öffentlichen Rechte 
(im Verwaltungsarchiv, Bd. III, S. 177—232), S. 199f.; Goez, Die Ver- 
waltungsrechtspflege in Württemberg, S. 258 f.; Walz, Wahlprüfung, 
S. 121 f. 

w Reichstag 1905/06, S. 3674 (Sitzung vom 15. November 1906). 

^"^ Vgl. v. Gerlach, Wahlprüfungspraxis und Wahlprüfungspraktiken, 
in der Nation, 24. Jahrgang (1906/07), Nr. 8, S. 118 f. 
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So ist es nur zu verständlich, wenn sich der Ver- 
treter dieses Vorschlages eine gewisse Resignation be- 
mächtigt «s. 

Gleichwohl sei hier im folgenden der Versuch gemacht, 
erneut die Auffassung zu begründen, daß eine Beseitigung 
der parlamentarischen Wahlprüfung angezeigt wäre. 

Es ist keineswegs richtig, daß hierdurch die staats- 
rechtliche Stellung der Parlamente geschädigt oder gar 
untergraben würde. Das Parlament soll, wie Seydel^* 
mit vollem Rechte hervorgehoben hat, nur soviel Macht 
haben, als es für die öflFentlichen Funktionen braucht, die 
ihm übertragen sind. Die Machtstellung des Parlaments 
ist also nicht Selbstzweck. Das Maß von Selbständigkeit, 
welches das Parlament gegenüber der Regierung braucht, wäre 
allerdings dann gefährdet, wenn der Regierung und ihren 
Verwaltungsorganen das Recht der Legitimationsprüfung 
zukäme. Aber eine Schädigung der Stellung des Parlaments 
tritt nicht ein, wenn die Legitimationsprüfung einem Ge- 
richtshofe anvertraut wird, der zwar vom Parlamente, nicht 
minder indes auch von den Einflüssen und Eingriffen der 
Regierung unabhängig ist. Gegen einen solchen Gerichts- 
hof könnte füglich nur der etwas einzuwenden haben, der 
wünscht, daß dem Parlamente ein Anspruch darauf gegeben 
werde, sich über Recht und Gesetz hinwegzusetzen. Auch 
in freistaatlichen Ländern könnte nicht davon die Rede sein, 
daß dadurch, daß man das Wahlprüfungsrecht von den Be- 
fugnissen des Parlaments trennt, eine Antastung der Sou- 
veränität des Parlaments erfolge : ist doch diese Souveränität 
des Parlaments lediglich mit dem Parlamente als Ganzem, 
nicht mit den Individualrechten seiner einzelnen Mitglieder 
verbunden. — Nun ist es immerhin sicher richtig, daß trotz- 
dem der in Deutschland herrschende Zustand aufrecht zu 
erhalten wäre, wenn die Parlamente die ihnen zustehende 



^^ S. die Reminiszenz von Jellinek, Die Wahlprüftmgen im 
Reichstag (in der Frankfurter Zeitung, 4. Morgenblatt vom 23. Nov. 1906). 
8» Gutachten, 8. 144. 

9* 
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Nebenaufgabe der Wahlprüfung befriedigend und ohne 
Schaden nach irgend welcher Richtung hin zu erfiülen ver- 
möchten. Dem ist aber nicht so ; es soll vielmehr zu zeigen 
versucht werden, wie das parlamentarische Wahlprüfungs- 
recht die schwerwiegendsten Mängel im Gefolge hat. Was 
zunächst die juristisch- technischen Mängel anbelangt, so 
entspricht das parlamentarische Wahl prüf ungs verfahren, wie 
es in Deutschland existiert, in seinen Formen durchaus nicht 
den Anforderungen, die sonst allgemein an ein ordnungs- 
gemäßes Gerichtsverfahren gestellt werden. Das kann nicht 
wundernehmen, wenn man bedenkt, daß die Formen der 
parlamentarischen Verhandlung am wenigsten durch die 
Rücksicht auf 'die Rechtspflege ihr Gepräge erhalten haben. 
Dies ändert nun aber nichts an der Bedenklichkeit der 
Tatsache, daß wir bei der Beweiserhebung in Wahlprüfungs- 
sachen mit dem schriftlichen Prozesse zu rechnen haben. 
Bei der Hauptverhandlung — um diesen Ausdruck für die 
Verhandlung im Plenum zu gebrauchen — finden wir zwar 
das öffentliche und mündliche Verfahren ; von einer Trennung 
zwischen Gericht und Parteien ist indes nicht die Rede. — 
An diesem Punkte ist auch die schiefe Stellung zu er- 
wähnen, in die bei dem gegenwärtig beliebten Modus die 
Protesterheber, wenigstens soweit sie nicht selbst Mitglieder 
des Hauses sind, dadurch kommen müssen, daß sie wohl 
schriftlich ihre Wahlbeschwerde begründen, auf vorgebrachte 
Gegengründe jedoch nicht antworten können. — Man sollte 
sich ferner vor Augen halten, daß die Mehrzahl der 
Parlamentsmitglieder denh doch nicht diejenigen juristischen 
Kenntnisse besitzt, die das Richteramt erfordert. Die Folge 
hiervon ist, daß bei dieser Majorität entweder ein An- 
lehnungsbedürfnis oder ein unklares Rechtsgefühl sich aus- 
bildet. Da kommt es denn zu schwankenden und unsichern 
Entscheidungen , zumal da es auf dem europäischen Kon- 
tinente eine consuetudo parliamenti, ein Festhalten des 
Parlaments an einmal gefaßten Beschlüssen , an dem etwa, 
was das Gericht die „konstante Praxis" nennt, überhaupt 
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nur in sehr geringem Maße gibt*^ Schließlich ist als der 
bedenklichste Punkt nach der juristisch -technischen Seite 
hin die Tatsache zu nennen, daß der Beschluß des Parla- 
ments über die Legitimation eines seiner Mitglieder sich 
als ein Urteil ohne Entscheidungsgründe darstellt Die 
Gründe, die das einzelne Parlamentsmitglied bei seiner Ab- 
stimmung leiten, sind also nicht kontrollierbar**. Dies ist 
um so mißlicher, als die moralische Verantwortlichkeit des 
einzelnen Abgeordneten, da dieser sie mit vielen anderen 
teilt, ohnehin schon viel geringer ist als die eines wirklichen 
Richters. 

Es sei nun eingeräumt, daß die eben besprochenen 
Mängel auch im Falle des Fortbestehens des Legitimations- 
prüfungsrechts des Parlaments gemildert werden könnten. 
Wie sich das ermöglichen ließe, zeigt ja das erwähnte Bei- 
spiel Italiens. Nicht denkbar dagegen ist es, daß der Miß- 
stand, der uns mit dem allerschwersten Mißtrauen gegen die 
parlamentarische Wahlprüfung erfüllen muß, anders beseitigt 
werden kann als zugleich mit dieser selbst. 

Dieses schwerste Bedenken wird dadurch wachgerufen, 
daß ein parlamentarischer Gerichtshof durchaus keine Ge- 
währ für ein unparteiisches Verhalten bietet. Hierbei 
kommt in erster Linie in Betracht, daß das Parlament, wie 
Jellinek*^ hervorgehoben hat, ein Kollegium ist, ;,das 
zu sehr de lege ferenda beschäftigt ist, um stets Gerechtigkeit 
de lege lata üben zu können". So verfilllt ein Parlament, 
das in seinem Staate eine herrschende Stellung einnimmt, 
besonders leicht dem Wahne, es sei in seiner Entscheidung 
an das bestehende Gesetz nicht gebunden, sondern stehe 
über diesem und könne daher Recht für den einzelnen Fall 
setzen, statt das Recht auf den einzelnen Fall anzuwenden. 
Im Zusammenhange damit ist die große Gefahr zu be- 



*o Jellinek, Gutachten, 8. 134. 

^^ Lab and, Das Staatsrecht des Deutschen Reiches, 4 Auflage, 
I, S. 313. 

** Verfassungsgerichtshof, S. 15. 
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trachten, die darin besteht, daß bei der Wahlprüfung durch 
das Parlament Gesichtspunkte politischer Art die Rechts- 
frage verdunkeln. Mag es sich um die Prüfung der Wahl 
eines Gegners oder eines politischen Freundes handeln: 
stets wird eben das Parteiinteresse als beteiligt erscheinen *®. 
Daher wird zuweilen selbst der gewissenhafteste Mann bei 
der entscheidenden Abstimmung über Gültigkeit oder Un- 
gültigkeit nicht das nötige Maß von Unbefangenheit haben ; 
er wird die Frage: „Gilt mein Votum einem Parteifreunde 
oder einem Parteigegner?" nicht ganz unberücksichtigt 
lassen können. Und dabei hat Jaques nur zu recht, wenn 
er schreibt**: „Man darf und soll von den Menschen nie- 
mals mehr als ein mittleres Durchschnittsmaß von Moral 
erheischen; und wenn man sie zwischen die zwei kate- 
gorischen Imperative stellt, entweder ihren intensivsten 
politischen Überzeugungen oder den strengsten Anforde- 
rungen des Rechts und der Sittlichkeit zu dienen, dann 
gebe man es auf, bestimmen zu wollen, wohin von Fall zu 
Fall die Wagschale sich neigen werde." 

Nach alledem wird es leider begreiflich sein, daß die 
Zahl der Fälle, in denen die Parlamente als Gerichtshöfe 
in Wahlprüfungssachen offenbar rechtswidrige Entscheidungen 
gefällt haben, schlechterdings unübersehbar ist. 

Großes Aufsehen hat zu Anfang der 1880 er Jahre ein 
Konflikt in Österreich erregt: Damals waren nämlich 
die Wahlen des oberösterreichischen Großgrundbesitzes von 
1880 vom Abgeordnetenhause für gültig erklärt worden, 
während sich bald darauf das Reichsgericht für die Ungesetz- 
lichkeit der Eintragung einer Anzahl von ausschlag- 
gebend gewesenen Personen in die Wählerliste aussprach. 

Für Deutschland kann wohl festgestellt werden, 
daß die parlamentarische Wahlprüfung hier weniger mangel- 



^° Welch eigenartigen Eindruck es macht, wenn die einzebien 
Parteien immer wieder ihre Unparteilichkeit versichern zu müssen glauben, 
wird treffend gezeigt von Freudenthal, Wahlbestechung, S. 71. 

** Wahlprüfung, S. 57. 
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haft ist als anderwärts. Immerhin hat auch der frühere 
Abgeordnete Amtsrichter Francke in den Verhandlungen 
des Juristen tages zugegeben, „daß unter Umständen der 
Fraktionsgeist bei zweifelhaften Fragen ein zu entscheidendes 
Wort in die Wagschale gelegt hat." ** Nur so läßt sich 
beispielsweise ein Fall aus der Praxis in der achten Legis- 
laturperiode des Reichstags erklären, der nachstehend 
wiedergegeben sei: 

Die im dritten Wahlkreise des Regierungsbezirkes 
Potsdam im Jahre 1890 vorgenommene Wahl war angefochten 
worden *®, weil die Stimmzettel für den gewählten Abgeord- 
neten auf einem Papier gedruckt gewesen seien , das nicht 
weiß war, sondern irgend einen Farbstoff enthielt und eine 
blaugrünliche Farbe zeigte. Dem Proteste waren Proben 
solcher Stimmzettel beigefügt, und die Majorität der Wahl- 
prüfungskommission war der Meinung, daß derartige Zettel 
tatsächlich nicht von weißem Papier und daß sie daher 
gemäß § 19 des Wahlreglements und § 10 des Wahlgesetzes 
für ungültig zu erklären seien. Sie beschloß infolgedessen 
mit 9 gegen 4 Stimmen, die Wahl zu beanstanden und die 
sämtlichen im Kreise abgegebenen Stimmzettel einzufordern. 
Der Reichstag trat in der Sitzung vom 9. Februar 1891 
nach vorangegangener Diskussion diesem Antrage bei*''. 
Die Stimmzettel wurden darauf vorgelegt , und es wurden 
in der Kommission zunächst die Zettel aus einer Stadt und 
einer Anzahl von Gemeinden der Durchsicht unterzogen**. 
Es wurde dabei in der Weise verfahren, daß, ohne den 
darauf vermerkten Namen einzusehen, diejenigen Stimm- 
zettel ausgesondert wurden, welche den mit dem Proteste 
eingesandten Proben ähnlich erschienen. Der Kommissions- 
bericht bemerkt, „daß diese Aussonderung in leichter Weise 
vor sich gehen konnte, weil diese Stimmzettel sich deutlich 



*5 Bd. III, S. 202. 

*^ Vgl. den Bericht der Wahlprüfungskommission, VIII. Legislatur- 
periode, 1. Session, Anlageband III, S. 1768, Nr. 222 der Drucksachen. 

*'^ Sten. Berichte 1890/91, Bd. n, S. 1401—1408. 

^^ Vgl. den zweiten Bericht der Wahlpräfungskommission 1890/92, 
Anlageband V, S. 3521, Drucksache Nr. 585. 
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von den übrigen abgegebenen Stimmzetteln unterscheiden**. 
In der Kommission wurde denn auch allseitig anerkannt, 
daß die ausgesonderten Stimmzettel von dem gleichen 
Papiere als die mit dem Proteste eingesandten Zettelproben 
hergestellt waren. In der Folge fand sich, daß auf den 
sämtlichen so ausgesonderten Stimmzetteln — es waren im 
ganzen 691 — der Name des gewählten Kandidaten gedruckt 
war. Siebenundneunzigmal war dieser Name ausgestrichen und 
durch den des Hauptgegenkandidaten ersetzt. Im Falle der 
Ungültigkeitserklärung der Zettel hätte der als gewählt 
Proklamierte, da er nur 140 Stimmen über die absolute 
Majorität erhalten hatte, seine Mehrheit verloren; es wäre 
daher seine Wahl zu kassieren gewesen. Über die weiteren 
Vorgänge in der Wahlprüfungskommission spricht sich nun 
deren Bericht folgendermaßen aus: 

„Nach Schluß der Diskussion, welche sich darauf be- 
schränkte, ob die ausgesonderten Stimmzettel von weißem 
Papiere hergestellt seien oder nicht, wurde der Antrag auf 
Vertagung der Abstimmung gestellt und dieser Antrag damit 
begründet, daß die Kommission nur schwach besetzt sei und 
die Befürchtung vorliege, daß die Kommission einen 
Beschluß fasse, der mit dem früheren Beschlüsse der Kommis- 
sion in Widerspruch stände, was doch nach Möglichkeit 
vermieden werden müsse. 

Gegen den Antrag wurde geltend gemacht, daß im 
Falle einer Vertagung der Abstimmung die Möglichkeit 
vorliege, daß bei der demnächstigen Abstimmung einzelne 
Mitglieder der jetzt anscheinend vorhandenen Majorität 
nicht anwesend sein könnten und dann wiederum ein 
unrichtiges Bild der in der Kommission bestehenden Meinungs- 
verschiedenheit sieh ergeben könne, daß aber auch ein 
Widerspruch in der Beschlußfassung nicht von so großer 
Bedeutung sei, da schließlich doch dem Plenum des Reichs- 
tags die definitive Beschlußfassung zufalle". 

Es wurde darauf der Vertagungsantrag gegen zwei 
Stimmen abgelehnt. Mit 5 gegen 4 Stimmen wurde ferner 
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beschlossen, daß die ausgesonderten Stimmzettel von weißem 
Papiere und daher gültig seien. Eine Eonsequenz dieses 
Beschlusses war die Gültigkeitserklärung der Wahl, welche 
die Kommission mit 5 gegen 3 Stimmen dem Reichstage 
vorschlug. 

Das Reichstagsplenum beschäftigte sich mit diesem 
zweiten Berichte der Wahlprüfungskommission in der 
Qitzung vom 21. Januar 1892**. Die Lektüre dieser Ver- 
handlungen gewährt noch heute einen eigenartigen Reiz. 
Die Debatte beschäftigte sich ausschließlich mit der Frage: 
sind die ausgesonderten Zettel von weißem Papiere oder 
nicht? Ein durch die Schlagfertigkeit seines Witzes hervor- 
ragendes Mitglied ^^ beleuchtete gleich zu Beginn die Selt- 
samkeit der Situation, wie sie dadurch entstanden sei, daß 
die Mehrheit der Kommission entgegen ihrem früheren 
Votum wie auch entgegen dem des Plenums beschlossen 
habe, daß die ausgesonderten Stimmzettel von weißem 
Papiere seien. Daran anschließend bemerkte der Abgeord- 
nete : „Nun kann ja die Frage, was eigentlich weiß ist, von 
jedem verschieden beurteilt werden; es gibt sogar Leute, 
die schwarz für weiß sollen erklären können. Indessen, 
so weit geht es natürlich nicht. Von tief gefärbter dunkler 
Färbung sind die Zettel nicht; sie sind fahl gefärbt, wie 
sich das von selbst versteht, wenn sie auf die Farbe der 
Unschuld einen, wenn auch ungerechtfertigten Anspruch 
sollen machen können. Das ist natürlich. Aber das steht 
im Berichte der Kommission auch: es war eine Kleinigkeit, 
diese Stimmzettel, ohne daß man sah, wessen Name darauf 
gedruckt war, aus der Masse der Stimmzettel auszusondern. 
Damit ist das Urteil gesprochen. Das ist es, was das Wahl- 
gesetz verhindern will; es soll nicht möglich sein, die 
Stimmzettel nur an der Farbe ohne weiteres herauszufinden ; 
deshalb ist die Farbe weiß vorgeschrieben. Stimmzettel, 



*» Sten. Berichte 1890/92, Bd. VI, S. 3784 ff. 
^® Abgeordneter Muockel. 
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die eine solche weiße Nuance haben — jedenfalls kein 
reines, sondern ein schmutziges Weiß — , daß man sie ohne 
weiteres erkennen kann, erfüllen diese wesentlichste For- 
derung des Wahlgesetzes, die farbige ünerkennbarkeit, 
nicht. Und deshalb hat, wie ich glaube, das Plenum 
richtig entschieden; deshalb, glaube ich auch, wird das 
Plenum heute richtig entscheiden, wenn es, dem Antrag der 
Kommission entgegen, die Wahl flir ungültig erklärt". 

Die weitere Diskussion zeigte, daß die einzelnen Redner 
die Stimmzettel bald für weiße, bald für grüne erklärten. 
Einer der Abgeordneten berief sich auf eine Auskunft von 
Sachverständigen, wonach es weißes Papier überhaupt nicht 
gebe **. ZutreflFend war die Erwiderung von der Gegenseite, 
warum denn dann das Wahlgesetz dieses Papier für die 
Stimmzettel gefordert habe ^^. Und ein anderer Abgeord- 
neter fragte spöttisch: „Wenn es wirklich so schwierig ist, 
zu unterscheiden, was ist grün, und was ist weiß, warum 
hat denn da die Kommission nicht veranlaßt, daß die Sache 
der physikalisch-technischen Reichsanstalt zur Prüfung über- 
wiesen werde?" **^ Selbstverständlich sei die Frage, ob das 
Papier weiß sei oder nicht, keine Fraktionssache, wurde 
von einem der Redner hervorgehoben ®*. Aber das Studium 
der Abstimmungsliste ^^ — die Wahl wurde in Überein- 
stimmung mit dem Kommissionsantrage mit 112 gegen 
95 Stimmen für gültig erklärt — gibt auf diese Versicherung 
eine eigenartige Antwort: Die einzelnen Fraktionen haben 
mit einer einzigen Ausnahme geschlossen gestimmt. Die 
Krankheit der Farbenblindheit war also fraktionsweise auf- 
getreten. 

Durch eine rechtswidrige Entscheidung der Volksver- 
tretung wird nun aber die öffentliche Moral wesentlich 



«1 a. a. O. S. 3786. 

62 S. 3787. 

68 s. 3787. 

6* 8. 3788. 

w S. 3794 f. 
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ungünstiger beeinflußt als durch ein ungerechtes Urteil 
eines Gerichtshofes. Und es kann nach dem, was zuvor 
über die Legitimationsprüfung durch das Parlament in ihrem 
Verhältnisse zur Rechtspflege gesagt worden ist, nicht als 
befremdlich erscheinen, daß ein derartiges parlamentarisches 
Urteil, selbst wenn es wirklich nach strengem Rechte zu 
entscheiden beabsichtigte oder gar entschieden hat, weder 
in der Beurteilung der Außenstehenden, noch insbesondere 
in der Empfindung der unterlegenen Partei den Kredit 
eines Richterspruches genießt. Vielmehr wird es derjenigen 
Kritik unterzogen, die man dem politischen Gegner an- 
gedeihen läßt, und wird daher, wenn die Sache nur irgend- 
wie streitig ist, als Machtspruch der Mehrheitsparteien mit 
allen Mitteln des politischen Kampfes heruntergesetzt. Dabei 
ist das Wort Seydels*® zuverlässig wahr, daß nichts 
geeigneter sei, die Achtung vor dem Parlamente zu schädigen, 
als der Verdacht des Rechtsbruches. 

Dies führt schließlich zu dem Versuche eines Beweises 
nach der Richtung, daß es in letzter Instanz auch im 
Interesse der Parlamente selbst läge, wenn sie außer alle 
und jede Beziehung zur Prüfung der Wahlen ihrer Mit- 
glieder gesetzt würden. Einmal kommt nämlich in Betracht, 
daß die Belastung des Parlaments mit der heterogenen Auf- 
gabe, über Legitimationsfragen richterlich zu entscheiden, 
der Erledigung der Hauptarbeiten hindernd im Wege steht 
Nun mögen allerdings häufig die Pflichten der Gesetzgebung 
vorangestellt werden; aber dadurch wird dann wieder eine 
Verzögerung der Justiz bewirkt. Insbesondere ist ja über 
eine solche Verzögerung von Seiten des deutschen Reichs- 
tags allgemein geklagt worden. Mit vollem Rechte. War 
doch z. B. im Jahre 1903 bei Ablauf der fünfjährigen 
Legislaturperiode eine Entscheidung über zwei der bestrit- 
tensten Wahlen noch nicht getroflfen. Und als Ende 1906 
der Reichstag nach fast 3^/2Jährigem Bestände aufgelöst 



5« Gutachten, S. 151. 
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wurde, waren noch 17 Prüfungen unerledigt, darunter 
volle 12, die Wahlen aus dem Jahre 1903 betrafen *^. 

Endlich wird durch die parlamentarische Wahlprüfung 
ein das kollegiale Zusammenwirken der einzelnen Mitglieder 
empfindlich schädigendes Moment persönlicher Gehässigkeit 
in die Parlamente getragen. Auch im für gewöhnlich doch 
recht sachlich diskutierenden deutschen Reichstage sind bei 
Gelegenheit von Wahlprüfungen häufig unfreundliche Worte 
gehört worden. So hat sich einmal ein sehr angesehener 
Abgeordneter zu dem scharfen Ausspruche hinreißen lassen, 
daß er und seine politischen Freunde nur deshalb in der 
Wahlprüfungskommission säßen, „damit doch wenigstens 
einer oder einige in der Kommission sitzen, die dafür ein- 
treten, daß nicht schließlich alles Recht mit Füßen getreten 
wird.« " 

Der Befürchtung, ein Gerichtshof, dem man die Legiti- 
mationsprüfung übertrage, werde in den Kampf der poli- 
tischen Parteien verwickelt werden, ist folgendes entgegen- 
zuhalten : 

Es ist überhaupt ein Ding der Unmöglichkeit, einen 
Richter zu finden, der politisch absolut parteilos wäre^®. 
Sollte es aber nicht eine ausreichende Garantie für die 
Unparteilichkeit und Gesetzmäßigkeit der Entscheidungen 

^'' In Österreich verlangt jetzt der § 41 der Keichsrats Wahlordnung 
Tom 26. Januar 1907 eine Entscheidung des Abgeordnetenhauses über die 
Gültigkeit einer jeden Wahl längstens binnen einem Jahre, nachdem sie 
erfolgt ist. Vgl. hierzu Kelsen, a. a. O. S. 148 ff. Drei Anträge, die 
bei Beratung der österreichischen Wahlreform die Einsetzung eines be- 
sonderen Wahlprüfungsgerichtshofes anregten, wurden abgelehnt — Über 
Wahlprüfiingsstatistik vorzüglich Fr enge 1, Beiträge zur Wahlprüfungs- 
statistik des deutschen Reichstags 1871 — 1890 (Separatabdruck aus den 
Annalen des Deutschen Reichs 1892); die sehr zu begrüßende Vervoll- 
ständigung bis zur Gegenwart steht bevor. Vgl. auch Bonhard, Was 
lehren uns die Ergebnisse der Reichstagswahlen?, S. 61 ff. — Gegen die 
langsame Behandlung der Wahlprüfungen im vorigen Reichstage v. G e r - 
lach in den Aufsätzen „^ie Wahlprüfungs Verschleppungskommission" u. 
„Wahlprüfungs,reste*" in der Nation, 23. Jahrgang, 1905/06, Nr. 15 und 
Nr. 47, S. 229 f., 471 f. 

^^ Reichstag 1885/86, S. 2015 der Stenogr. Berichte (Sitzung vom 
9. April 1886). 

^^ Jellinek, Verfassungsgerichtshof, S. 66. 
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eines Gerichtshofes sein, daß sie mit Gründen versehen 
sein müssen, für welche die Mitglieder, deren Namen allgemein 
bekannt sind, die moralische Verantwortung tragen? ®® 

Erörterungen über die Art der Besetzung eines unab- 
hängigen Wahlprüfungsgerichtshofes können vorbehalten 
bleiben. Besondere praktische Schwierigkeiten bietet seine 
Einrichtung nicht. Auch verwandte Aufgaben anderer Art 
könnten ihm nach dem Vorbilde der Jellinekschen Vor- 
schläge übertragen werden. Geschieht dies, so wäre für 
das Deutsche Reich wohl an die Schaffung eines Verfassungs- 
gerichtshofes zu denken, wie sie schon oft gefordert worden 
ist®*. Aber auch die Betrauung eines bereits vorhandenen 
obersten Gerichtshofes — so des Reichsgerichts oder eines 
Oberverwaltungsgerichts — mit der Aufgabe der Wahl- 
prüfung wäre eine für, Deutschland wohl diskutable, für 
Österreich, das ohnehin schon sieben koordinierte höchste 
Gerichtshöfe zählt, sogar vorzuziehende Regelung®^. 

Alles in allem: es sind, wie treffend gesagt worden 
ist®^, schon schwierigere Probleme der Organisation gelöst 
worden. Wo ein Wille ist, da ist auch ein Weg, 



•<^ Lab and im Archiv für öffentliches Recht, I, 8. 229. 

^^ Neuerdin^ z. B. von Hatschek, Bismareks Werk in der Reichs- 
Verfassung, S. 14. 

*^ Jellinek, Yerfassongsgerichtshof, S. 52 f.; La band im Archiv, 
für öffentliches Recht, I, 8. 229 f.; 8e7del, Gutachten, 8. 152. 

•8 Walz, Wahlpräfung, 8. 126. 



Anhang. 

L 

Anszüg ans der Geschäftsordnung für den 
Reichstag. 

Zusammentritt des Reichstages nnd Prflfdng der Wahlen. 

Zusammentritt des Reichstages. 

§ 1. 

Beim Eintritt in eine neue Legislaturperiode treten 
nach Eröffnung des Reichstages die Mitglieder desselben 
unter dem Vorsitze ihres ältesten Mitgliedes zusammen. 
Das Amt des Alterspräsidenten kann von dem dazu Be- 
rufenen auf das im Lebensalter ihm am nächsten stehende 
Mitglied übertragen werden. 

Für jede fernere Session derselben Legislaturperiode 
setzen die Präsidenten der vorausgegangenen Session ihre 
Funktionen bis zur vollendeten Wahl des Präsidenten fort 

(§ 9). 

Der Vorsitzende ernennt provisorisch, für die Frist 
bis zur Konstituierung des Vorstandes (§ 10), vier Mitglieder 
zu Schriftführern. 

Bildung der Abteilungen. 

§2. 
Der Reichstag wird durch das Los in sieben Ab- 
teilungen von möglichst gleicher Mitgliederzahl geteilt. 
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Jede Abteilung wählt mit absoluter Stimmenmehrheit 
einen Vorsitzenden und einen Schriftführer, sowie Stell- 
vertreter tür beide. 

Die Abteilungen bestehen fort, bis der Reichstag auf 
einen durch 50 Unterschriften unterstützten Antrag ihre 
Erneuerung beschliefit. Dieselben sind ohne Rücksicht auf 
die Zahl der anwesenden Mitglieder beschlußfähig (§ 30). 

Prüfung der Wahlen. 

§3. 
Behufs Prüfung der Wahlen wird jeder Abteilung eine 
möglichst gleiche Anzahl der einzelnen Wahlverhandlungen 
durch das Los zugeteilt. 

§4. 
Wahlanfechtungen und von Seiten eines Reichstags- 
mitgliedes erhobene Einsprachen, welche später als zehn Tage 
nach Eröffnung des Reichstages und bei Nachwahlen, die 
während einer Session stattfinden, später als zehn Tage 
nach Feststellung des Wahlergebnisses erfolgen, bleiben un- 
berücksichtigt. 

§5. 
Von der Abteilung sind die Wahlverhandlungen, wenn 

1. eine rechtzeitig (§ 4) erfolgte Wahlanfechtung oder Ein- 
sprache vorliegt, oder 

2. von der Abteilung die Gültigkeit der Wahl durch Mehr- 
heitsbeschluß für zweifelhaft erklärt wird, oder 

3. zehn anwesende Mitglieder der Abteilung einen aus dem 
Inhalte der Wahlverhandlung abgeleiteten, speziell zu be- 
zeichnenden Zweifel gegen die Gültigkeit der Wahl er- 
heben, 

an eine besondere Wahlprüfungskommission abzugeben. 

Diese Kommission wird in jeder Session für die Dauer 
derselben gewählt. Für die Kommission sind die §§ 26, 
27, 29 — 31 der Geschäftsordnung maßgebend. 
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§6. 
Findet die Abteilung sonstige erhebliche Ausstellungen, 
ohne daß die Voraussetzungen für Abgabe an die Wahl- 
prüfungskommission (§ 5) vorliegen, so ist von der Ab- 
teilung an den Reichstag Bericht zu erstatten. 

§7. 
Wahlen, bei denen keiner der in den §§ 5 und 6 be- 
zeichneten Fälle vorliegt, werden vom Präsidenten nach- 
richtlich zur Kenntnis des Reichstages gebracht, und wenn 
bis dahin der zehnte Tag (§ 4) noch nicht verflossen, einst- 
weilen als gültig betrachtet; nach Ablauf der zehntägigen 
Frist sind sie definitiv gültig. 

§ 8. 

Bis zur Ungültigkeitserklärung einer Wahl hat der 
Gewählte Sitz und Stimme im Reichstage. 

Mitglieder, deren Wahl beanstandet wird, dürfen in Be- 
ziehung auf ihre Wahl alle ihnen nötig scheinenden Auf- 
klärungen geben, nicht aber an der Abstimmung teilnehmen. 



II. 

Auszug aus dem Berichte der Wahlprflfungskommission 

des Belehstags Tom 4. Mai 1898 über die Ergebnisse der 

Wahlprüfungen in der neunten Legislaturperiode Ton 

1893-1898 ^ 

Bei der Prüfung der Wahlakten sind Verstöße gegen 
die nachbezeichneten Paragraphen des Wahlgesetzes für 
den Reichstag vom 31. Mai 1869 und des zu dessen Aus- 
führung erlassenen Reglements vom 28. Mai 1870 wieder- 
holt wahrgenommen worden, aus deren übereinstimmenden 



1 1897/98, Druceache Nr. 286, S. 2368—2370 der Anlagen, 
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Beurteilung zwischen Kommission und Reichstag folgende 
Grundsätze abgeleitet worden sind. 



Wahlgesetz. 



§ 10. 



Eine die Wahlfreiheit beeinträchtigende Beeinflussung 
wurde in der Tätigkeit der staatlichen und kommunalen 
Beamten zu gunsten eines bestimmten Kandidaten gesehen, 
wenn dieselbe einen Umfang angenommen hat, daß daraus 
zu folgern war, die Staatsregierung wünsche die Wahl 
dieses Kandidaten. Bei dieser Art der Wahlbeeinflussung 
ist gleichgültig, ob der agitierende Beamte polizeiliche Befug- 
nisse hat oder nicht. Eine Kandidatur wurde als offizielle 
angesehen, wenn die Gemeindevorsteher auf an sie gerichtete 
Anweisung des Landrats für einen bestimmten Kandidaten 
agitierten oder wenn sie durch die Gemeindediener Stimm- 
zettel für einen Kandidaten verteilen ließen. 

Die Wahlfreiheit wird unzulässig beeinflußt^ wenn 
Landräte, Landratsamtsverwalter Wahlaufrufe zu gunsten 
einer bestimmten Partei oder eines bestimmten Kandidaten 
unter Beifügung ihres Amtscharakters unterzeichnen; auch 
ohne öffentliches Auftreten Gemeinden oder Privatpersonen 
für den Fall einer bestimmten Stimmabgabe Vorteile oder 
umgekehrt Nachteile in Aussicht stellen ; wenn sie in Kreis- 
tags- und Gemeindeversammlungen, in den Sitzungen der 
landwirtschaftlichen Vereine und in ähnlichen Versammlungen 
oder in Zirkularen für oder gegen eine Kandidatur Stellung 
nehmen; wenn aus ihren Bureaus Stimmzettel oder Flug- 
blätter zur Versendung gelangen derart, daß die Herkunft 
der letzteren erkannt werden kann. Dasselbe gilt für andere 
Beamte mit obrigkeitlicher Gewalt. Insbesondere liegt eine 
unzulässige Wahlbeeinflussung vor, wenn Distriktskommissare 

Staats- und Völkerrecht!. AbhandluDgen VII 2. — Leser. 10 
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für einen bestimmten Kandidaten eintreten. Das Gleiche 
gilt für alle Beamten, w:elche zu gunsten einer bestimmten 
Kandidatur an die ihnen unterstellten Behörden oder Beamten 
in Schreiben sich wenden, sofern die letzteren nicht zweifel- 
los als private kenntlich sind. Es liegt ferner eine unzu- 
lässige Wahlbeeinflussung vor, wenn Gemeindebeamten oder 
Gendarmen oder Amtsvorsteher durch Gemeindediener 
Stimmzettel zu einer Zeit konfiszieren, wo deren Neu- 
beschaffung und rechtzeitige Verteilung vor der Wahl nicht 
mehr gut tunlich war. 

Es ist eine unzulässige Wahlbeeinflussung, wenn Bürger- 
meister, welche mit Polizeigewalt bekleidet sind, einen 
Kandidaten aufstellen, Unterschriften unter ein an diesen 
gerichtetes Schreiben, worin sie ihn um Annahme der Kandi- 
datur ersuchen, von anderen sammeln, Wahlzettel verschicken, 
gegnerische Stimmzettel konfiszieren, Wählerversammlungen 
von Eingesessenen ihrer Bürgermeistereien zusammenberufen 
und in solchen die Wahl eines Kandidaten empfehlen, 
wenn sie Gemeindediener mit der Verteilung von Stimm- 
zetteln oder Flugblättern beauftragen ; wenn Gemeindediener 
und andere Gemeindebeamte solche Aufträge ausführen oder 
auch ohne amtlichen Auftrag solche Handlungen vornehmen, 
sofern sie bei deren Vornahme mit amtlichen Abzeichen ver- 
sehen oder in Amtskleidung sind. Insbesondere ist dies 
der Fall, wenn sie in dieser Weise gegnerische Stimmzettel 
in den Häusern abfordern, mit gewerblichen oder andern 
Nachteilen drohen. Das Gleiche gilt, wenn Lehrer in der 
Schule Stimmzettel an die Schüler zur Übermittelung an 
deren Eltern verteilen oder den Eltern drohen, ihren Kindern 
den Schulurlaub zu verweigern, wenn sie einen bestimmten 
Kandidaten wählen. 
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